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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

ein ereignisreiches Jahr 2023 geht zu Ende. Ein Jahr, 
das unser Land erneut vor große Herausforderun-
gen gestellt hat. Noch immer kämpft weniger als 
1.500 Kilometer von Deutschlands Grenze entfernt 
die Ukraine gegen einen brutalen Angriffskrieg 
Russlands. Der beispiellose und zutiefst menschen-
verachtende Terrorüberfall der Hamas auf die isra-
elische Bevölkerung hat die Welt erschüttert und 
vielerorts Konflikte neu angefacht. Innenpolitisch 
hat das Bundesverfassungsgericht erst im Novem-
ber Klarheit zur Anwendung der Schuldenbremse 
geschaffen  – mit weitreichenden Folgen für den 
Bundeshaushalt und auch die Länderhaushalte.

Das BMF hat entschlossen reagiert. Schon kurz 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts haben wir einen Nachtragshaushalt für das 
Jahr 2023 vorgelegt. Die Vorgaben haben wir un-
mittelbar angewendet und notwendige Anpas-
sungen für den Bundeshaushalt 2024 vorbereitet. 
Finanzielle Prioritäten müssen wir neu setzen und 
Sparpotenziale im Haushalt identifizieren. Wir 
werden mit weniger Mitteln künftig eine wirk-
samere Politik gestalten müssen. Und gleichzei-
tig setzen wir wichtige Impulse, um neues wirt-
schaftliches Wachstum zu ermöglichen. Es bleibt 
bei Rekordinvestitionen im Bundeshaushalt. Die 
Entlastung der deutschen Wirtschaft bei den 
Energiepreisen – etwa durch die gesenkte Strom-
steuer  – hat Bestand. Auch die Bürgerinnen und 
Bürger entlasten wir weiter durch den Abbau der 

kalten Progression bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer in Höhe von 15 Mrd. Euro.

Bei der eingeleiteten Trendwende in der Finanzpo-
litik halten wir weiter Kurs. Trotz neuer Herausfor-
derungen setzen wir die Konsolidierung der deut-
schen Staatsfinanzen fort. Die Schuldenbremse hat 
Bestand und die deutsche Schuldenquote sinkt 
weiter.

Auf die geopolitischen Herausforderungen senden 
wir eine klare Reaktion. Die Ukraine werden wir 
mit 8 Mrd. Euro an direkter militärischer Hilfe un-
terstützen. Das ist nicht nur ein Zeichen der Solida-
rität mit unseren Partnern, sondern auch ein klares 
Bekenntnis zu unserer sicherheitspolitischen Ver-
antwortung in Europa.

In einer Phase von neuem Krieg und Terror im Na-
hen Osten stehen wir fest an der Seite Israels. Anti-
semitische Übergriffe und Gewalttaten haben uns 
in der Folge auch in Deutschland erschüttert. Als 
sichtbares Bekenntnis zu gesellschaftlicher Vielfalt 
und jüdischem Leben in unserem Land feierte das 
BMF in diesem Jahr erstmals das Lichterfest Cha-
nukka. Ein würdiges Ereignis, das viele unserer Kol-
leginnen und Kollegen im BMF tief bewegt hat. In 
dieser schweren Zeit senden wir ein Zeichen der 
Gemeinschaft und der Zuversicht an Jüdinnen und 
Juden in Deutschland und in aller Welt.

Während sich das Jahr nun seinem Ende entge-
gen neigt, ist auch die Halbzeit der Legislaturperi-
ode erreicht. In diesen zwei Jahren haben multiple 
Krisen eine Kraftanstrengung der gesamten Bun-
desregierung erfordert. Wir haben unter schwers-
ten Bedingungen die Energieversorgung unseres 
Landes gesichert, u. a., indem wir im Rekordtempo 
LNG-Infrastruktur errichtet haben. Wir haben 
wirtschaftliche und soziale Verwerfungen verhin-
dert und zugleich wichtige Impulse für den Stand-
ort Deutschland gesetzt: Drei Entlastungspakete 
in Milliardenhöhe sind umgesetzt, das Zukunfts-
finanzierungsgesetz beschlossen und das Wachs-
tumschancengesetz auf den Weg gebracht wor-
den. Die strukturellen Herausforderungen für 
unser Land sind wir also konsequent angegangen. 
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Viele internationale Beobachter hätten Deutsch-
land nicht zugetraut, die Situation so gut zu bewäl-
tigen. Wir haben gezeigt, dass es geht. So machen 
wir weiter.

Lassen Sie uns also nun mit Mut und Zuversicht 
nicht nur auf das neue Jahr, sondern auch auf die 
noch vor uns liegende zweite Hälfte der Legisla-
turperiode blicken. In diesem Sinne wünsche ich 

Ihnen glückliche Festtage und einen guten Start in 
das neue Jahr.

Ihr	  

 
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Kluge Finanzen für alle – Launch der Finanz
bildungsplattform „Mit Geld und Verstand“

Neue Plattform bündelt 
Informationen zu Finanzen

Wer für die eigenen Finanzen kluge Entscheidun-
gen treffen und sein Leben selbstbestimmt gestal-
ten möchte, braucht Wissen und Kompetenzen zu 
Geld, Steuern und Wirtschaft. Doch die finanzi-
elle Bildung der Deutschen zeigt Verbesserungsbe-
darfe. Relevante Informationen sind zudem selten 
auf einen Blick erhältlich und oft ist nicht klar, wie 
seriös die verschiedenen Angebote sind. Mit dem 
Launch der digitalen Finanzbildungsplattform 
„Mit Geld und Verstand“ am 6. Dezember 2023 hat 
das BMF gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) einen ersten 

Meilenstein erreicht, um unabhängige Informati-
onen für Menschen in allen Lebensphasen auf ei-
ner Webseite zu bündeln. Das Ziel: vertrauens-
würdige Informationen für alle leicht zugänglich 
machen und die finanzielle Bildung in Deutsch-
land verbessern.

www.mitgeldundverstand.de

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Florian Toncar spricht auf der Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“ am 6. Dezember 2023 
in Berlin. 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek

http://www.mitgeldundverstand.de
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Seriöse, unabhängige 
Informationen auf einen Blick

Die Plattform stellt u. a. Rechner, Merkblätter und 
Unterrichtsmaterialien zur Verfügung, bisher von 
Anbietern wie der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht, der Deutschen Bundesbank so-
wie verschiedenen Bundes- und Landesminis-
terien. Nutzerinnen und Nutzer können sich so 
beispielsweise auf die erste Steuererklärung vor-
bereiten, das ihnen zustehende Elterngeld berech-
nen oder einen Überblick zur Handhabung von 
Einkommen aus einer Beschäftigung im Renten-
alter erhalten. Im weiteren Verlauf wird sich das 

Angebot um weitere Beiträge erweitern. Bundes-
finanzminister Christian Lindner erklärte dazu: 
„Mit der digitalen Finanzbildungsplattform schaf-
fen wir eine zentrale Anlaufstelle, in der öffentliche 
Angebote von besonderer Qualität auf einen Blick 
verfügbar sind. Das ist der Startschuss  – wir wol-
len die Plattform weiterentwickeln und auf wei-
tere qualitätsgesicherte Angebote ausweiten. Ziel 
ist, dass jeder ‚mit Geld und Verstand‘ Entscheidun-
gen treffen kann.“ Bundesbildungsministerin Bet-
tina Stark-Watzinger betonte: „Finanzielle Bildung 
ist ein wesentlicher Teil der Allgemeinbildung und 
begleitet uns durch das ganze Leben.“

450 Gäste nahmen an der Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“ teil. 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Vorgestellt wurde die Plattform im Rahmen der 
Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“ am 
6. Dezember 2023 in Berlin. Die zweitägige Konfe-
renz lieferte wichtige Erkenntnisse für die Finanz-
bildungsstrategie für Deutschland, die BMF und 
BMBF derzeit gemeinsam mit der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung erarbeiten. Diese soll im Herbst 2024 präsen-
tiert werden.

BMF und BMBF haben am 23. März 2023 gemein-
sam die Initiative Finanzielle Bildung gestartet. 
Eckpunkte sind die Erarbeitung einer nationalen 
Finanzbildungsstrategie, der Aufbau einer zentra-
len Finanzbildungsplattform und die Förderung 
von Forschung zu finanzieller Bildung.

Bundesbildungsministerin Bettina Stark-Watzinger spricht auf der Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“. 

© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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	● Am 13. Dezember 2023 wurde eine politische Einigung zum Bundeshaushalt 2024 erreicht.

	● Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023, welches das Zweite 
Nachtragshaushaltsgesetz 2021 für nichtig erklärte, waren Anpassungen im Bundeshaushalt 2023 
und mit Blick auf den Bundeshaushalt 2024 notwendig. Dies betrifft insbesondere die Wirtschafts-
pläne der Sondervermögen Klima- und Transformationsfonds, Wirtschaftsstabilisierungsfonds – 
Teilbereich Energie sowie Aufbauhilfe 2021.

	● Mit dem Nachtragshaushalt 2023, der am 15. Dezember 2023 vom Deutschen Bundestag verab-
schiedet wurde, wird der Bundeshaushalt 2023 im Lichte des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts angepasst. Mit diesem Haushalt wird eine sichere Rechtsgrundlage für die Mittel geschaffen, 
die in diesem Jahr zur Krisenbewältigung eingesetzt werden. Zusätzliche Schulden sind mit dem 
Nachtragshaushalt nicht verbunden – vielmehr sinkt sogar aufgrund absehbarer Minderausgaben 
die veranschlagte Nettokreditaufnahme. Zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben hat 
der Deutsche Bundestag beschlossen, im Jahr 2023 die Ausnahmeregel gemäß Art. 115 Abs. 2 Satz 6 
des Grundgesetzes in Anspruch zu nehmen – die reguläre Obergrenze der Schuldenregel wird im 
Jahr 2023 insofern überschritten. Grund ist die weiter bestehende außergewöhnliche Notsituation 
aufgrund der mit dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine verbunde-
nen tiefgreifenden humanitären, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen, die sich 
der Kontrolle des Staates entzieht und auch 2023 erheblich die Finanzlage des Bundes beeinträch-
tigt. Auch im Hinblick auf die Folgen der Hochwasserkatastrophe 2021 in Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz ergibt sich eine außergewöhnliche Notsituation.

	● Gemäß der politischen Vereinbarung zum Bundeshaushalt für das Jahr 2024 soll die reguläre 
Obergrenze der Schuldenregel im kommenden Haushaltsjahr wieder eingehalten werden und so 
eine weitere Verringerung von Staatsdefizit und Schuldenquote erzielt werden. Dafür werden klare 
Prioritäten auf der Ausgabeseite gesetzt, klimaschädliche Subventionen gekürzt und die CO2-Be-
preisung auf den ursprünglich von der Vorgängerregierung beschlossenen Preispfad angepasst.

	● Gleichzeitig werden Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen wie geplant steuerlich durch 
den zweiten Schritt beim Inflationsausgleichsgesetz in Höhe von 14,2 Mrd. Euro, durch das Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz um rund 900 Mio. Euro sowie durch die Senkung der Stromsteuer im 
Umfang von 3 Mrd. Euro entlastet.

	● Die Investitionen werden auf hohem Niveau weitergeführt und die grüne Transformation und 
Modernisierung Deutschlands vorangetrieben.

Bundeshaushalt 2024: entlasten, modernisieren, 
konsolidieren

12
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Politische Einigung erzielt

Am 13.  Dezember  2023 erreichten Bundeskanz-
ler Olaf Scholz, Vizekanzler Dr. Robert Habeck und 
Bundesfinanzminister Christian Lindner eine po-
litische Einigung zur Ausgestaltung des Bundes-
haushalts  2024. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte am 15. November 2023 geurteilt, dass das Ge-
setz über den Zweiten Nachtragshaushalt 2021 ver-
fassungswidrig ist. Unmittelbar betroffen von die-
sem Urteil ist das Sondervermögen „Klima- und 
Transformationsfonds“ (KTF). Bei Übertragung der 
von Karlsruhe festgelegten Grundsätze auf die üb-
rigen Sondervermögen sind mittelbar auch der 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds – Teilbereich Ener-
gie (WSF-Energie) und der Fonds Aufbauhilfe 2021 
zur Bewältigung der Folgen der Hochwasserkatas
trophe von 2021 betroffen.

Der Klima- und Transformationsfonds 
(KTF) 
ist eine Weiterentwicklung des 2010 einge-
richteten Sondervermögens „Energie- und 
Klimafonds“. Das Sondervermögen finan-
ziert sich aus eigenen Einnahmen aus dem 
europäischen Emissionshandel ETS und der 
nationalen CO2-Bepreisung. Hauptzweck 
des KTF ist es, die Transformation Deutsch-
lands zu einer nachhaltigen und klima-
neutralen Volkswirtschaft voranzutreiben. 
Förderschwerpunkte sind dabei die ener-
getische Gebäudesanierung, die Dekarbo-
nisierung der Industrie, der künftige Auf-
bau einer Wasserstoffwirtschaft sowie die 
Halbleiterförderung.

Der Bundeshaushalt  2023 wurde mit dem Nach-
tragshaushaltsgesetz 2023 angepasst. Mit Blick auf 
den Bundeshaushalt  2024 sind im Lichte des Ur-
teils des Bundesverfassungsgerichts vom 15.  No-
vember  2023 Neupriorisierungen notwendig. Da-
bei hält die Bundesregierung an ihren Zielen fest, 
Deutschland wettbewerbs- und zukunftsfähig zu 
machen, Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen 
spürbar zu entlasten und die Verringerung von 

Schuldenquote und Staatsdefizit fortzusetzen. Die 
Ukraine kann sich Deutschlands Unterstützung si-
cher sein. Unter anderem sind 2024 bilaterale Hil-
fen in Höhe von 8 Mrd. Euro vorgesehen.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. November 2023 
Das Bundesverfassungsgericht urteilte am 
15. November 2023, dass das Gesetz über 
den Zweiten Nachtragshaushalt 2021 verfas-
sungswidrig und nichtig ist. Es äußerte sich 
erstmals umfassend zu der Ausnahmeregel 
von der Schuldenbremse im Grundgesetz 
im Rahmen notlagenkreditfinanzierter Son-
dervermögen und klärte die Voraussetzun-
gen für die Inanspruchnahme solcher Kre-
dite rechtlich. Das Gericht entschied u. a., 
dass die Haushaltsprinzipien der Jährlich-
keit, der Jährigkeit und der kassenwirksamen 
Fälligkeit gelten, sodass Notlagen-Krediter-
mächtigungen lediglich für das Notlagen-
jahr zur Verfügung stehen und anschließend 
verfallen.

Bundeshaushalt 2023: 
weniger Schulden als geplant, 
Rechtssicherheit für Flutopfer

Um dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
Folge zu leisten, hat die Bundesregierung am 
27.  November  2023 den Entwurf des Nachtrags-
haushalts  2023 beschlossen, der am 15.  Dezem-
ber  2023 vom Deutschen Bundestag beschlossen 
wurde und den der Bundesrat noch am selben Tage 
gebilligt hat. Bundesfinanzminister Lindner er-
klärte dazu: „Mit dem Nachtragshaushalt 2023 zie-
hen wir die Konsequenzen aus dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts. Wir nehmen in diesem Jahr 
keine zusätzlichen Schulden auf, sondern im Er-
gebnis sogar weniger. Aber die Verteilung der Kre-
ditaufnahme auf die Haushaltsjahre 2022 und 2023 
muss aus verfassungsrechtlichen Gründen verän-
dert werden.“

Bundeshaushalt 2024: entlasten, modernisieren, konsolidieren
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Mit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2023 wird:

	● der Wirtschaftsplan des KTF angepasst. Die 
Rücklage des Sondervermögens verringert sich 
um 60 Mrd. Euro.

	● die Rücklage des Sondervermögens Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds Energie (WSF-
Energie) gestrichen. Die Rechte und Pflichten 
des WSF-Energie gehen auf den Bund über. Für 
das Jahr 2023 erhält der WSF-Energie eine Kre-
ditermächtigung. Zum Jahresende wird der 
WSF-Energie aufgelöst. Hiermit einhergehende 
und erforderliche Gesetzesanpassungen regelt 
das Haushaltsfinanzierungsgesetz 2023.

	● die Rücklage des Sondervermögens „Aufbau-
hilfe 2021“ gestrichen, mit dem von der Hoch-
wasserkatastrophe des Sommers 2021 be-
troffene Menschen unterstützt werden. Zur 
Deckung der Ausgaben erhält der Aufbau-
hilfefonds 2021 eine Zuweisung in Höhe von 
1,6 Mrd. Euro aus dem Haushalt.

	● Damit wird eine sichere Rechtslage für die be-
reits genutzten Mittel zur Krisenbewältigung 
geschaffen, ohne dass neue Schulden aufge-
nommen werden.

Bundeshaushalt 2024: 
Neupriorisierungen 
für ein zukunfts- und 
wettbewerbsfähiges Land

Mit der politischen Einigung zum Bundeshaus-
halt 2024 am 13. Dezember 2023 hat die Bundesre-
gierung Handlungsfähigkeit in herausfordernden 
Zeiten unter Beweis gestellt. Bundeskanzler Scholz, 
Vizekanzler Dr.  Habeck und Bundesfinanzminis-
ter Lindner haben sich auf ein ausgewogenes Paket 
mit Neupriorisierungen geeinigt. Damit wird der 
Kurs der fiskalischen Konsolidierung fortgesetzt – 
die reguläre Obergrenze der Schuldenregel nach 
dem Grundgesetz wird im Jahr  2024 wieder ein-
gehalten, Schuldenquote und Staatsdefizit werden 
abermals sinken. Nach der expansiven Fiskalpoli-
tik im Zuge der Coronapandemie und den Auswir-
kungen der Zeitenwende bleibt das klare Ziel dieser 
Legislaturperiode die Normalisierung der Fiskal-
politik. Bereits die Entwicklung der Schuldenquote 
spricht dafür, dass Deutschland sich auf dem rich-
tigen Pfad befindet: von 69 % im Jahr 2021 auf vo
raussichtlich 64 % im Jahr 2024.

Erreicht wird das insbesondere durch die

	● Streichung klimaschädlicher Subventionen,

	● Senkung der Ausgaben einzelner Ressorts, z. B. 
im Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr und im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und die

	● Verringerung von Bundeszuschüssen.

Soll 2023 Nachtrag 2023 Veränderung

Ausgaben 476,3 461,2 -15,1

Einnahmen (ohne NKA) 430,7 433,8 3,1

davon: Steuereinnahmen 358,1 356,3 -1,8

Nettokreditaufnahme 45,6 27,4 -18,2

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Kennziffern zum Nachtragshaushalt 2023
in Mrd. Euro
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Trotz der Kürzungen werden die Investitionen auf 
hohem Niveau fortgeführt und die Transforma-
tion zu einer klimaneutralen Volkswirtschaft wird 
schnell und entschlossen vorangetrieben. Letzteres 
erfolgt beispielsweise mit dem Abbau von klima-
schädlichen Subventionen und der Rückkehr zum 
alten CO2-Preispfad der Vorgängerregierung. Das 
zentrale Instrument zur Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft bleibt der KTF.

Spürbare Entlastungen für 
dynamischeres Wachstum

Der Wirtschaftsstandort Deutschland war in den 
vergangenen vier Jahren mit tiefgreifenden Kri-
sen konfrontiert. Die Auswirkungen der Coro-
na-Pandemie waren noch nicht vollständig über-
wunden, als der russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine begann. Mit der Aggression Russlands ka-
men stark steigende Energiepreise und eine an-
haltende Inflation im Euroraum an. Die Auswir-
kungen dieser multiplen Krisen sind weiterhin zu 
spüren. In diesem anspruchsvollen Umfeld muss 
der Wirtschaftsstandort zugleich die großen Zu-
kunftsherausforderungen der Dekarbonisierung, 
Digitalisierung und des demografischen Wandels 
bewältigen und seine Wettbewerbsfähigkeit be-
haupten. Priorität hatten bei den Gesprächen zum 
Bundeshaushalt 2024 daher auch Maßnahmen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen Dynamik. Dazu ge-
hören insbesondere

	● 15 Mrd. Euro an Entlastungen bei der Lohn- 
und Einkommenssteuer durch das Inflati-
onsausgleichsgesetz und das Zukunftsfinan-
zierungsgesetz. Davon profitieren ab dem 
1. Januar 2024 rund 48 Millionen Menschen.

	● 3 Mrd. Euro für die Stromsteuersenkung

	● die schnelle Integration von Geflüchteten aus 
der Ukraine in den deutschen Arbeitsmarkt

	● Umsetzung des Wachstumschancengesetzes in 
vollem Umfang.

Das Wachstumschancengesetz 
heißt in Langform Gesetz zur Stärkung von 
Wachstumschancen, Investitionen und In-
novation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness. Der Gesetzentwurf wur-
de am 8. Oktober 2023 vom Bundeskabinett 
beschlossen und das Gesetz vom Deutschen 
Bundestag am 17. November 2023. Es wird 
derzeit noch im Vermittlungsausschuss von 
Bundestag und Bundesrat beraten. Mit dem 
Gesetz werden zielgerichtete Maßnahmen 
ergriffen, die die Liquiditätssituation der Un-
ternehmen verbessern und Impulse setzen, 
damit Unternehmen dauerhaft mehr inves-
tieren und mit unternehmerischem Mut In-
novationen wagen können. Dies ist wich-
tig, um die Transformation der Wirtschaft zu 
begleiten sowie die Wettbewerbsfähigkeit, 
die Wachstumschancen und den Standort 
Deutschland zu stärken.

Mit dem Wachstumschancengesetz setzt der Staat 
Investitions- und Innovationsanreize auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten. Klar ist auch: Inner-
halb der finanz- und haushaltspolitischen Realität 
muss priorisiert werden. Daher setzt die Bundes-
regierung wachstumsfördernde Impulse für die 
deutsche Volkswirtschaft, welche die finanzpoliti-
schen Realitäten im Bundeshaushalt berücksich-
tigen. Mit der Investitionsprämie für Klimaschutz 
können sich Investitionen in klimafreundliche 
energieeffiziente Wirtschaftsgüter auch finanziell 
früher auszahlen und es entsteht der konkrete An-
reiz eines schnelleren Umstiegs in die Klimaneu-
tralität. Mit dem Gesetz werden die Betriebe bei 
der Transformation begleitet und beim Erschlie-
ßen neuer Geschäftsfelder unterstützt. Davon pro-
fitiert Deutschland als Ganzes, denn Klimaschutz 
und neue Arbeitsplätze gehen damit Hand in Hand.

Bundeshaushalt 2024: entlasten, modernisieren, konsolidieren
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Fazit und Ausblick

Mit dem Nachtrag zum Bundeshaushalt  2023 
und der politischen Einigung zum Entwurf des 
Bundeshaushalts  2024 hat die Bundesregierung 
schnell und entschlossen auf das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 15.  November  2023 
reagiert. Die fiskalische Trendwende wird fortge-
setzt, Staatsdefizit und Verschuldungsquote wer-
den auch im Jahr  2024 sinken. Gleichzeitig wer-
den Investitionen auf hohem Niveau fortgeführt 
und die Transformation sowie die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes vorangetrieben. 
Soweit die beschlossenen Änderungen am Haus-
haltsentwurf durch fachgesetzliche Änderungen 
begleitet werden müssen, wird das Bundeskabi-
nett diese zeitnah auf den Weg bringen. Anschlie-
ßend gehen die fachgesetzlichen Änderungen im 

Januar  2024 in das parlamentarische Verfahren. 
Möglichst in der ersten Februarwoche soll der 
Bundeshaushalt  2024 vom Deutschen Bundestag 
beschlossen werden. Bis zum Beschluss gilt die 
sogenannte vorläufige Haushaltsführung gemäß 
Art.  111 des Grundgesetzes  – ein bewährtes Ver-
fahren, das regelmäßig auch in Haushaltsjahren 
zur Anwendung kommt, die auf eine Bundestags-
wahl folgen.

Das BMF weist auf die Pressemitteilung  280/23 
vom 19. Dezember 2023 des Presse- und Informa-
tionsamts der Bundesregierung hin, welche wei-
tere Details zum geplanten Bundeshaushalt 2024 
enthält.1

1  Shortlink: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202312001
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Im Interview: Bundesfinanzminister Christian 
Lindner

Wenn Sie auf die ersten zwei 
Jahre der Legislaturperiode 
zurückblicken, wo sehen 
Sie besonders große 
Fortschritte – und in welchen 
Bereichen sehen Sie noch 
Optimierungsbedarf?

Für das Bundesfinanzministerium ist von besonde-
rer Bedeutung, dass wir die fiskalische Trendwende 
erreicht haben. Die Schuldenquote sinkt von 69 Pro-
zent des BIP im Jahr 2021 auf voraussichtlich unter 
65  Prozent nach der Projektion für die „Deutsche 
Haushaltsplanung 2024“ für das nächste Jahr. Auch 
beim Haushaltsdefizit haben wir Fortschritte ge-
macht von 3,6 Prozent auf voraussichtlich 2 Prozent 

des BIP im nächsten Jahr. Damit leisten wir unse-
ren Beitrag zur Inflationsbekämpfung, indem wir 
die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank nicht 
konterkarieren. Dies müssen wir weiter fortsetzen, 
denn wir erfüllen ja noch nicht die Maastricht-Kri-
terien einer Schuldenquote von unter 60  Prozent. 
Zum anderen konnten wir Fortschritte erzielen bei 
den Entlastungen der Bürgerinnen und Bürger und 
der Betriebe  – vom Inflationsausgleichsgesetz bis 
zum Zukunftsfinanzierungsgesetz haben wir Mil-
liarden an Entlastungen mobilisieren können, um 
Kaufkraft zu erhalten und Investitionsanreize zu 
stärken. Gleichzeitig führen wir die Investitionen auf 
hohem Niveau fort und treiben die Transformation 
zu einer klimaneutralen Volkswirtschaft schnell und 
entschlossen voran. Hier können wir sehr zufrieden 
sein.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Für die zweite Hälfte der Legislaturperiode müs-
sen wir Fortschritte erzielen bei der Steuerverein-
fachung und dem Bürokratieabbau. Wir wollen den 
Durchbruch bei der Bekämpfung der Finanzkrimi-
nalität durch die entsprechende Gesetzgebung und 
die von uns vorbereitete Behörde schaffen. Auf eu-
ropäischer Ebene wollen wir die Fiskalregeln rea-
listischer gestalten, aber zugleich so, dass die Schul-
dentragfähigkeit besser als in der Vergangenheit 
gewährleistet ist.

Seit dem 13. Dezember 2023 
gibt es eine politische Einigung 
zum Bundeshaushalt 2024. 
Was waren Ihre Prioritäten bei 
den Gesprächen?

Erstens: Wir sind ein „Höchststeuerland“, deshalb 
kann die Steuerlast nicht steigen. Zweitens: Wir ha-
ben großen Bedarf an Investitionen in die Infra-
struktur und in die digitalen Netze, daher müssen 
entsprechende Investitionen auf hohem Niveau 
fortgeführt werden. Und drittens: Wir sind nicht 
nur nach dem Grundgesetz verpflichtet, die reguläre 
Kreditobergrenze der Schuldenregel einzuhalten. 
Wir müssen auch inflationäre Impulse vermeiden – 
eine vertretbare Schuldenlast ist nicht zuletzt auch 
eine Frage der Generationengerechtigkeit. Das Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Novem-
ber 2023 verstehen wir als Auftrag, nicht leichtfertig 
eine Notlage zu beschließen. Damit sind die Prioritä-
ten des BMF beschrieben. Mit weniger Geld zu wirt-
schaften und gleichzeitig die Ziele der Entlastung, 
der Investitionen und der finanziellen Nachhaltig-
keit zu erreichen – dies ist gelungen.

Unter dem Strich werden die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Betriebe entlastet anstatt belastet. Um 
dies zu gewährleisten, mussten schwierige Entschei-
dungen getroffen und sorgfältig abgewogen werden. 
Hierbei standen auch bestimmte alte Subventionen 
und Ausgaben auf dem Prüfstand. Zudem sind An-
strengungen nötig, um die Treffsicherheit des Sozi-
alstaats zu verbessern.

Welche der Ergebnisse, die 
Sie nun auf politischer Ebene 
erreicht haben, halten Sie für 
besonders zielführend?

Dass es gelungen ist, trotz konsequenter Ausgaben-
priorisierung, der Hebung von Einsparpotenzia-
len und der Streichung von Subventionen eine Ei-
nigung über die Eckpunkte für einen Haushalt 2024 
vorzulegen, bei dem es sich um keinen „Sparhaus-
halt“ handelt. Besonders hervorheben möchte ich 
etwa die Senkung der Stromsteuer trotz eines er-
heblichen Konsolidierungsbedarfs – das ist eine gute 
Nachricht für das produzierende Gewerbe in unse-
rem Land, das unter starkem internationalem Druck 
steht. Außerdem haben wir absichern können, dass 
in den nächsten Jahren für die 4.000 Schulen, an de-
nen wir besondere soziale Aufgaben sehen, 20 Mrd. 
Euro von Bundes- und Landesmitteln im nächs-
ten Jahrzehnt bereitgestellt werden sollen, trotz der 
haushalterischen Begrenzung, der wir unterliegen. 
Und das sind gute Nachrichten.

Bei den Sozialleistungen 
betonen Sie, dass Kürzungen 
durch größere Treffsicherheit 
erreicht werden. Wie genau 
wird das aussehen?

Mit dem Haushalt 2024 setzen wir wichtige Impulse 
für den Arbeitsmarkt, die zu Einsparungen beim 
Bürgergeld führen. Der Weg dazu ist, die Vermitt-
lung von aus der Ukraine geflüchteten Menschen 
in den Arbeitsmarkt zu verbessern. Außerdem kann 
der Sozialstaat nicht hinnehmen, dass es Menschen 
im Bürgergeldsystem gibt, die sich vollständig den 
Angeboten von Weiterqualifikationen oder Arbeits-
gelegenheiten verweigern. Da muss das Instrument 
der Sanktionen benutzt werden. Das ist für mich ein 
erster und wichtiger Schritt. Denn wir sind als Ge-
sellschaft solidarisch mit den Menschen, die einen 
Schicksalsschlag hatten. Aber wir dürfen als Gesell-
schaft auch erwarten, dass Leistungen nur so lange 
in Anspruch genommen werden, wie es wirklich 
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notwendig ist. Ich glaube, dass wir da noch weitere 
Optimierungsmöglichkeiten haben. Tatsächlich 
wird man perspektivisch auch darüber sprechen, ob 
in der Gesamtanlage unserer sozialen Transfers ei-
gentlich die Anreize, auch wieder oder erstmals in 
den Arbeitsmarkt einzusteigen, sinnvoll ausgestal-
tet sind.

Beim Klima- und 
Transformationsfonds werden 
nun Kürzungen vorgenommen. 
Wie kann die klimaneutrale 
Transformation der Wirtschaft 
jetzt dennoch gelingen?

Einerseits haben wir unverändert einen Klima- 
und Transformationsfonds. Sehr wesentliche Vor-
haben, um unsere Industrie auf dem Weg in die 

Treibhausgasneutralität zu begleiten, sind weiterhin 
abgesichert. Auch beispielsweise der Ausbau der La-
desäuleninfrastruktur  – dafür stehen immer noch 
enorme Mittel zur Verfügung. Andererseits muss 
das Gros der Investitionen aus der Wirtschaft selbst 
kommen. Die notwendige Modernisierung, die oh-
nehin in unserer Volkswirtschaft ansteht, muss mit 
Dekarbonisierung und Produktivitätssteigerung 
verbunden werden. Und da ist zudem eine kriti-
sche Aufgabe, die kein Geld kostet: Nämlich durch 
weniger bürokratische Hemmnisse, ein markt-
wirtschaftliches Klimaschutzgesetz, schnellere Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren und attraktive 
steuerrechtliche Rahmenbedingungen dafür zu sor-
gen, dass sich schlicht die Investitionen des privaten 
Kapitals, die Übernahme unternehmerischer Risi-
ken sowie die Mobilisierung von Einfallsreichtum in 
Deutschland  auszahlen – und nicht andersherum.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Prof. Dr. Dr. h. c. Christoph M. Schmidt ist Prä-
sident des RWI – Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung und Professor für Wirt-
schaftspolitik und Angewandte Ökonometrie 
an der Ruhr-Universität Bochum. Seine Ar-
beitsschwerpunkte liegen auf der angewand-
ten Ökonometrie, u. a. in der Energie-, Gesund-
heits- und Arbeitsmarktökonomik sowie auf 
der Schnittstelle von Forschung und wissen-
schaftsgestützter Politikberatung. Von 2009 
bis 2020 war er Mitglied, von 2013 bis 2020 Vor-
sitzender des Sachverständigenrats zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung. Er ist Mitglied in zahlreichen Gremien 
und seit 2020 Vizepräsident von acatech – 
Deutsche Akademie der Technikwissenschaf-
ten.

Der Gastbeitrag von Prof. Dr. Dr. h. c. Christoph 
M. Schmidt für diesen BMF-Monatsbericht ist 
als Blick von außen und als Beitrag zum allge-
meinen Diskurs zu verstehen; er gibt nicht not-
wendigerweise die Meinung des BMF wieder.

Eine nationale Strategie zur Finanzbildung 
für Deutschland – Auftakt, Ausgangspunkt, 
Anforderungen

Zusammenfassung

Endlich ist der Auftakt gemacht: Das BMF und das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) haben mit Unterstützung der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) damit begonnen, eine nationale Stra-
tegie zur Finanzbildung für Deutschland zu entwi-
ckeln. Dieser Schritt war dringend nötig, sind doch 
finanzielle Kompetenzen mittlerweile eine unab-
dingbare Voraussetzung für ein gelingendes Leben 
in der modernen Welt.

Neben einer umfassenden Bestandsaufnahme über 
die vielfältigen bereits bestehenden Initiativen zur 
Finanzbildung ist der Ausgangspunkt einer nati-
onalen Strategie die Identifikation besonders vul-
nerabler Bevölkerungsgruppen, die einer erhöhten 
Aufmerksamkeit bedürfen. In Ansätzen ist dies be-
reits geschehen.

Die Anforderungen an diese Strategie ergeben sich 
aus ihrem Anspruch, durch die umfassende Be-
standsaufnahme aller Stakeholder alle interessier-
ten Kräfte zu bündeln und gleichermaßen wirk-
same wie effiziente Maßnahmen der Finanzbildung 

© RWI/Sven Lorenz
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zu entwickeln. Vor allem muss die Evaluation die-
ser Eingriffe von Anfang an mitgedacht werden.

Auftakt: Finanzbildung als 
Element der Allgemeinbildung

Nachdem mehr und mehr OECD-Mitgliedstaaten 
eine nationale Strategie der Finanzbildung entwi-
ckelt haben, haben BMF und BMBF jetzt endlich 
gemeinsam den Auftakt zur Entwicklung einer na-
tionalen Strategie für Deutschland gemacht. Dabei 
erhalten sie Unterstützung von der OECD, die seit 
über einem Jahrzehnt im Rahmen ihres Internatio-
nal Network on Financial Education (OECD/INFE) 
Handreichungen für die Erfassung von Kompeten-
zen und die Ausprägung einer nationalen Strategie 
anbietet (OECD, 2012).

Diese Initiative hat das Potenzial, erheblich zur 
Wohlfahrt der Bevölkerung beizutragen: Finanzi-
elle Grundkenntnisse sind mittlerweile eine un-
abdingbare Voraussetzung für ein wirtschaftlich 
erfolgreiches, selbstbestimmtes und erfülltes Le-
ben. Ohne ein gutes Verständnis dieser komplexen 
Sachverhalte, die im Lebensverlauf von erhebli-
cher finanzieller Tragweite sind, wird es Menschen 
schwerfallen, fundierte Entscheidungen zu treffen. 
Darüber hinaus sind die zur Verfügung stehenden 
Finanzprodukte im Laufe der Zeit immer komple-
xer geworden (Lusardi und Mitchell 2014, 2023).

Natürlich kann der Staat seine Schutzfunktion auch 
ausüben, indem er hohe Verhaltensmaßstäbe auf 
Finanzmärkten durchsetzt und Finanzmarktak-
tivitäten reguliert und sorgfältig überwacht. Da-
rüber hinaus sollte er jedoch die Befähigung der 
(am meisten gefährdeten) Bürgerinnen und Bürger 
stärken, umsichtige und fundierte Finanzentschei-
dungen zu treffen. Dies ist umso dringlicher, da in 
Deutschland das Verständnis wirtschaftlicher Zu-
sammenhänge in Politik und Gesellschaft bislang 
einen recht geringen Stellenwert genießt.

Ausgangspunkt: empirische 
Erfassung finanzieller 
Grundkompetenzen

Wie steht es um die finanziellen Grundkenntnisse 
in Deutschland? Fest steht zweifellos: Kompeten-
zen manifestieren sich letztlich in fundierten Ent-
scheidungen. Aus dieser Perspektive kann es um die 
Finanzkompetenzen in Deutschland nicht sonder-
lich gut bestellt sein, scheuen doch beispielsweise 
viele potenzielle Anlegerinnen und Anleger hierzu-
lande trotz aller Belege für die Sinnhaftigkeit dieses 
Engagements nach wie vor davor zurück, Aktienbe-
sitz zu erwerben. Aber welche Bevölkerungsgrup-
pen benötigen besondere Unterstützung und wel-
che Defizite sind besonders virulent?

Typischerweise werden finanzielle Kompetenzen in 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung an-
hand strukturierter Befragungen erfasst, in denen 
bestimmtes Wissen über einzelne Finanzbereiche 
abgeprüft wird. Die drei gängigsten Fragen wurden 
von Lusardi und Mitchell (2008) eingeführt, die in 
der Literatur gewöhnlich als die „Big Three“ bezeich-
net werden (s. a. grauer Kasten). Auf dieser Basis wer-
ten Bachmann et al. (2021) und Bucher-Koenen und 
Knebel  (2021) die von der Deutschen Bundesbank 
bereitgestellten Daten der Studie „Private Haushalte 
und ihre Finanzen“ (PHF) aus.

Drei Standardfragen zur empirischen Er­
fassung finanzieller Kompetenzen

1.	 Angenommen, Sie haben 100 Euro Gut-
haben auf ihrem Sparkonto. Dieses Gut-
haben wird mit 2 Prozent pro Jahr ver­
zinst, und Sie lassen es fünf Jahre lang 
auf diesem Konto. Was meinen Sie: Wie 
hoch wird ihr Guthaben nach fünf Jah-
ren sein? a. höher als 102 Euro, b. genau 
102 Euro, c. niedriger als 102 Euro
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2.	 Angenommen, die Verzinsung Ihres 
Sparkontos beträgt 1 Prozent pro Jahr 
und die Inflationsrate beträgt 2 Prozent 
pro Jahr. Was glauben Sie: Werden Sie 
nach einem Jahr mit dem Guthaben des 
Sparkontos genauso viel, mehr oder we-
niger als heute kaufen können? a. mehr, 
b. genauso viel, c. weniger als heute

3.	 Stimmen Sie der folgenden Aussage zu? 
„Die Anlage in Aktien eines einzelnen 
Unternehmens ist weniger riskant als 
die Anlage in einem Fonds mit Aktien 
ähnlicher Unternehmen.“ a. stimme zu, 
b. stimme nicht zu

Als Antwort jeweils ebenfalls möglich: 
d. weiß nicht, e. keine Antwort.

Zinsen und Zinseszinsen

Entlang ihres Lebenswegs müssen Menschen viel-
fältige Entscheidungen mit Investitionscharak-
ter treffen, die in der Gegenwart zu Kosten führen 
und erst in der  – möglicherweise ferneren  – Zu-
kunft Früchte tragen. Dazu zählen beispielsweise 
Entscheidungen über den Bildungsweg oder über 
die Altersvorsorge. Zudem sind häufig Zahlungs-
ströme miteinander zu vergleichen, die zu ganz un-
terschiedlichen Zeitpunkten anfallen. Ein kompe-
tenter Umgang mit der Wirkungsweise von Zinsen 
und Zinseszinsen ist daher für ein finanziell gelin-
gendes Leben unverzichtbar.

So ließen sich negative Überraschungen über die 
beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten nach dem 
Eintritt in den Arbeitsmarkt oder über die Ein-
kommenssituation nach dem Renteneintritt ver-
meiden, indem unter rationaler Abwägung der zu 
erwartenden Zahlungsströme vernünftige Investi-
tionsentscheidungen getroffen werden. Dass aktu-
ell noch allzu viele potenzielle Anlegerinnen und 
Anleger in Deutschland zögern, sich am Aktien-
markt zu engagieren, ist umso bemerkenswerter, 
als deutsche Interviewpartnerinnen und -partner 

bei der Standardfrage zur Zinsrechnung vergleichs-
weise gut abschneiden.

Inflation

Die vergangenen Jahre ohne eine nennenswerte 
Inflation haben vielfach die Einsicht schwinden 
lassen, dass es bei ökonomisch relevanten Frage-
stellungen keinen absoluten Wertmaßstab geben 
kann. Vielmehr sind Wertigkeiten immer relativ zu 
einem gewählten Wertmaßstab einzuordnen, der 
sich noch dazu im Zeitverlauf verschieben kann. 
Wer dies nicht versteht, könnte sich beispielsweise 
in Zeiten hoher Inflationsraten leicht von einem 
erheblichen nominalen Aufwuchs seines Arbeits-
einkommens oder von starken Erhöhungen der 
Benzinpreise blenden lassen.

Die Fähigkeit, nominale und reale Entwicklungen 
auseinanderzuhalten, ist daher im modernen Wirt-
schaftsleben ebenfalls eine unverzichtbare Kom-
petenz. Sie sorgt nicht nur dafür, leichtfertige in-
dividuelle Entscheidungen zu verhindern. Mehr 
Verständnis dafür, dass eine niedrige Nominalver
zinsung in Zeiten niedriger Inflationsraten eine we-
niger alarmierende Nachricht darstellt als bei ho-
her Inflation, könnte vermutlich auch so manche 
emotional geführte Debatte über die Geldpolitik 
entschärfen. Auch bei dieser Standardfrage schnei-
den deutsche Befragte vergleichsweise gut ab.

Diversifikation

Fragen zur Zinsrechnung und zur Unterscheidung 
realer von nominalen Veränderungen lassen sich 
im Prinzip auch mit grundlegenden Rechenkennt-
nissen beantworten; eine tiefere Kompetenz in Fi-
nanzmarktfragen wird nicht benötigt. Anders ist es 
bei der dritten Standardfrage, die sich mit Kennt-
nissen zur Wirkung von Risikostreuung beschäf-
tigt. Nun gibt es zwar die uralte Einsicht, dass es 
weise ist, nicht alle Eier in einen Korb zu legen, aber 
dennoch setzt die korrekte Beantwortung dieser 
Frage eine gewisse Kenntnis über die Funktions-
weise von Finanzmärkten voraus.



Blick von außen – Der ökonomische Gastbeitrag
Eine nationale Strategie zur Finanzbildung für Deutschland – Auftakt, Ausgangspunkt, Anforderungen

25

Monatsbericht des BMF 
Dezember 2023

Bl
ic

k 
vo

n 
au

ße
n 

Auch bei diesen fortgeschrittenen Finanzkompe-
tenzen schließen deutsche Probandinnen und Pro-
banden im internationalen Vergleich wie schon bei 
den mit den ersten beiden Standardfragen erfass-
ten finanziellen Grundkompetenzen recht erfolg-
reich ab (OECD/INFE, 2020). Der Anteil der Proban-
dinnen und Probanden, die alle drei Standardfragen 
richtig beantworten, ist im PHF mit rund drei Fünf-
teln etwas niedriger (Bachmann  et  al.,  2021). Al-
lerdings erfasst dieser Anteil im PHF die Kom-
petenzen der jeweils für Finanzentscheidungen 
verantwortlichen Haushaltsmitglieder, im Bevöl-
kerungsschnitt dürfte er kleiner ausfallen.

Heterogenität

Über die Bevölkerung hinweg ermittelte Durch-
schnittswerte sind allerdings wissenschaftlich nicht 
sonderlich interessant. Zum einen klafft in der Le-
benswirklichkeit offenbar eine Lücke zwischen 
dem Anteil richtiger Antworten und dem Ausmaß 
vernünftiger Anlageentscheidungen, Stichwort 
Aktienbesitz. Zum anderen ist trotz gleichlauten-
der Fragestellung die internationale Vergleichbar-
keit der Ergebnisse eingeschränkt, wenn aus den 
blanken Ergebnissen inhaltliche Schlussfolge-
rungen zu ziehen sind, Stichwort „externe Validi-
tät“. Viel spannender sind die Kontraste zwischen 
Bevölkerungsgruppen.

Diese Kontraste sind in Anlehnung an Bach-
mann  et  al.  (2021) in der Abbildung für 

Anteile der richtigen Antworten auf die drei Standardfragen
Abweichungen in Prozentpunkten (bivariat und multivariat)

Quellen: PHF 2011, 2014, 2017; Bachmann et al. (2021), eigene Berechnungen
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ausschließlich richtige Antworten abgetragen, wo-
bei die Gruppe mit den höchsten Anteilen jeweils 
als Maßstab eingesetzt wird. Insgesamt zeigen sich 
dabei weitgehend die in der internationalen Lite-
ratur dokumentierten Kontraste (Lusardi und Mit-
chell 2014, 2023). So weisen Frauen typischerweise 
deutlich geringere Anteile richtiger Antworten auf 
als Männer. Die finanzielle Bildung schwankt typi-
scherweise ebenfalls recht stark zwischen den Al-
tersgruppen, wobei die mittleren Gruppen am bes-
ten abschneiden.

Personen, die nicht in Deutschland geboren wur-
den, erzielen recht niedrige Durchschnittswerte. 
Eine besonders starke Korrelation zeigt sich zwi-
schen der formalen Bildung (hier nach der 
ISCED-Klassifikation geordnet): Unter den Perso-
nen mit geringem Bildungsstand beantworten le-
diglich 37  Prozent der Befragten alle drei Fragen 
richtig, bei Personen mit hoher Bildung sind es na-
hezu 80 Prozent. Daher sollte die Suche nach vul-
nerablen Gruppen nicht nur Frauen, Heranwach-
sende und Ältere in den Blick nehmen, sondern 
auch Personen mit Migrationshintergrund und ge-
ringer formaler Bildung.

Multivariate Analyse

Bivariate deskriptive Analysen können allerdings 
nur ein grobes Bild der Zusammenhänge zeich-
nen. Etwas mehr Einblicke liefern – ebenfalls rein 
deskriptive  – multivariate Regressionsmodelle, 
die zur Erklärung der Anteile richtiger Antworten 
gleichzeitig die genannten Eigenschaften und ins-
besondere Unterschiede bei Einkommen und Ver-
mögen sowie im Wohnort berücksichtigen. Ihre 
Ergebnisse sind ebenfalls in der Abbildung doku-
mentiert. Dabei finden die oben beschriebenen 
Kontraste zwischen den Gruppen weitgehend ihre 
Bestätigung, wenngleich sie etwas weniger akzen-
tuiert ausfallen. Lediglich für Mitglieder der jüngs-
ten Altersgruppe, deren formale Bildung oft noch 
nicht abgeschlossen ist, ergibt sich eine größere Ab-
weichung von den bivariaten Ergebnissen.

Nun gilt es für die Forschung, diese Einsichten aus-
zubauen, u. a., indem sie gezielt eigene Datensätze 
erhebt, die sich auf die Erfassung vulnerabler Grup-
pen konzentrieren, und die Standardfragen mit an-
deren Lebenszusammenhängen verbindet, etwa 
unter Einsatz kontrollierter Experimente. Es gibt 
noch viel zu erforschen: So ist beispielsweise bei 
dem beobachteten Altersprofil unklar, ob es sich 
bei den Nachteilen der Älteren tatsächlich um ei-
nen Alters- oder um einen Kohorteneffekt handelt. 
Und ob Bildung tatsächlich ursächlich wirkt, ist 
unklar, da sie Wahlhandlungen reflektiert.

Anforderungen: Eckpfeiler 
einer nationalen Strategie

Darüber hinaus ist die (vorläufige) Identifikation 
gefährdeter Gruppen nun für die Gestaltung er-
folgversprechender Maßnahmen zu nutzen. Kandi-
daten dafür gibt es zuhauf: Sie reichen von der zum 
Teil bereits verwirklichten Einbindung des Schul-
fachs Wirtschaft in den Lehrplan über den damit 
eng verwandten Ausbau der Studiengänge im Be-
reich der Wirtschaftswissenschaften für angehende 
Lehrer und Lehrerinnen bis hin zu einem größeren 
Angebot an Bildungsmöglichkeiten für Erwach-
sene, die sich vordringlich an Frauen oder Perso-
nen mit Migrationshintergrund richten.

Ob die nationale Strategie zur Finanzbildung tat-
sächlich erfolgreich wirken und die Wohlfahrt stei-
gern wird, hängt entscheidend davon ab, dass die 
unabhängige und kritische Evaluierung der an-
gestrengten Maßnahmen von Anfang an Kernbe-
standteil des Vorgehens ist. Methodisch liegt dazu 
ein umfassendes und bewährtes Instrumentarium 
vor (Bauer  et  al.,  2009). Insbesondere eröffnet die 
Variation der Ansätze, etwa die Unterschiede beim 
Schulfach Wirtschaft zwischen den Ländern, eine 
große Chance dafür, überzeugende empirische Be-
lege zu sammeln. Dies setzt voraus, dass der unab-
hängigen Forschung  – und das wird datenschutz-
konform zweifellos machbar sein – der notwendige 
Zugang zu allen relevanten Daten gewährt und vor 
allem deren Verknüpfung zugelassen wird.
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Der weit umfassendere Katalog der Anforderungen 
an die nationale Finanzbildungsstrategie, in die all 
diese Anstrengungen einzubetten sind, lässt sich 
auf folgende Punkte verdichten:

	● Relevanz: Es muss gelingen, der Bedeutung 
des Themas eine breite Anerkennung zu ver-
schaffen, indem die finanzielle Bildung zu 
einer nationalen Aufgabe und Priorität ge-
macht wird. Dazu gehört es auch, einen Kon-
trapunkt zu der in Deutschland weit verbrei-
teten Marktskepsis zu setzen.

	● Angemessenheit: Nur wenn wie geplant alle 
Stakeholder in diesen Prozess eingebunden 
werden und ein breit angelegter Konsultations-
prozess die empirische Analyse ergänzen kann, 
wird es gelingen, eine auf die tatsächlichen De-
fizite passgenaue Strategie zu entwickeln.

	● Stringenz: Eine vielversprechende Strategie 
muss zwingend verbindliche, aber flexible Gov-
ernance-Mechanismen umfassen, in denen die 
Rollen und Verantwortlichkeiten der Akteure 
klar definiert sind. Insbesondere gilt es zu iden-
tifizieren, wer die Führungsrolle ausüben soll.

	● Effizienz: Zentrales Element der Strategie 
ist der Entwurf einer maßgeschneiderten 
Roadmap, die eine überzeugende Vision, rea-
listische und messbare Ziele, politische Prio-
ritäten sowie relevante Zielgruppen umfasst. 
Zudem sind hinreichende finanzielle Mittel be-
reitzustellen.

	● Qualität: Da Bildungsmaßnahmen, mögen sie 
auch noch so vielversprechend sein, häufig 
nicht so wirksam sind wie erhofft, müssen auf 
der Suche nach der effizientesten Umsetzungs-
methode ihre Durchführung überwacht und 
ihre (Netto-)Wirkungen evaluiert werden.
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Digitalisierung in Bestform: Zoll setzt 
KI-basierten Voicebot ein

	● Seit Kurzem beantwortet der Voicebot „LinA“ („Lernende, intelligente, nutzerfreundliche Aus-
kunftsanwendung“) Anruferinnen und Anrufern der Hotline der Zentralen Auskunft Kraftfahr-
zeugsteuer des Zolls allgemeine Fragen zum Kraftfahrzeugsteuerbescheid.

	● Der Zoll nimmt damit eine Vorreiterrolle unter den Bundesbehörden ein, denn er ist mit „LinA“ 
die erste Behörde auf Bundesebene, die einen Voicebot erfolgreich einsetzt.

	● Seit seinem Start führte der Voicebot bis zu 1.000 Gespräche pro Tag und in Summe bisher rund 
60.000 Gespräche.

Voicebot „LinA“ seit Kurzem 
erfolgreich im Einsatz

Der Zoll stellt seit August  2023 Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen einen neuen Service 
zur Verfügung: Bei Fragen mit Bezug zum Kraft-
fahrzeugsteuerbescheid können diese nach Anruf 
der Hotline der Zentralen Auskunft Kraftfahrzeug-
steuer unter den Telefonnummern +49  228  303-
26010 und +49 351 44834-550 Auskünfte durch den 
Voicebot „LinA“ („Lernende, intelligente, nutzer-
freundliche Auskunftsanwendung“) erhalten.

Ein Voicebot, 
auch als Sprachbot oder Sprachassis-
tent bezeichnet, ist ein computergesteuer-
tes Programm, das durch Anwendung von 
Spracherkennungstechnologien mit Benut-
zerinnen und Benutzern durch gesprochene 
Sprache kommuniziert.

Neben dem Voicebot „LinA“ erteilt der gleichna-
mige Chatbot Auskünfte zur Kraftfahrzeugsteuer 
rund um die Uhr und hilft bei der Registrierung im 
Zoll-Portal. Der Chatbot „TinA“ („Themenbezogene, 
intelligente, nutzerfreundliche Auskunftsanwen-
dung“) beantwortet hingegen spezifische Fragen 

zum grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleis-
tungsverkehr und somit beispielsweise zu den zoll-
relevanten Regelungen für Internetbestellungen.

Digitalisierung vorantreiben – 
Chancen KI-basierter 
Dialogsysteme nutzen

Durch KI-basierte Dialogsysteme  – wie die hier 
dargestellten Bots  – erhalten alle, die Informatio-
nen suchen, automatisiert und unmittelbar Aus-
künfte zu Fragen in natürlicher Sprache. Chatbots 
interagieren hierzu textbasiert über eine webba-
sierte Oberfläche, während Voicebots über zusätz-
liche KI-Komponenten zum Sprachverständnis so-
wie zur Sprachausgabe verfügen und so telefonisch 
auf Anfragen reagieren können.

KI 
beziehungsweise künstliche Intelligenz ist 
eine Technologie, die es Computern er-
möglicht, eigenständig aus Daten zu lernen, 
Muster zu erkennen und bei Entscheidungen 
zu unterstützen, um Prozesse zu optimieren 
und komplexe Probleme effizient zu lösen.
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Digitalisierung in Bestform: Zoll setzt KI-basierten Voicebot ein

Funktionsweise der Bots des Zolls

Die Bots des Zolls prüfen anhand von Wahrschein-
lichkeitsparametern die Frageabsicht, auch Anfrage
intuition genannt, und wählen danach KI-basiert 
einen geeigneten fachlichen Inhalt zur Beantwor-
tung der Fragestellung aus. Die Zuordnung einer 
Fragestellung zu einem fachlichen Inhalt wird als 
„Matching“ bezeichnet. Die hierfür erforderlichen 
Inhalte in Form von vordefinierten Antwortmög-
lichkeiten hat der Zoll in die Dialogsysteme initial 
eingepflegt. Um nicht nur textbasiert, sondern auch 
sprachbasiert kommunizieren zu können, geht der 
technische Funktionsumfang des Voicebots „LinA“ 
noch darüber hinaus: Die telefonisch gestellten Fra-
gen werden vor der Beantwortung zunächst mit-
hilfe einer weiteren KI-Komponente von Sprache 
in Text umgewandelt („Speech-to-Text“). Erst da-
nach ordnet der Voicebot der nunmehr in Textform 
vorliegenden Anfrage die mit der höchsten Wahr-
scheinlichkeit zutreffende Antwort zu, wandelt 
diese wieder von Text in Sprache („Text-to-Speech“) 
um und gibt sie der Anruferin oder dem Anrufer 
aus. Mithilfe von KI-Komponenten und des ma-
schinellen Lernens („Machine Learning“) wird das 
Antwortverhalten des Bots durch Nutzereingaben 
in Verbindung mit „Training“ kontinuierlich opti-
miert. Dabei wird die Methode des überwachten 
Lernens („Supervised Learning“) eingesetzt, d.  h. 
das Antwortverhalten der Bots wird redaktionell 
geprüft, beurteilt und „trainiert“, indem geeignete 
Nutzereingaben der fachlich zutreffenden Inhalte 
als Fragebeispiele zugewiesen werden. Hierdurch 
erhält der Algorithmus Feedback zur Verbesserung 
seiner Klassifizierungsperformance. Zudem kann 
sichergestellt werden, dass die Bots fachlich und 
rechtlich korrekte Antworten erteilen.

Machine Learning 
ist ein Teilbereich der KI, bei dem Compu-
ter aus Daten lernen, indem sie unbekann-
te Muster und Zusammenhänge erkennen. 
Mit dem generierten Wissen können sie sich 
eigenständig verbessern, ohne explizit pro-
grammiert worden zu sein.

Eigenschaften des Voicebots „LinA“

Auskünfte des Voicebots „LinA“ sind derzeit inner-
halb der Servicezeiten von Montag bis Freitag von 
8  Uhr bis 17  Uhr möglich. Das Themengebiet des 
Voicebots ist breit gefächert und erstreckt sich von 
Informationen zum Kraftfahrzeugsteuerbescheid 
über Zahlungsmodalitäten zur Steuerbegleichung, 
Verfahren zur Änderung von steuerrelevanten Da-
ten bis hin zur Rückerstattung von Steuergutha-
ben. Auf Wunsch sowie bei spezielleren Fragestel-
lungen leitet der Voicebot die Anruferin oder den 
Anrufer an Beschäftigte in der Zentralen Auskunft 
Kraftfahrzeugsteuer weiter. Wer bereits mit dem 
Voicebot geprochen hat, wird dabei durch die Te-
lefonanlage priorisiert zugeteilt. Derzeit können 
bis zu 50 Gespräche, zukünftig sogar bis zu 100 Ge-
spräche, durch den Voicebot gleichzeitig geführt 
werden.

Win-win-Situation

Erhöhung der Servicequalität

Bots bieten für Bereiche mit großem Anfragevolu-
men und einem hohen Anteil an ähnlich gelager-
ten Fragestellungen von niedrigerer Komplexität 
besonders große Vorteile. Dabei profitieren Ver-
waltung sowie Anruferinnen und Anrufer gleicher-
maßen von den Effizienzgewinnen im Rahmen der 
Auskunftserteilung. Insbesondere die Auskunftser-
teilung zur Kraftfahrzeugsteuer ist für den Einsatz 
eines Voicebots durch den Zoll gut geeignet, da hier 
vor allem allgemeine Anfragen (z.  B. Änderungen 
des SEPA-Mandats) in ausgesprochen hoher An-
zahl gestellt werden.

Seit seiner Einführung führte der Voicebot rund 
60.000  Gespräche, davon bis zu 1.000  Gespräche 
pro Tag, mit Bürgerinnen und Bürgern sowie Un-
ternehmen und konnte einen wesentlichen An-
teil der Anfragen vollständig beantworten. Da der 
Voicebot „LinA“ zahlreiche Gespräche gleichzei-
tig führen kann, ist die durchschnittliche Wartezeit 
bis zur Beantwortung der Fragen erheblich kürzer 
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als vorher. In einer nächsten Ausbaustufe sollen die 
Servicezeiten für Anfragen über den Voicebot zu-
dem sukzessive erweitert werden, um das Service-
angebot noch bürgerfreundlicher auszugestalten.

Zielgenauer Einsatz der 
Beschäftigten für Bürgerinnen und 
Bürger

Da insbesondere Standardanfragen von eher ge-
ringerer Komplexität durch den Voicebot beant-
wortet werden, können sich die Beschäftigten der 
Auskunft auf die Bearbeitung komplizierterer An-
fragen konzentrieren. Somit können priorisiert jene 

Bürgeranliegen bearbeitet werden, die der Voice-
bot, z. B. aufgrund der individuellen Fragestellung 
zu einem konkreten Kraftfahrzeugsteuerfall, nicht 
beantworten kann, und es wird auch in dieser Hin-
sicht die Servicequalität weiter gesteigert.

Weitere Entwicklungen sollen 
folgen

Ob E-Commerce, Social-Media-Nutzung oder 
Streaming verschiedener Datenformate: Der All-
tag von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter-
nehmen ist heute in sehr vielen Bereichen von di-
gitalen Anwendungen geprägt. Der Ausbau der 

Abbildung 1
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Digitalisierung in Bestform: Zoll setzt KI-basierten Voicebot ein

Digitalisierung durch den Einsatz zeitgemäßer 
Technologien hat daher beim Zoll für Bürgerin-
nen und Bürger sowie Unternehmen als auch für 
die Beschäftigten des Zolls eine sehr hohe Priorität. 
Mit der richtungsweisenden Inbetriebnahme des 

Voicebots „LinA“ ist ein wichtiger Meilenstein auf 
diesem Weg geschafft. Weitere Bot-Entwicklungen 
sind beim Zoll bereits in Planung, um die Service-
qualität von Verwaltungsleistungen darüber hi
naus zu optimieren.
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36. Treffen der Beteiligungsführungen des 
Bundes und der Länder

	● Das Treffen der Beteiligungsführungen des Bundes und der Länder fand in Präsenz im BMF in 
Berlin und Bonn und in Form einer Videokonferenz statt. Beinahe 200 Anmeldungen konnten 
verzeichnet werden.

	● Die öffentlichen Unternehmen stehen wie private Unternehmen vor vielfältigen Herausforde-
rungen. Es ist notwendig, die öffentlichen Unternehmen so aufzustellen, dass sie effektiv und 
effizient und damit wirtschaftlich entlang den staatlichen Beteiligungszielen agieren können.

	● Daher standen die Erfahrungen mit den Grundsätzen guter Unternehmens- und aktiver Beteili-
gungsführung im Bereich des Bundes mit im Blickpunkt, da gute Corporate Governance-Struk-
turen einen wichtigen Beitrag zu den Herausforderungen der aktuellen Zeit leisten.

	● Es ist weiterhin notwendig, die Digitalisierung in den Unternehmen der öffentlichen Hand vo
ranzutreiben und aktuelle regulatorische Anforderungen umzusetzen.

Treffen der Beteiligungsführun
gen des Bundes und der Länder

Am 27.  September  2023 begrüßte Ministerial-
direktor Stefan Ramge, Leiter der Abteilung für 

Beteiligungen, Bundesimmobilien und Privatisie-
rungen im BMF, circa 200  Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer zum 36.  Treffen der Beteiligungsfüh-
rungen des Bundes und der Länder sowie von Bun-
deskanzleramt und Bundesrechnungshof im BMF 

 
Referentinnen und Referenten sowie das Veranstaltungsteam des Treffens  
© Michael Teuchert, Bundesministerium der Finanzen
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36. Treffen der Beteiligungsführungen des Bundes und der Länder

in Berlin und in Bonn sowie gleichzeitig zugeschal-
tet per Video. Er betonte die aktuellen Herausfor-
derungen, die an die Unternehmens- und Betei-
ligungsführungen in der Praxis gestellt werden 
und die sich auch in den Themen der Konferenz 
widerspiegeln.

Corporate Governance bei 
Bundesunternehmen

Als Grundvoraussetzung für das Eingehen einer 
Unternehmensbeteiligung des Bundes steht das 
wichtige fachpolitische Bundesinteresse. Damit 
verbunden ist die regelmäßige Überprüfung, ob das 
fachpolitische Bundesinteresse noch erreicht wird. 
Beteiligungen des Bundes sind effektiv und effizi-
ent, entlang den jeweiligen Beteiligungszielen wirt-
schaftlich und gemäß dem Public-Corporate-Gov-
ernance-Kodex zu führen. Mit diesen Prämissen 
eröffneten zwei Vertreterinnen des Grundsatzre-
ferats für Beteiligungen des BMF die Konferenz 
und leiteten ein in einen Erfahrungsbericht über 
die Grundsätze guter Unternehmens- und aktiver 
Beteiligungsführung im Bereich des Bundes (kurz 
Grundsätze).

Die Grundsätze wurden am 16. September 2020 im 
Bundeskabinett beschlossen (s.  a. Artikel im Mo-
natsbericht Oktober  2021). Die Anlagen zu den 
Grundsätzen wurden in der Staatssekretärsrunde 
am 16.  August  2021, nach enger Einbindung der 
Ressorts und des Bundesrechnungshofs, verab-
schiedet und ein damit wichtiges Instrument ge-
schaffen, mit dem die Bundesunternehmen ihrem 
fachpolitischen Bundesinteresse entsprechend ak-
tiv geführt werden können.

Mit dem Erfahrungsbericht wurden die Heraus-
forderungen bei der Umsetzung der Anlagen der 
Richtlinien, den sogenannten Musterverträgen- 
und -vereinbarungen für die Anteilseigner, Ge-
schäftsführungen, Aufsichtsräte und Mandatsträ-
gerinnen und -träger der Grundsätze anhand 
beispielhafter Einzelfragen veranschaulicht.

 

Cover der Broschüre „Grundsätze“ 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Als Weiterentwicklungen der Grundsätze wurden 
die wichtigsten Update-Themen hervorgehoben, 
beispielsweise die gestufte Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung, Änderungen bei den Kontrollsystemen, 
der Internen Revision und der internen und ex-
ternen Abschlussprüferrotation. Darüber hinaus 
wurde die Überarbeitung der Musterdokumenta-
tion im Hinblick auf aktuelle Rechtsentwicklungen 
und -praxis betont. Die geplante Aktualisierung der 
Grundsätze Ende 2023 wurde thematisiert.

Das BMF stellte zur Unterstützung der Arbeit in 
Überwachungsorganen einen Praxisguide vor.
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Reform der Nachhaltigkeits
berichterstattung (CSRD)

Weiterhin gab das BMF einen Überblick über die 
künftigen Regelungen zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung für Bundesunternehmen. Das beste-
hende abgestufte Berichtssystem nach Unterneh-
mensgröße soll entlang der Vorgaben der Corporate 
Sustainability Reporting Directive fortgeschrieben 
werden. Je nach Unternehmensgröße ist ein praxis-
taugliches Berichtsformat zu nutzen. Öffentliche 
Unternehmen haben hierbei die gleichen Pflichten 
wie rein privatwirtschaftliche Unternehmen.

Einführung der 
Nachhaltigkeitsbericht
erstattung in einem 
Bundesunternehmen

Ein Vertreter des Unternehmens Die Auto-
bahn  GmbH des Bundes, an der der Bund zu 
100  Prozent beteiligt ist, berichtete aus der Praxis 
über die Einführung der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung. Er beschrieb den Weg, wie das Unterneh-
men von der Erstberichterstattung die Einführung 
der künftigen regulatorischen Anforderungen (vor 
allem aus dem CSRD-Umsetzungsgesetz und der 
EU-Taxonomie) in der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung umsetzen muss. Für Die Autobahn GmbH 
des Bundes ergeben sich zukünftig Anforderun-
gen, die aus den European Sustainability Repor-
ting Standards (ESRS) erwachsen werden. Dabei 
handele es sich um neue Wesentlichkeitsschwel-
len nach den ESRS, die nach Meinung des Vortra-
genden Einfluss auf die grundlegende Wesentlich-
keitsanalyse für die Berichterstattung haben und 
zur Vermehrung der Berichtsinhalte führen kön-
nen. Da der Nachhaltigkeitsbericht darüber hi
naus auch Teil des Lageberichts werde, hob er be-
sonders hervor, dass eine Stabstelle Nachhaltigkeit 
beim Vorsitzenden der Geschäftsführung geschaf-
fen werden solle und die vorgestellte Wesentlich-
keitsanalyse nach CSRD/ESRS dafür die zentrale 
Grundlage sei.

Das Health Performance 
Management als Inhalt der 
Nachhaltigkeitsstrategie in 
einem Bundesunternehmen

Eine Vertreterin des Unternehmens Bundesdru-
ckerei Gruppe GmbH, an der der Bund zu 100 Pro-
zent beteiligt ist, berichtete aus der Praxis über die 
Einführung eines Health Performance Manage-
ments (HPM). Zunächst erläuterte sie den Begriff 
„Betriebliches Gesundheitsmanagement  (BGM)“ 
und stellte die historische Entwicklung des BGM 
im Unternehmen dar. Das Unternehmen als Ar-
beitgeber habe sich den demografischen Verände-
rungen und den veränderten Anforderungspro-
filen an die Produktionsarbeitsplätze stellen und 
sich auch am Markt neu platzieren müssen. Diesen 
Wechselwirkungen und Herausforderungen habe 
sich das Unternehmen gestellt und in einem ersten 
Schritt gemeinsam mit einer der größten Kranken-
kassen Deutschlands die Einführung des BGM als 
Projekt verankert, um krankheitsbedingtes Fehlzei-
tengeschehen nachhaltig positiv zu beeinflussen.

Mit der Verankerung des BGM im Unternehmen sei 
im Jahr 2018 ein neuer Punkt erreicht worden, der 
eine Ziel- und Strategiediskussion für das Thema 
erfordert habe. Der Fokus in der Neuausrichtung 
des BGM habe das Ziel gehabt, das BGM als ein Teil 
in das unternehmerische Performance Manage-
ment zu integrieren und bis  2022 zum HPM zu 
entwickeln. Sie betonte, dass das Zielbild des pro-
fessionellen HPM inhaltlich in der Nachhaltigkeits-
strategie des Unternehmens verankert sei. Seit 2022 
liege der Fokus auf dezentralen Bedarfen und Maß-
nahmen. Die nachpandemischen Einflüsse erfor-
derten iterative Bewertungen und Anpassungen.

Sie stellte die Definition „Gesundheit“ der Welt-
gesundheitsorganisation vor und veranschau-
lichte das HPM als Kulturthema nach der 
Corona-Pandemie.
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36. Treffen der Beteiligungsführungen des Bundes und der Länder

Referentin und Referenten des Treffens im Eurosaal 
© Michael Teuchert, Bundesministerium der Finanzen

Bundesunternehmen: Aktiver 
Gestalter der mobilen Zukunft

Der Vorsitzende Geschäftsführer des Unterneh-
mens Toll Collect  GmbH, an der der Bund zu 
100  Prozent beteiligt ist, berichtete aus der Pra-
xis von der Rolle des Bundesunternehmens als 
nachhaltiger Gestalter der mobilen Zukunft in 
Deutschland.

Als wesentlicher Betreiber der Lkw-Maut in 
Deutschland habe sich die Toll Collect GmbH zu ei-
nem der bedeutendsten Akteure für eine nachhal-
tige, mobile Zukunft in Deutschland entwickelt. 
Mit dem Ausbau neuer Geschäftsfelder im Rahmen 
einer sukzessiven Erweiterung des Unternehmens-
gegenstands sowie der Datenanalyse der in Zusam-
menhang mit der Lkw-Maut erhobenen Daten sei 
die Toll Collect  GmbH an der Digitalisierung des 
Güterverkehrs auf den deutschen Straßen maßgeb-
lich beteiligt.

Deutschland setze nicht auf eine manuelle Maut
erhebung. Die Mauterhebung erfolge vielmehr au-
tomatisch satellitengestützt während der Fahrt. 
Der Verkehrsfluss werde hierdurch nicht gestört. 
Um trotz fehlender manueller Kontrollstellen eine 
wirksame Mautkontrolle zu ermöglichen, setze die 
Toll Collect GmbH auf einen effizienten und digi-
talen Kontrollmix. Neben Kontrollbrücken und 
Kontrollsäulen werden durch das Bundesamt für 
Logistik und Mobilität stationäre und mobile Be-
triebskontrollen durchgeführt. Mit dieser Logistik 
sei seit 2005 ein verlässlicher Mautbetrieb möglich, 
der seither 99,96 Prozent der mautpflichtigen Fahr-
ten erfasse. Er erläuterte die Absicht der Bundesre-
gierung, eine CO2-differenzierte Lkw-Maut sowie 
eine Maut für Lkw mit einer technisch-zulässigen 
Gesamtmasse von über 3,5  Tonnen einzuführen. 
Diese Maßnahmen sollen die Klimaschutzziele der 
Europäischen Union unterstützen.
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Neben der Lkw-Maut stehen in Zukunft für die 
strategische Weiterentwicklung der Toll Col-
lect  GmbH zu einer Serviceplattform des Bundes 
für Infrastruktur und digitale Dienstleistungen 
insbesondere die datenschutzkonforme Verwen-
dung von Mobilitätsdaten im Zusammenhang mit 
der weiteren Digitalisierung des Verkehrs, die Un-
terstützung bei der Integration von alternativen 
Antrieben sowie die Beschleunigung des Mobil-
funknetzausbaus. Spätestens ab dem 1. Januar 2026 
sollen auch die weiteren Anbieter des europäischen 
elektronischen Mautdiensts den Mauterkennungs-
dienst der Toll Collect GmbH nutzen können und 
hiervon profitieren.

Weitere Themen der 
Konferenz

Ein Landesvertreter der Beteiligungsverwaltung im 
Sächsischen Staatsministerium der Finanzen gab 
einen Erfahrungsbericht über das Beteiligungscon-
trolling im Freistaat Sachsen und stellte das sächsi-
sche Modell der zentralen Beteiligungsverwaltung 
vor.

Eine Vertreterin und ein Vertreter der Öster-
reichischen Beteiligungsholding  AG (ÖBAG) 
mit Sitz in Wien referierten zum Thema 

„Beteiligungsmanagement öffentlicher Unterneh-
men in Österreich“. Sie stellten die historische Ent-
wicklung von der Privatisierungsholding ÖIG 1967 
bis zur ÖBAG 2019 vor. Das ÖBAG-Gesetz, das den 
gesetzlichen Auftrag und die Grundlage für die 
Strategie des Beteiligungsmanagements der in die 
ÖBAG ausgelagerten Beteiligungen vorgibt und die 
rechtlichen Regelungen, die für das Beteiligungs-
management, Neuerwerbe oder Privatisierungen 
sowie für das Zusammenspiel zwischen Regierung/
Bundesfinanzministerium und ÖBAG maßgeblich 
sind, wurden erläutert.

Eine Vertreterin des Grundsatzreferats für Betei-
ligungen des BMF erläuterte die Weiterentwick-
lung des Standardisierten Beteiligungsmonitorings 
(SBM) und die Neugestaltung des Datenblatts zu 
den berichtenden Unternehmen in Abstimmung 
mit dem Bundesrechnungshof und dem Bundes-
finanzierungsgremium sowie die inhaltliche Neu-
strukturierung des SBM zu den Themen Bun-
deshaushalt und Erfolgskontrolle. Sie gab einen 
Ausblick, dass das SBM zukünftig in ein neues Be-
richtsformat (BEMIS) überführt werden solle.

Außerdem informierten eine Vertreterin und 
ein Vertreter des Instituts der Wirtschaftsprü-
fer in Deutschland e.  V. über Neuerungen im 
Abschlussprüferrecht.

38



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Dezember 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Viertes Steuerforum der Finanzverwaltung

	● Am 19. und 20. September 2023 fand das vierte Steuerforum der Finanzverwaltung in Berlin 
statt.

	● Expertinnen und Experten aus Finanzverwaltung, Rechtsprechung, Wissenschaft und Wirt-
schaft informierten und diskutierten über die aktuellen Entwicklungen im nationalen und 
internationalen Steuerrecht.

	● Themen der diesjährigen Veranstaltung waren neben den aktuellen Gesetzgebungsvorhaben 
und Entwicklungen in verschiedenen Steuerrechtsgebieten auch der Einsatz von Large Lan-
guage Models (LLM) zur Bewältigung des Fachkräftemangels in der Finanzverwaltung und die 
Digitalisierung bei der Umsatzsteuer.

Einleitung
Am 19. und 20. September 2023 luden das BMF und 
die Bundesfinanzakademie (BFA) zum vierten Mal 
zum Steuerforum der Finanzverwaltung nach Ber-
lin ein. 39 Expertinnen und Experten hielten Vor-
träge, führten Diskussionen und widmeten sich in 
acht Panels aktuellen steuerrechtlichen Themen. 
Die circa 270  Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus der Finanzverwaltung, Wissenschaft und Wirt-
schaft hatten im Rahmen der Podiumsdiskussio-
nen nach den einleitenden Vorträgen zu den ver-
schiedenen Themen die Gelegenheit für Fragen 
und Anmerkungen, was intensiv genutzt wurde.

Grußwort von Dr. Nils Weith, 
Leiter der Steuerabteilung

Eröffnet wurde das Steuerforum durch Dr.  Nils 
Weith, Leiter der Abteilung  IV  – direkte Steuern. 
Wie in den vergangenen Jahren erfreue sich das 
Steuerforum eines regen Zuspruchs. Die Zusam-
menkunft mit Wirtschaft und Wissenschaft und 
der offene Dialog zwischen allen Beteiligten sei 
ausdrücklicher Wunsch des BMF. Die Tatsache, dass 
die Veranstaltung erstmalig im Matthias-Erzber-
ger-Saal des Detlev-Rohwedder-Hauses ausgerich-
tet wurde, nahm Dr.  Nils Weith zum Anlass, den 
Anwesenden einen kurzen Überblick über die Ge-
schichte des Hauses zu geben und an den Namens-
geber des Veranstaltungssaals, Reichsfinanzminis-
ter Matthias Erzberger, zu erinnern.
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Tag 1: Nationales Steuerrecht 
im Wandel

Aktuelle Entwicklungen im 
nationalen Steuerrecht

Im Anschluss leitete Dr. Nils Weith direkt zum ers-
ten Panel des Steuerforums über, dessen Mode-
ration er übernahm. Mit dem Wachstumschan-
cengesetz und dem Mindeststeuergesetz (MinStG) 
wurden aktuelle Gesetzgebungsvorhaben beleuch-
tet. Den Aufschlag zum Wachstumschancengesetz 
machte Annette Mohaupt (Referentin u. a. für Steu-
erliche Förderung Forschung und Entwicklung) mit 
einem Überblick über die darin enthaltene neue 
steuerliche Förderung nach dem Klimaschutz-In-
vestitionsprämiengesetz und die Verbesserung der 
steuerlichen Forschungsförderung durch Ände-
rungen des Forschungszulagengesetzes.

Wachstumschancengesetz 
Das Gesetz zur Stärkung von Wachstums
chancen, Investitionen und Innovation so-
wie Steuervereinfachung und Steuerfairness 
verbessert die steuerlichen und damit auch 
die wirtschafts- sowie standortpolitischen 
Rahmenbedingungen, um in Deutschland zu 
investieren. Das Gesetz enthält Maßnahmen 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit (u. a. 
die initiale Einführung einer Investitionsprä-
mie für Klimaschutz sowie die Stärkung und 
Ausweitung der steuerlichen Forschungs-
förderung), Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Modernisierung und Verein-
fachung des Steuerrechts und Maßnahmen 
zur Verbesserung der Steuerfairness (u. a. die 
Ausweitung der Pflicht zur Mitteilung von 
grenzüberschreitenden Steuergestaltungen 
auf innerstaatliche Steuergestaltungen).

Dr. Michael Myßen (Referatsleiter Steuerliches Ver-
fahrensrecht) erläuterte die angestrebte Auswei-
tung der Mitteilungspflichten auf innerstaatliche 
Steuergestaltungen. Zudem stellte er die aufgrund 
des Personengesellschaftsrechtsmodernisierungs-
gesetzes (MoPeG) erforderlichen Anpassungen der 
Steuergesetze vor.

Mit seinem Beitrag zum MinStG ging Andreas 
Benecke (Referent Internationale Unternehmens-
besteuerung und Außensteuerrecht) auf die na-
tionale Umsetzung der zweiten Säule der soge-
nannten Zwei-Säulen-Lösung der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) sowie weitere Begleitmaßnahmen ein. Das 
MinStG solle die Richtlinie möglichst eins zu eins 
umsetzen, dabei jedoch mögliches Vereinfachungs-
potenzial ausschöpfen.

Mit der Zwei-Säulen-Lösung der OECD 
soll den steuerlichen Herausforderungen der 
Digitalisierung der Wirtschaft begegnet wer-
den. Mit Säule 1 sollen Besteuerungsrechte 
der größten und profitabelsten Konzerne der 
Welt, insbesondere der digitalisierten Wirt-
schaft, neu verteilt werden. Säule 2 zielt auf 
eine globale effektive Mindestbesteuerung 
multinationaler Unternehmen ab.

Steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung der Transformation und 
Nachhaltigkeit

Im nachfolgenden Panel wurden steuerpolitische 
und administrative Aspekte der Maßnahmen zur 
Förderung der Transformation und Nachhaltigkeit 
diskutiert. Dr. Arno Diekmann (Referatsleiter Steu-
erpolitik) eröffnete den Programmpunkt mit einem 
Impulsvortrag zu den steuerpolitischen Aspekten. 
Die Transformation sei zentrales Thema im Koaliti-
onsvertrag. Obwohl sie von den Unternehmen ge-
leistet werden müsse, sei es die Politik, die den Rah-
men für unternehmerische Entscheidungen setze. 
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Zentrales Element, mit dem der Staat einen Bei-
trag leisten könne, sei ein resilientes Steuersystem, 
das wettbewerbsfähige Steuersätze und spezifische 
Investitionsanreize beinhalte. In diesem Zuge wies 
Dr.  Arno Diekmann auf die im Vergleich mit an-
deren Staaten sehr hohe Steuer- und Abgabenlast 
in Deutschland hin. Da die optimale Strategie zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit  – niedrigere 
Steuersätze bei breiter Bemessungsgrundlage  – 
politisch nicht durchsetzbar sei, müsse eine so-
genannte Second-Best-Option  – mehr Investiti-
onsanreize  – umgesetzt werden. Dies geschehe 
im Wachstumschancengesetz durch verschiedene 
Maßnahmen: der Investitionsprämie für den Kli-
maschutz, der steuerlichen Forschungsförderung, 
der degressiven Absetzung für Abnutzung  (AfA), 
der degressiven AfA für den Wohnungsbau und ei-
ner verbesserten Verlustverrechnung. Das Wachs-
tumschancengesetz enthalte damit die richtigen 
Impulse zum richtigen Zeitpunkt.

Torsten Falk (Hessisches Ministerium der Finan-
zen) widmete sich anschließend den administra-
tiven Aspekten. Zunächst stellte er die Herausfor-
derungen dar, denen sich die Finanzverwaltung 
aktuell gegenübersieht. Insbesondere die personel-
len Ressourcen seien beziehungsweise würden auf-
grund des demografischen Wandels und des Fach-
kräftemangels knapp. Um die Arbeitsfähigkeit der 
Finanzverwaltung sicherzustellen, müssten Digita-
lisierungsmöglichkeiten konsequent genutzt wer-
den. Für vier aktuelle Gesetzesvorhaben zeigte er 
zudem die administrativen Folgen auf. Hinsicht-
lich der im Wachstumschancengesetz enthaltenen 
Klimaschutz-Investitionsprämie und der Auswei-
tung der Forschungsförderung stellte er die Frage, 
ob diese durch die Finanzverwaltung administriert 
werden müsse. Die Zwei-Säulen-Lösung der OECD 
bedeute hohen administrativen Aufwand für alle 
Beteiligten, der dem fiskalischen Nutzen für den 
deutschen Fiskus gegenübergestellt werden müsse. 
Die Steuerbefreiung für kleine Photovoltaikanla-
gen stelle jedenfalls eine gelungene Maßnahme 
zum Bürokratieabbau dar.

Large Language Models wie 
ChatGPT: Ein innovativer Ansatz 
zur Bewältigung des Fachkräfte
mangels in der Finanzverwaltung

Die Auswirkungen des demografischen Wandels auf 
die Arbeit in der Finanzverwaltung wurden auch im 
nächsten Panel thematisiert. Dr. Robert Heller (Prä-
sident BFA), der zusammen mit Marina Niederquell 
(Dozentin BFA) die Moderation des Panels über-
nahm, berichtete, dass in Deutschland momentan 
rund 110.000  Steuerbeamtinnen und -beamte tä-
tig seien, diese Zahl jedoch laut aktueller Prognosen 
bis  2030 auf 80.000  sinken könnte. Es gebe derzeit 
keine klare Lösung für dieses Problem, ein adäqua-
ter Ersatz fehle. In diesem Zusammenhang wurde 
die Frage aufgeworfen, ob künstliche Intelligenz (KI) 
eine mögliche Antwort sein könnte. Dr.  Till Plum-
baum (KI  Bundesverband, Berlin) führte die An-
wesenden daher in die Welt der Large Language 
Models wie ChatGPT ein. Im Anschluss an den Vor-
trag folgte eine Diskussionsrunde mit Stefan Groß 
(Schönberger  & Partner  mbB, München), Stefan 
Werner (Groß- und Konzernbetriebsprüfung Königs 
Wusterhausen) und Dr. Rafael Zimmer (Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik, Bonn). Es 
bestand Einigkeit, dass derartige Sprachmodelle eine 
große Chance für das Steuerwesen darstellten. Da-
bei wurde die Möglichkeit erörtert, Modelle gezielt 
„zu Spezialisten auszubilden“ und sie in der Rolle 
von Assistenten für Steuerbeamtinnen und -be-
amte einzusetzen. Eine vollautonome Assistenz, die 
in der Lage sei, umfassende Aufgaben zu überneh-
men, könnte das Potenzial bergen, die Arbeitsweise 
im Steuerwesen grundlegend zu verändern.

Die Frage, wie die nächste Generation von Arbeits-
kräften auf diese Technologie vorbereitet werden 
sollte, wurde ebenfalls diskutiert. Dr.  Till Plum-
baum unterstrich die Bedeutung für Nachwuchs-
kräfte, bereits frühzeitig mit Technologie in Kon-
takt zu kommen und ein tiefgehendes Verständnis 
für die Funktionsweise dieser Maschinen zu entwi-
ckeln. Neben digitalen Fähigkeiten sollten laut Ste-
fan Groß aber auch diejenigen Kompetenzen be-
sonders gefördert werden, die Maschinen nicht 
hätten, wie beispielsweise Empathie oder Rhetorik.
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Aktuelles zum 
Umwandlungssteuerrecht

Dr.  David Haubner (Referent u.  a. Umwandlungs-
steuergesetz) eröffnete das Panel zum Umwand-
lungssteuerrecht mit aktuellen Fragestellungen zu 
den §§ 20 ff. Umwandlungssteuergesetz (UmwStG). 
Dabei wurden Einzelfragen und gesetzliche Ge-
staltungsoptionen beleuchtet, beispielsweise zu 
Entnahmen im Rückbeziehungszeitraum und 
dem Veräußerungsbegriff bei den Sperrfristen des 
§ 22 UmwStG.

Dirk Krohn vom Finanzamt für Zentrale Prü-
fungsdienste in Kiel konzentrierte sich in seinem 
Vortrag auf die Teilbetriebserfordernisse und er-
läuterte ausführlich die Voraussetzungen für die 
Spaltung gemäß §§ 15 und 16 UmwStG. Dabei be-
tonte er die praktischen Schwierigkeiten bei der 
Zuordnung von Wirtschaftsgütern zu Teilbetrie-
ben. Ebenso wies er auf die Unterschiede zwischen 
dem deutschen und europäischen Verständnis des 
Teilbetriebs  – u.  a. hinsichtlich eines sich im Auf-
bau befindlichen Teilbetriebs oder der Notwendig-
keit einer Beurteilung in finanzieller Hinsicht – hin, 
was die Komplexität dieser Thematik verdeutlichte.

In der anschließenden, von Cornelius Link (Refe-
ratsleiter Unternehmensbesteuerung) moderier-
ten Diskussion mit Dr.  Stefanie Beinert (Hengeler 
Mueller Partnerschaft von Rechtsanwälten  mbB, 
Frankfurt  a.  M.) und Dr.  Thomas Fox (Latham  & 
Watkins LLP, Düsseldorf) lag der Schwerpunkt auf 
dem Teilbetriebserfordernis. Dr.  Thomas Fox un-
terstrich die mangelnde Rechtssicherheit und wies 
auf Situationen hin, in denen eine betriebswirt-
schaftlich sinnvolle Ausgliederung steuerlich nicht 
möglich sei. Dr.  Stefanie Beinert schlug vor, eine 
Bagatellgrenze einzuführen, was von den Panel-
teilnehmerinnen und -teilnehmern positiv aufge-
nommen wurde.

Aktuelles zur Gewerbesteuer

Der Fokus des letzten Panels des ersten Veranstal-
tungstags lag auf der aktuellen Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs (BFH) zu gewerbesteuer-
rechtlichen Themen. Zwei aktuell anhängige Ver-
fahren zur Verlustverrechnung bei der Gewerbe-
steuer bildeten den Ausgangspunkt des Vortrags 
von Dr.  Franziska Stahmann (Referentin u.  a. für 
Gewerbesteuer). Ungeschriebene Voraussetzung 
für den Abzug von Verlusten bei der Gewerbesteuer 
sei die Unternehmensidentität. Fehlbeträge soll-
ten demnach nur in dem Unternehmen verrechnet 
werden können, in dem sie entstanden sind. Hin-
sichtlich dieses Kriteriums entschied der BFH für 
den Betriebsübergang von einer Kapital- auf eine 
Personengesellschaft, dass ein Verlustübergang 
ausscheide, wenn eine Kapitalgesellschaft neben 
der Beteiligung an der Personengesellschaft über 
weitere Beteiligungen verfügt. Die Tatsache, dass 
der dritte Senat in seinen Ausführungen eine Aus-
nahme zu diesem Grundsatz formulierte, sei Ge-
genstand der nun anhängigen Verfahren. Dr. Fran-
ziska Stahmann begründete jedoch ausführlich, 
warum nach Ansicht der Finanzverwaltung die 
Ausnahmekriterien in den betreffenden Fallkon
stellationen nicht erfüllt seien.

Carolin Hennemann (Sachbearbeiterin u. a. für Ge-
werbesteuer) schloss einen Vortrag zu den gewer-
besteuerlichen Hinzurechnungen an. Diese dienten 
nach der Gesetzesbegründung der Gleichstellung 
von Unternehmen, die mit Fremd- beziehungs-
weise Eigenmitteln arbeiten würden. Weiterhin 
festigten sie  – wie vom Bundesverfassungsgericht 
bestätigt  – den Objektsteuercharakter der Gewer-
besteuer, der diese von einer reinen Ertragsteuer 
unterscheide. Anhand einer Vielzahl von BFH-Ent-
scheidungen zu den zwei Bereichen „gemischte 
Verträge“ und „fiktives Anlagevermögen“ wurden 
die sich aus der Norm ergebenden Abgrenzungs-
fragen erörtert.

Beide Themenfelder wurden anschließend, wiede-
rum moderiert von Cornelius Link, mit dem Pu
blikum sowie auf dem Panel mit Markus Suchanek 
(Flick Gocke Schaumburg, Düsseldorf) und Dr. Ste-
fan Ronnecker (Deutscher Städtetag, Berlin) in-
tensiv diskutiert. Letzterer schuf hinsichtlich der 
Debatte um eine Reform der Gewerbesteuer eine 
Verbindung zu einem weiteren Projekt des BMF, 
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dem Netzwerk empirische Steuerforschung (NeSt). 
Ein klares empirisches Lagebild dazu, welches Auf-
kommen durch welche Hinzurechnungsnormen 
erzielt wird, sei aus seiner Sicht wünschenswert.

Das Netzwerk empirische Steuerforschung 
(NeSt) 
ist eine Plattform des BMF, das der Vernet-
zung von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern im Bereich der empirischen Steu-
erforschung mit der amtlichen Statistik und 
der Finanzverwaltung dient (siehe Website 
des NeSt: https://www.bundesfinanzminis-
terium.de/nest). Durch das Zusammenbrin-
gen unterschiedlicher Kompetenzen soll die 
Evidenzbasierung im Steuerbereich gestärkt 
werden. Ein Fokus des Netzwerks liegt auf 
der Verbesserung der Dateninfrastruktur.

Tag 2: Steuern im 
internationalen Kontext

Der zweite Tag des Steuerforums widmete sich un-
ter der Moderation von Dr.  Wendelin Staats (Re-
feratsleiter Internationale Unternehmensbesteu-
erung und Außensteuerrecht) und Hans Joachim 
Narzynski (Referatsleiter Umsatzsteuer interna-
tional) dem geplanten Erlass zum Außensteu-
ergesetz  (AStG), aktuellen Problemen bei Ver-
rechnungspreisen sowie der Digitalisierung im 
Umsatzsteuerrecht.

Der neue Anwendungserlass zum 
AStG 2023

Christian Treusch (Hessisches Ministerium der Fi-
nanzen, Wiesbaden) und Annemarie Finckh (Bay-
erisches Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat, München) eröffneten den Tag mit Ausfüh-
rungen zum veröffentlichten und breit diskutier-
ten Entwurf des Anwendungserlasses zum AStG. 
Der Schwerpunkt des Vortrags lag auf Fallbei-
spielen zur Wegzugsbesteuerung gemäß § 6 AStG. 

Insbesondere wurde die Regelung zur vorüberge-
henden Abwesenheit erläutert, welche eine Reak-
tion auf ein Urteil des BFH darstellte. Die Regelung 
differenziert zwischen verschiedenen Zeiträumen, 
in denen unterschiedliche Anforderungen an die 
Rückkehrabsicht gestellt werden.

Ein weiteres Thema von hoher praktischer Re-
levanz war die Stundung der Steuer. Hier wurde 
die Diskussion über eine einheitliche Lösung ge-
führt, die eine Stundungsmöglichkeit für alle Steu-
erzahlerinnen und -zahler über den § 222 der Ab-
gabenordnung (AO) hinaus vorsieht. Besondere 
Aufmerksamkeit wurde auf die Möglichkeit der 
Stundung bei Rückkehr gelegt. In der anschlie-
ßenden Diskussion führte Prof.  Dr.  Stefan Köhler 
(Ernst  & Young  GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Eschborn) aus, dass § 6 AStG die Niederlas-
sungsfreiheit einschränke, und warf die Frage auf, 
ob die Regelung mit dem Unionsrecht vereinbar 
sei.

Abschließend wurde ein komplexes Fallbeispiel zur 
Hinzurechnungsbesteuerung behandelt. Der Fokus 
lag dabei auf den Voraussetzungen für eine Beherr-
schung einer Gesellschaft durch unmittelbare und 
mittelbare Gesellschafter.

Begrüßung durch Prof. Dr. Luise 
Hölscher

Im anschließenden Grußwort an die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer des Steuerforums beschrieb 
Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher die „rauen 
Zeiten“, die Deutschland aufgrund hoher Inflation, 
einer schwachen Konjunktur und erheblicher Fi-
nanzierungslasten bevorstünden. Sie unterstrich, 
dass strukturelle Mehrausgaben ohne entspre-
chende Gegenfinanzierung keine adäquate Lösung 
darstellten, da dies weder mit der Verfassung noch 
mit der Verantwortung gegenüber künftigen Gene-
rationen vereinbar sei.

Stattdessen plädierte sie dafür, Deutschland als 
Wettbewerbs- und Standortfaktor für die Zu-
kunft zu stärken. Die Staatssekretärin präsentierte 
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die Maßnahmen der Bundesregierung, angefan-
gen beim 10-Punkte-Plan aus Meseberg über das 
Wachstumschancengesetz bis hin zum Zukunftsfi-
nanzierungsgesetz. Des Weiteren verwies sie auf die 
zwei Expertendialoge „Vereinfachte Unternehmen-
steuer“ und „Bürgernahe Einkommensteuer“, die 
sich damit beschäftigen, wie das bestehende Steu-
ersystem vereinfacht werden kann, um das Ver-
ständnis und Vertrauen in das System zu stärken 
und Steuerumgehungen zu erschweren.

10-Punkte-Plan 
Bei der diesjährigen Kabinettsklausur in 
Meseberg hat die Bundesregierung einen 
10-Punkte-Plan für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland vorgestellt. Das Wachstums
chancengesetz und das Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz sind zwei dieser Impulse für 
Wirtschaft und Investitionen.

Aktuelles zu Verrechnungspreisen

Mit einem weiteren Panel eröffnete David Rüll 
(Referent u.  a. Verrechnungspreise) die Diskus-
sion zu den Verwaltungsgrundsätzen Verrech-
nungspreise  2023. Schwerpunkt des Austauschs 
war die Rechtsprechung des BFH (I R 4/17) zu Fi-
nanzierungsbeziehungen und die Umsetzung der 
Rechtsprechung durch die Verwaltung anhand von 
Fallbeispielen.

Der zweite Vortrag behandelte die Themen Ver-
rechnungspreise und Nachhaltigkeit, die auf den 
ersten Blick den Anschein machen, wenig mit-
einander gemeinsam zu haben. Dr.  Stefan Greil 
(Referatsleiter Verrechnungspreise und zwi-
schenstaatliche Verfahren) erläuterte den Begriff 
„Nachhaltigkeit“ und verdeutlichte, dass durch 
eine angemessene steuerliche Behandlung Anreize 
für Unternehmen geschaffen werden können, um 
nachhaltige Praktiken zu fördern. Anschließend 
beschrieb er die Verbindung zu Verrechnungsprei-
sen. Es stelle sich nämlich die Frage, welcher kon-
krete Vergleichsmaßstab für Verrechnungspreise 
bei ESG-konformen (Environmental, Social, 

Governance) Unternehmen herangezogen werden 
sollte, da diese beispielsweise bessere Kreditkondi-
tionen erzielen könnten. Im Anschluss wurde eine 
Diskussion darüber geführt, wie dies in der Praxis 
umgesetzt werden kann, da zahlreiche Informatio-
nen erforderlich sind, um festzustellen, ob ein Un-
ternehmen tatsächlich nachhaltig handelt.

Enviromental, Social, Governance 
Begriff aus der Finanz- und Investitions-
welt, um die Nachhaltigkeits- und ethischen 
Kriterien zu beschreiben, die bei Investiti-
onsentscheidungen berücksichtigt werden. 
ESG-Kriterien beziehen sich auf Umweltbe-
lange, soziale Verantwortung und Aspekte 
der Unternehmensführung.

Digitalisierung im 
Umsatzsteuerrecht

Den inhaltlichen Abschluss des Steuerforums und 
eine Neuheit im Veranstaltungsformat bildete das 
letzte Panel, in dem es mit der Umsatzsteuer dies-
mal um eine indirekte Steuer ging. Als erster Red-
ner erläuterte Dr.  Markus Hassa (Referent Um-
satzsteuer), wie Deutschland die obligatorische 
elektronische Rechnung zwischen inländischen 
Unternehmen im Rahmen des Wachstumschan-
cengesetzes realisieren will. Die beabsichtigten Än-
derungen, die derzeit Gegenstand der Beratungen 
im parlamentarischen Verfahren seien, beinhalte-
ten vornehmlich die (in der Regel) verpflichtende 
Verwendung von elektronischen Rechnungen in 
einem strukturierten Datenformat bei inländi-
schen B2B-Umsätzen ab  2025. Ausgangspunkt für 
die Maßnahme sei der Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien, in dem die Einführung eines elek-
tronischen Meldesystems in der Umsatzsteuer als 
Ziel vorgegeben worden war. Neben der Digitalisie-
rung der deutschen Wirtschaft diene dies auch der 
Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug. Patrice 
Pillet (Europäische Kommission, Brüssel) schloss 
mit einem Überblick über den Kommissionsvor-
schlag „VAT in the Digital Age“ (Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
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2006/112/EG in Bezug auf die Mehrwertsteuervor-
schriften für das digitale Zeitalter, COM (2022) 701 
final) an, der ebenfalls digitale Meldepflichten und 
elektronische Rechnungsstellung zum Inhalt hat.

Sowohl die Maßnahmen auf EU- als auch auf na-
tionaler Ebene wurden von Prof. Dr. Roland Ismer 
(Lehrstuhl für Steuerrecht und Öffentliches Recht, 
Friedrich-Alexander-Universität, Erlangen-Nürn-
berg) als Diskussionsteilnehmer im Panel aus-
drücklich positiv hervorgehoben. Als längerfris-
tige Perspektive solle jedoch noch einmal über 
ein generelles Reverse-Charge-Verfahren nach-
gedacht werden, wobei nicht der Unternehmer 
selbst, sondern der (in der Regel unternehmeri-
sche) Leistungsempfänger die Umsatzsteuer schul-
det. Carsten Rothbart (Zentralverband des deut-
schen Handwerks, Berlin) wies auf die praktischen 
Probleme zahlreicher Handwerksbetriebe hin. Vie-
len Unternehmen fehle es noch an der notwendi-
gen IT-Ausstattung. Hier könnte eine vom Bund 
bereitgestellte kostenfreie Plattform, auf der elek-
tronische Rechnungen erstellt und gelesen werden 
können, die Lösung sein.

Schlussworte

Das Ende des zweiten Veranstaltungstags leitete 
Dr. Robert Heller ein, der seine Schlussworte nutzte, 
um den Zweck der Veranstaltung durch die Anfüh-
rung von Gesetzesnormen zu untermauern. So be-
tonte er zunächst den in § 85 AO festgeschriebenen 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit und Gleichmäßig-
keit der Besteuerung. Gemäß Art. 108 Abs. 4 Grund-
gesetz könne ein Zusammenwirken von Bundes- 
und Landesfinanzbehörden erfolgen, wenn und 
soweit dadurch der Vollzug der Steuergesetze er-
heblich verbessert werde. Genau dies sei auch Ziel 
des Steuerforums gewesen.

Fazit

Wie die drei vorangegangenen Steuerforen der Fi-
nanzverwaltung bot auch die diesjährige Veranstal-
tung die Möglichkeit, die Themen aus den mitun-
ter unterschiedlichen Perspektiven der Wirtschaft, 
Wissenschaft und der Finanzverwaltung zu be-
leuchten. Das Publikum zeigte sich daher erfreut, 
dass Dr. Nils Weith die Frage, ob das Steuerforum 
im nächsten Jahr wieder stattfinde, kurz und knapp 
mit „unbedingt“ beantwortete.
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Deutschlandprüfung der Financial Action Task 
Force – Teil 6

	● Die Financial Action Task Force (FATF) ist der wichtigste internationale Standardsetzer zur Be-
kämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Ihre Mitgliedsstaaten werden regel-
mäßig auf die Umsetzung der FATF-Standards überprüft.

	● Die Serie „Deutschlandprüfung der Financial Action Task Force“ berichtete bisher in fünf Beiträ-
gen über die verschiedenen Etappen des Prüfungsprozesses. Teil 6 befasst sich mit dem Folgever-
fahren und den gesetzlichen Maßnahmen zur Bekämpfung von Finanzkriminalität, die bereits 
im ersten Jahr nach der Prüfung in Kraft getreten sind.

	● Deutschland wird auch in den folgenden Jahren über die Fortschritte berichten.

Einleitung
Die Financial Action Task Force (FATF) wurde 
im Jahr  1989 als G7-Initiative gegründet und be-
obachtet die weltweiten Risiken im Bereich der 
Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und der 
Finanzierung von Massenvernichtungswaffen 
(Proliferationsfinanzierung), legt internationale 
Standards zu ihrer Bekämpfung fest und prüft die 
Länder und Jurisdiktionen auf Einhaltung dieser 
Standards.

Die FATF hat die internationalen Anti-Mon-
ey-Laundering/Counter-Terrorism Financing 
Standards in 40  Empfehlungen festgelegt. An-
ti-Geldwäscheexperten aus den jeweiligen Mit-
gliedstaaten der FATF und ihrer Regionalorgani-
sationen überprüfen regelmäßig sowohl den Stand 
der Umsetzung der 40  Empfehlungen in nationa-
les Regelwerk (Technical Compliance) als auch ihre 
effektive Umsetzung in der Praxis (Effectiveness) 
in den jeweils anderen Mitgliedstaaten der Orga-
nisation. Die Überprüfungen der Länder erfolgen 
in einem umfassenden und standardisierten Pro-
zess. In Deutschland fand diese Evaluierung von 
Herbst  2020 bis Juni  2022 statt. Über die gesamte 
Prüfung wurde im Rahmen einer fünfteiligen Se-
rie über die verschiedenen Etappen in vorangegan-
genen Ausgaben berichtet.

Veröffentlichungen im Rahmen der Serie 
„Deutschlandprüfung der Financial Action 
Task Force“:

Teil 1: Grundlagen der FATF sowie über 
die Länderprüfungen im Allgemeinen (s. a. 
BMF-Monatsbericht Ausgabe Juni 2020, ab-
rufbar unter dem Shortlink  
https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202312401)

Teil 2: Prüfungsgegenstand sowie die ein-
zelnen Schritte, Akteure und Abläufe (s. a. 
BMF-Monatsbericht Ausgabe Dezem-
ber 2020, abrufbar unter dem Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202312402)

Teil 3: Auswirkung der COVID-19-Pan-
demie sowie Maßnahmen und Verbesse-
rungen bei der Bekämpfung von Geldwä-
sche und Terrorismusfinanzierung (s. a. 
BMF-Monatsbericht Ausgabe August 2021, 
abrufbar unter dem Shortlink  
https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202312403)
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Teil 4: Der Vor-Ort-Besuch der FATF-Prü-
ferinnen und -Prüfer in Deutschland (s. a. 
BMF-Monatsbericht Ausgabe Februar 2022, 
abrufbar unter dem Shortlink  
https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202312404)

Teil 5: Ergebnisse der Prüfung und das dar-
aufhin beschlossene Maßnahmepaket (s. a. 
BMF-Monatsbericht Ausgabe Oktober 2022, 
abrufbar unter dem Shortlink  
https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/202312405)

Um den Kampf gegen Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung zu stärken, wird die Beseitigung 
der in der Prüfung festgestellten Defizite durch 
das geprüfte Land bei der FATF nachgehalten. Die-
ser Prozess wird auch Folgeverfahren oder „Fol-
low-up“ genannt. Deutschland befindet sich ein 
Jahr nach Abschluss der Überprüfung in diesem 
Follow-up-Verfahren und hat erste Fortschritte er-
zielt, worüber in diesem Beitrag berichtet werden 
soll.

Follow-up-Verfahren

Grundsätzlich müssen alle von der FATF geprüften 
Länder nach der Verabschiedung des Abschlussbe-
richts über ihre Fortschritte bei der Verbesserung 
der Bekämpfung von Finanzkriminalität insbeson-
dere durch in Kraft getretene gesetzliche Maßnah-
men Bericht erstatten. Dieser Follow-up-Prozess 
kann, abhängig von den Ergebnissen des Ab-
schlussberichts, in drei Intensitätsstufen erfolgen:

	● „Regular Follow-up“: Das Land muss nach drei 
Jahren ein Mal über Fortschritte bei der Umset-
zung der Empfehlungen berichten.

	● „Enhanced Follow-up“: Das Land muss für drei 
Jahre jährlich über Fortschritte bei der Umset-
zung der Empfehlungen berichten. Die meisten 
von der FATF geprüften Mitgliedstaaten fallen 
unter diese Kategorie.

	● Listungsverfahren mit Grau- und Schwarzlis-
tung: Das Land hat gravierende Mängel bei der 
Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismus- 
und Proliferationsfinanzierung und erhält 
einen Aktionsplan zur Behebung festgestellter 
Defizite samt zeitlicher Fristen zur Umsetzung 
mit enger Überwachung. Die FATF überwacht 
die Umsetzung der Maßnahmen und wenn 
das Land die Defizite in einer bestimmten Frist 
nicht abbaut, wird es öffentlich gelistet, bis alle 
Maßnahmen abgearbeitet sind. Bei einer Grau-
listung führt das namentliche Anprangern 
(„naming and shaming“) in der Praxis häufig zu 
wirtschaftlich spürbaren Effekten für das be-
troffene Land. Bei einer Schwarzlistung ruft die 
FATF die Weltgemeinschaft zusätzlich zur Ein-
haltung erhöhter Sorgfaltspflichten und ge-
gebenenfalls darüber hinaus zu konkreten 
Gegenmaßnahmen auf, die auf eine Beschrän-
kung/Einstellung insbesondere des Finanz- 
und Zahlungsverkehrs mit dem Land abzielen.

Deutschland findet sich im guten Mittelfeld wieder 
und ist damit im „Enhanced Follow-up“-Verfahren.

Verbesserungen bei 
der Terrorismus- und 
Proliferationsfinanzierung

Das BMF berichtete der FATF bereits im April 2023 
entsprechend den Vorgaben des Follow-up-Verfah-
rens über erste Fortschritte in Bezug auf die Techni-
cal Compliance, also in Kraft getretene gesetzliche 
Maßnahmen. Dabei geht es um umgehend nach 
Abschluss der Deutschlandprüfung behobene De-
fizite im Bereich der Terrorismus- und Proliferati-
onsfinanzierung. Auf diese zwei Bereiche geht die 
FATF insbesondere mit zwei Empfehlungen ein:

	● Empfehlung Nr. 6: Gezielte Finanzsanktionen 
im Zusammenhang mit Terrorismus und Ter-
rorismusfinanzierung sowie

	● Empfehlung Nr. 7: Gezielte Finanzsanktionen 
im Zusammenhang mit der Weitergabe von 
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Atomwaffen oder Mitteln zu deren Herstellung 
(Proliferation).

Für beide Empfehlungen erhielt Deutschland in 
seinem Prüfbericht von 2022 in der Notenvergabe 
nur ein „PC – partially compliant“, also nur ein „teil-
weise umgesetzt“.

Notenvergabe 
Es können vier Noten vergeben werden: „C – 
compliant“ (umgesetzt), „LC – largely com-
pliant“ (größtenteils umgesetzt), „PC – par-
tially compliant“ (teilweise umgesetzt) und 
„NC – non-compliant“ (nicht umgesetzt).

Im Kern richtete sich die Kritik an Deutschland, 
dass der gesetzliche Rahmen keine unverzügliche 
Umsetzung in den Fällen ermögliche, in denen der 
UN-Sicherheitsrat Personenlistungen unmittelbar 
vor Wochenenden oder Feiertagen veröffentlicht. 
Die Listungen beruhen auf bestimmten UN-Reso-
lutionen, die auf das Einfrieren solcher Vermögens-
werte abzielen, die der Terrorismus- oder Prolifera-
tionsfinanzierung dienen könnten.

In dem im April  2023 eingereichten Bericht hat 
Deutschland die bisherigen Fortschritte aufge-
zeigt und eine Neubewertung der Empfehlungen 
Nr.  6 und Nr.  7 angestrebt. Grundlage war insbe-
sondere die zwischenzeitliche Einführung einer 
gesetzlichen Regelung1, welche die unmittelbare 
Umsetzung von UN-Resolutionen in Deutschland 
ermöglicht.

Die FATF-Mitgliedstaaten hatten den Fortschritts-
bericht in der FATF-Plenumssitzung im Okto-
ber  2023 abschließend diskutiert und einheitlich 
die angestrebte Neubewertung beschlossen. Da-
mit wurde die Note für beide Empfehlungen Nr. 6 
und Nr. 7 nun offiziell auf „LC – largely compliant“ 
(„größtenteils umgesetzt“) verbessert.

1  Es handelt sich um Einführung des neuen § 5a des 
Außenwirtschaftsgesetzes (Art. 2 Abs. 11 G. v. 20.12.2022 
BGBl. I S. 2752).

FATF-Plenumssitzung 
Das Plenum ist das höchste Entscheidungs-
gremium der FATF. Es tritt drei Mal pro Jahr 
zusammen; in der Regel im Februar, Ju-
ni und Oktober. Die vom Plenum getroffe-
nen Entscheidungen werden im Nachgang 
veröffentlicht.

Weitere Schritte im Follow-
up-Verfahren

Wie auch den Abschlussbericht hat die FATF den 
Follow-up-Bericht im Dezember  2023 auf ihrer 
Website veröffentlicht.2

Deutschland wird seiner Verpflichtung zur jähr-
lichen Berichterstattung nachkommen und im 
April  2024 einen zweiten Bericht mit weiteren 
Fortschritten des deutschen Regelwerks zur Be-
kämpfung von Geldwäsche, Terrorismus- und Pro-
liferationsfinanzierung vorlegen.

Ausblick

Die vorstehenden Fortschritte sind Teil einer lang-
fristigen Strategie zur Verbesserung der Bekämp-
fung von Finanzkriminalität, die in Deutschland 
höchste Priorität hat. Das Vertrauen in den Rechts-
staat und die Integrität des Wirtschafts- und Fi-
nanzstandorts müssen geschützt werden.

Kriminalität darf kein lukratives Geschäft sein 
und Deutschland kein sicherer Ort für schmutzi-
ges Geld. Ein weiterer wesentlicher Schritt auf die-
sem Weg ist der aktuelle Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Bekämpfung von Finanzkri-
minalität, den die Bundesregierung am 11.  Okto-
ber 2023 beschlossen hat.

Das Gesetz adressiert wesentliche Kritikpunkte 
aus dem Deutschlandbericht der FATF von  2022: 

2  Abrufbar unter dem Shortlink zur FATF-Seite 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20231242
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Schlüsselkompetenzen werden im neuen Bundes-
amt zur Bekämpfung von Finanzkriminalität ge-
bündelt, um die bestehende Fragmentierung zu 
beenden; originäre Zuständigkeiten stellen eine 
dauerhafte Priorisierung der Geldwäschebekämp-
fung sicher; eine konsequente Verfolgung des „Fol-
low the money“-Ansatzes führt zu den Hinter-
männern und damit zu den „großen Fischen“ der 

Finanzkriminalität. Der Entwurf befindet sich ak-
tuell im parlamentarischen Verfahren und könnte 
bereits im 1. Halbjahr 2024 in Kraft treten.3

3 Siehe auch Artikel „Neuausrichtung der Bekämpfung 
von Finanzkriminalität“ im BMF-Monatsbericht 
Oktober 2023, abrufbar unter dem Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20231243
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Überblick zur aktuellen Lage

Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im November 2023 ungefähr auf dem 
gleichen Niveau wie im Vorjahresmonat.

	● Einnahmezuwächse konnten dabei weiterhin vor allem bei der Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge verzeichnet werden sowie, in moderaterem Ausmaß, bei den Bundessteuern, den Steuern 
vom Umsatz und den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag. Weiterhin rückläufig war dagegen das Auf-
kommen der Ländersteuern sowie der Lohnsteuer, Körperschaftsteuer und veranlagten Einkommen-
steuer.

	● Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland stellt sich bisher im Schlussquartal 2023 insgesamt 
wenig dynamisch dar. Auch wenn sich die Geschäftserwartungen etwas verbessern konnten, signalisieren 
die Frühindikatoren zu Exporten, Industrieproduktion und Konsumentwicklung, dass eine Belebung der 
wirtschaftlichen Dynamik weiter auf sich warten lässt.

	● Die Kurzarbeit lag vor diesem Hintergrund zuletzt wieder leicht höher als im Vergleichszeitraum des Vor-
jahres. Insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe wird diese aktuell genutzt, nachdem in den Vorjahren 
pandemiebedingt vor allem die Dienstleister Kurzarbeit angemeldet haben. Für die Entwicklung des 
Lohnsteueraufkommens gehen davon derzeit aber keine negativen Impulse aus.

Bundeshaushalt

	● Der Deutsche Bundestag hat am 14. Dezember 2023 ein Nachtragshaushaltsgesetz 2023 beschlossen. 
Mit dem Nachtragshaushalt 2023 werden die Auswirkungen der vom Bundesverfassungsgericht festge-
stellten Nichtigkeit des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2021 in einem ersten Schritt geheilt. Gleich-
zeitig wird eine sichere Rechtsgrundlage für die Mittel, die im Jahr 2023 noch zur Krisenbewältigung ein-
gesetzt werden, geschaffen.

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts (ohne Münzeinnahmen, Rücklagenentnahme und Einnahmen aus 
Krediten) beliefen sich im Zeitraum Januar bis November 2023 auf 332,4 Mrd. Euro. Damit waren die Ein-
nahmen um 6,8 Prozent (+21,1 Mrd. Euro) höher als im gleichen Zeitraum des Vorjahres.

	● Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis November 2023 insgesamt 412,6 Mrd. Euro 
und lagen damit um 3,2 Prozent (-13,5 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Ende No-
vember 2023 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 80,2 Mrd. Euro auf.
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Europa

	● Am 8. und 9. November 2023 fanden in Brüssel die Sitzungen der Eurogruppe und der ECOFIN-Ministe-
rinnen und -Minister statt. Bei der Eurogruppe standen die makroökonomische Entwicklung, die fiskali-
sche Ausrichtung und die Wettbewerbsfähigkeit im Euroraum sowie der Meinungsaustausch mit Finanz-
marktteilnehmern zur Zukunft der europäischen Kapital- und Finanzmärkte im Fokus. Darüber hinaus 
wurden der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums des Einheitlichen Bankenaufsichtsmechanismus (SSM) 
und der Vorsitzende des Einheitlichen Abwicklungsausschusses (SRB) zu den operativen Aspekten der 
Bankenunion angehört. Die Berichterstattungen des SSM und SRB sind ein halbjährlich wiederkehrender 
Punkt.

	● Wesentliche Inhalte der Sitzung des ECOFIN-Rats waren insbesondere der Economic Governance Re-
view, die ökonomischen und finanziellen Auswirkungen des Kriegs in der Ukraine, die Aufbau- und Re-
silienzpläne und deren Revisionen in verschiedenen Mitgliedstaaten sowie der aktuelle Jahresbericht des 
Europäischen Fiskalausschusses.

	● Über die Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats am 7. und 8. Dezember 2023 wird in der Janu-
ar-Ausgabe des Monatsberichts berichtet.
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Entwicklung des 
Steueraufkommens

Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im November 2023 in etwa auf dem 
gleichen Niveau wie im Vorjahresmonat (s.  a. Ta-
belle „Entwicklung der Steuereinnahmen“). Das gilt 
auch für die Gemeinschaftsteuern, die den größ-
ten Teil des Steueraufkommens ausmachen. Die 
Einnahmen aus der Lohnsteuer sowie der Kör-
perschaftsteuer und der veranlagten Einkommen-
steuer verringerten sich, wie schon im Vormonat, 
im Vergleich zum Vorjahresmonat. Ausgeglichen 
wurde dies durch den Anstieg der Einnahmen vor 
allem bei der Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver-
äußerungserträge sowie – in moderatem Ausmaß – 
den Steuern vom Umsatz und den nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag (s. a. Anmerkungen zu den 
Einzelsteuern unten).

Die Einnahmen aus den Bundessteuern waren rund 
6 ½ Prozent höher als im Vorjahresmonat. Das Plus 
bei der Energiesteuer von mehr als 6  Prozent ge-
genüber dem Vorjahr dürfte mittelbar noch auf 
eine infolge der temporären Senkung der Energie-
steuersätze auf Kraftstoffe im vergangenen Som-
mer geschwächte Vergleichsbasis zurückzuführen 
sein (s.  u.). Darüber hinaus wiesen unter den auf-
kommensstärkeren Bundessteuern auch die Versi-
cherungsteuer, Tabaksteuer, Stromsteuer sowie der 
Solidaritätszuschlag Einnahmezuwächse aus. Le-
diglich die Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer 
stagnierten.

Das Aufkommen aus den Ländersteuern verzeich-
nete dagegen ein Minus von rund 11  Prozent ge-
genüber November  2022. Die Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer waren dabei zwar wieder etwas 
höher als in den Vormonaten, gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum November 2022 ergibt sich damit 

aber dennoch ein spürbarer Rückgang von rund 
17  Prozent. Auch die Einnahmen aus der zweiten 
aufkommensstarken Ländersteuer, der Erbschaft-
steuer, verzeichneten einen Rückgang. Dieser war 
allerdings mit einem Minus von rund 3  Prozent 
moderat.

Verteilung auf die 
Gebietskörperschaften

Die Einnahmen des Bundes aus den Gemeinschaft-
steuern haben – trotz der Stagnation bei den Ein-
nahmen aus den Gemeinschaftsteuern insge-
samt – einen leichten Anstieg um knapp 1 Prozent 
zu verzeichnen. Dies ist auf den gegenüber dem 
Vorjahr angestiegenen Bundesanteil an den Steu-
ern vom Umsatz zurückzuführen. Der Länderan-
teil an den Gemeinschaftsteuern verminderte sich 
dementsprechend gegenüber dem Vorjahresmonat 
leicht um knapp 1 Prozent. Die Änderungen in der 
Verteilung der Steuern vom Umsatz beruhen auf 
gegenüber dem Vorjahr etwas verringerten Festbe-
trägen, die gemäß § 1 Abs. 2 und Abs. 5 Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) aus dem gemäß § 1 Abs. 1 FAG 
festgelegten Anteil des Bundes am Umsatzsteuer-
aufkommen vom Bund an die Länder übertragen 
werden (s. a. zur aktuellen Verteilung Tabelle „Um-
satzsteuerverteilung im November  2023“). Die Er-
höhung der Festbeträge durch das Pauschalentlas-
tungsgesetz zugunsten der Länder, die dadurch im 
Jahr 2023 zusätzlich 3,9 Mrd. Euro vom Bund erhal-
ten, wird erst im Dezember umgesetzt und ist so-
mit in der Aufkommensentwicklung noch nicht 
abgebildet. Die Zahlung von Regionalisierungsmit-
teln sowie die Bundesergänzungszuweisungen an 
die Länder erhöhten sich im November  2023 ge-
genüber dem Vorjahresmonat jeweils um mehr 
als 10 Prozent. Die aus dem Steueraufkommen des 
Bundes an die Europäische Union (EU) abgeführ-
ten Eigenmittelzahlungen gingen dagegen gegen-
über dem Vergleichszeitraum leicht zurück.

Steuereinnahmen im November 2023 und 
konjunkturelles Umfeld
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Unter Berücksichtigung des Anstiegs der Einnah-
men aus den Bundessteuern ergab sich für die 
Steuereinnahmen des Bundes nach Umsatzsteu-
erverteilung und Verrechnung von Bundesergän-
zungszuweisungen im November  2023 eine Er-
höhung um rund 2  ½  Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum. Die Länder verzeichneten ei-
nen Rückgang der Einnahmen um knapp 1  Pro-
zent. Die Einnahmen der Gemeinden aus den 
Gemeinschaftsteuern verringerten sich im Be-
richtszeitraum geringfügig.

Der Anteil von Bund, Ländern und Gemeinden am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz berechnet 
sich für den Monat November 2023 wie in der Ta-
belle „Umsatzsteuerverteilung im November 2023“ 
angegeben.

Konjunkturelles Umfeld

Die deutsche Wirtschaft startete nach den aktu-
ell vorliegenden Indikatoren im Oktober insge-
samt kraftlos in das Schlussquartal  2023. Die Ein-
zelhändler verzeichneten zwar erstmals seit Mai 
wieder ein reales Umsatzplus und gaben sich auch 
in Umfragen des ifo  Instituts zufriedener mit ih-
rer Geschäftslage als zuletzt. Die deutschen Exporte 
gingen aber im Oktober erneut zurück. Vor allem 
die Nachfrage aus EU-Ländern war schwach, wäh-
rend die Exporte in Drittländer nach einem hal-
ben Jahr erstmals wieder stiegen. Parallel setzte die 
Produktion im Oktober ihren seit dem Frühjahr 

anhaltenden Abwärtstrend fort. Rückgänge zeigten 
sich dabei in der Breite des Produzierenden Gewer-
bes, unter den großen Bereichen insbesondere im 
Maschinenbau und Baugewerbe, und auch in den 
energieintensiven Industriezweigen. In der Auto-
mobilindustrie kam es dagegen zu einem leichten 
Produktionszuwachs.

Vor dem Hintergrund der gedämpften Konjunktur 
blieb die Entwicklung am Arbeitsmarkt im Oktober 
und November wenig dynamisch, geprägt von ab-
nehmendem Beschäftigungsaufbau und leichtem 
Zuwachs an Arbeitslosigkeit. Die Zahl der Kurz-
arbeiterinnen und -arbeiter ist im Vergleich zum 
Vorpandemieniveau am aktuellen Rand weiter-
hin leicht erhöht (s. a. Fokusthema), das Beschäfti-
gungsniveau insgesamt aber anhaltend sehr hoch. 
Vorläufig dürfte sich der Arbeitsmarkt eher seit-
wärts entwickeln, ein Einbruch der Beschäftigung 
zeichnet sich aktuell nicht ab.

Die Inflationsrate ging im November weiter zurück. 
Wegen des hohen Niveaus im Vorjahr wirkten die 
Energiepreise weiterhin dämpfend auf die Rate. Die 
Kerninflation ohne Energie und Nahrungsmittel 
war deutlich niedriger als im Vormonat. Insgesamt 
sank die Inflation im 4. Quartal 2023 bisher schnel-
ler, als es in Prognosen unterstellt worden war. 
Gleichzeitig ist der Anteil an Firmen, die Preiserhö-
hungen planen, gemäß ifo  Umfragen zuletzt wie-
der leicht gestiegen. Das Tempo des zu erwartenden 
weiteren Rückgangs der Inflation bleibt mit Unsi-
cherheit behaftet. Kurzfristig ist im Dezember 2023 

Umsatzsteuerverteilung im November 2023

Bund Länder Gemeinden

USt-Anteil gemäß § 1 FAG 52,81398351 Prozent 45,19007254 Prozent 1,99594395 Prozent

am Aufkommen (25.787 Mio. Euro) 13.619 Mio. Euro 11.653 Mio. Euro 515 Mio. Euro

Hinzu (+)/ab (-): 1/12 der Festbeträge  
gemäß § 1 Abs. 2 und 2a FAG (9.659 Mio. Euro)

-805 Mio. Euro +605 Mio. Euro +200 Mio. Euro

1/5 des Festbetrags gemäß § 1 Abs. 5 FAG 
(1.884 Mio. Euro)

-377 Mio. Euro +377 Mio. Euro

Anteil nach Festbeträgen 48,23 Prozent 49,00 Prozent 2,77 Prozent

12.438 Mio. Euro 12.635 Mio. Euro 715 Mio. Euro

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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Aktuelle Konjunkturindikatoren

Letzter Beob-
achtungszeit-

punkt

letzter 
Datenstand, 

saisonbereinigt

 Gegenüber 
Vorperiode, 

saisonbereinigt
Gegenüber 

Vorjahr¹

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent

Reales BIP (Index: 2015=100) 3. Quartal 23 107,9 → -0,1 ↓ -0,8

Nominales BIP in Mrd. Euro 3. Quartal 23 1.033,0 ↑ +0,8 ↑ +6,0

Industrie/Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent

Produktion (Index: 2015=100)2,3 Oktober 23 94,3 ↓ -0,4 ↓ -3,5

Industrieproduktion (Index: 2015=100)2,3 Oktober 23 93,5 ↓ -0,5 ↓ -3,4

Umsätze (Index: 2015=100)2,3 Oktober 23 98,6 ↓ -0,5 ↓ -2,1

Auftragseingänge (Index: 2015=100)2,3 Oktober 23 95,3 ↓ -3,7 ↓ -7,3

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent

Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015=100)2,3 Oktober 23 113,1 ↑ +1,2 → +0,1

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015=100)2,3 September 23 92,0 ↑ +2,0 ↓ -1,8

Außenhandel Veränderung in Prozent

Warenexporte in Mrd. Euro Oktober 23 126 → -0,1 ↓ -4,9

Warenimporte in Mrd. Euro Oktober 23 109 ↓ -1,0 ↓ -14,3

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent

Verbraucherpreisindex (2020=100) November 23 117,3 ↓ -0,4 ↑ +3,2

darunter Energie November 23 148,8 ↓ -2,1 ↓ -4,5

darunter Nahrungsmittel November 23 132,1 ↑ +0,6 ↑ +5,5

darunter Dienstleistungen November 23 110,2 ↓ -0,6 ↑ +3,4

Erzeugerpreisindex (2015=100) Oktober 23 147,0 → +0,0 ↓ -11,0

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Personen, 
Personen oder Prozentpunkten

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)4 November 23 2.701,9 ↑ +22,0 ↑ +171,7

Erwerbstätige (1.000 Personen)4 Oktober 23 45.988,0 ↑ +15,0 ↑ +272,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 November 23 57.201 ↓ -36,4 ↓ -44,7

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 November 23 5,9 → +0,1 ↑ +0,3

Umfragen Veränderung in Salden- 
beziehungsweise Indexpunkten

ifo Geschäftsklima (Salden)8 November 23 -9,3 ↑ +22,0 ↑ +0,9

darunter Lage8 November 23 3,6 ↑ +0,5 ↓ -9,0

darunter Erwartungen8 November 23 -21,3 ↑ +0,9 ↑ +9,1

GfK-Konsumklima (Index) November 23 -28,3 ↓ -1,6 ↑ +13,6

1  Produktion arbeitstäglich, Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt, ifo Geschäftsklima und GfK-Konsumkli-
ma jeweils saisonbereinigt.

2  Kalenderbereinigt.
3  Preisbereinigt.
4  Veränderungen in 1.000 Personen.
5  Veränderung in Personen.
6  Nicht saisonbereinigt.
7  Veränderung in Prozentpunkten.
8  Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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durch einen Basiseffekt zunächst wieder mit einer 
höheren Rate zu rechnen. Denn im Dezember 2022 
waren die gemessenen Verbraucherpreise für Gas 
und Fernwärme durch den „Dezember-Abschlag“ 
merklich gesenkt.

Das Zusammenspiel aus robuster Beschäftigungs-
situation, rückläufiger Teuerung und Lohnan-
stiegen sollte in naher Zukunft mehr Spielräume 
für die private Konsumentwicklung eröffnen. Die 
Frühindikatoren für den privaten Konsum signa-
lisieren aktuell aber noch eine spürbare Zurück-
haltung der Konsumentinnen und Konsumenten. 
Die ifo Geschäftserwartungen für die Entwicklung 
des Einzelhandels in den nächsten Monaten liegen 
ebenso wie das Konsumklima der Gesellschaft für 
Konsumforschung weiterhin auf einem sehr nied-
rigen Niveau. Eine Erholung dürfe damit erst nach 
und nach einsetzen.

In den Aussichten für Außenhandel und Industrie 
konnte der Pessimismus der Unternehmen, trotz 
zuletzt leichter Zugewinne beim ifo  Geschäfts-
klima, bislang nicht überwunden werden. Auch 
die ifo Exporterwartungen haben sich im Novem-
ber leicht aufgehellt, sind aber weiterhin deutlich 
negativ ausgerichtet. Das Kiel  Institut für Welt-
wirtschaft geht basierend auf weltweiten Schiffs-
bewegungsdaten für November zunächst von ei-
ner fortgesetzten außenwirtschaftlichen Flaute 
aus. Für die Industrieentwicklung haben sich die 
Frühindikatoren zuletzt zwar ebenfalls etwas ver-
bessert: In Umfragen des ifo Instituts waren die Er-
wartungen der Industrieunternehmen, vor allem 
in einigen energieintensiven Branchen, im Novem-
ber weniger pessimistisch als im Vormonat. Eine 
Trendwende zeigt dies aber noch nicht an. Insge-
samt werden weiter rückläufige Geschäfte erwartet 
und fehlende Neuaufträge beklagt. Mit einer Bele-
bung der wirtschaftlichen Dynamik in diesen Be-
reichen ist damit erst im nächsten Jahr zu rechnen.

Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im No-
vember  2023 um 1  ½  Prozent oberhalb des Auf-
kommens im Vorjahresmonat. Im Vorjahresver-
gleich dämpfen unverändert die steuerlichen 
Entlastungsmaßnahmen des Inflationsausgleichs-
gesetzes das Aufkommen.

Die Impulse vom Arbeitsmarkt für die Aufkom-
mensentwicklung der Lohnsteuer haben im Zuge 
der konjunkturellen Schwäche nachgelassen. So 
ist die Erwerbstätigkeit aktuell noch rund ½  Pro-
zent höher als im Vorjahresmonat. Die Verände-
rungsrate gegenüber dem Vorjahresmonat folgt im 
Jahresverlauf einem rückläufigen Trend. Die Kurz-
arbeit weist im Vorjahresvergleich kaum Verände-
rungen auf. Damit ergeben sich daraus im Berichts-
monat keine wesentlichen Auswirkungen auf das 
Lohnsteueraufkommen (s.  a. Fokusthema zu Ent-
wicklung und Auswirkungen der konjunkturellen 
Kurzarbeit auf das Steueraufkommen). Lohn- und 
Gehaltszuwächse u.  a. infolge der ausgehandelten 
Tarifabschlüsse dürften dagegen weiterhin die Be-
messungsgrundlage der Lohnsteuern erhöhen. Al-
lerdings ist ein Teil der Zuwächse auf die Nutzung 
der steuer- und abgabenfreien Inflationsausgleichs
prämie zurückzuführen, was zum relativ schwa-
chen Anstieg des Bruttoaufkommens beiträgt.

Dazu liegt das aus dem Bruttoaufkommen gezahlte 
Kindergeld durch die Erhöhung der monatlichen 
Kindergeldsätze weiterhin merklich (knapp 14 Pro-
zent) oberhalb des Niveaus aus dem Vorjahr. Im Er-
gebnis sank das Kassenaufkommen der Lohnsteuer 
im November 2023 gegenüber dem Vergleichszeit-
raum um rund 1 ½ Prozent.
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Ertragsteuern

Das Aufkommen aus der Körperschaftsteuer sowie 
aus der veranlagten Einkommensteuer war im No-
vember von der Veranlagungstätigkeit der Finanz-
verwaltung für die Jahre bis 2022 bestimmt. Dabei 
können sich beträchtliche Aufkommensschwan-
kungen gegenüber dem Vorjahresmonat ergeben. 
Für die Körperschaftsteuer ergab sich in diesem No-
vember ein negatives Bruttoaufkommen von rund 
-500 Mio. Euro (Vorjahr knapp +150 Mio. Euro), da 
die Erstattungen für vergangene Zeiträume die Ein-
nahmen aus Nachzahlungen und Vorauszahlungs-
anpassungen überstiegen. Sowohl Erstattungen als 
auch Nachzahlungen waren dabei deutlich höher 
als im Vorjahresmonat. Die aus dem Aufkommen 
der Körperschaftsteuer gezahlte Forschungszulage 
betrug rund 60  Mio.  Euro und stieg damit gegen-
über dem Vorjahr deutlich. Das Kassenaufkommen 
aus der Körperschaftsteuer lag im Ergebnis im No-
vember 2023 bei rund -570 Mio. Euro.

Auch bei der veranlagten Einkommensteuer lagen 
die Erstattungen und Nachzahlungen für vergan-
gene Zeiträume deutlich höher als im Vorjahres-
zeitraum. Unter Berücksichtigung der Vorauszah-
lungsanpassungen und der Auszahlung von relativ 
geringen Beträgen an Forschungs-, Investitions- 
und Eigenheimzulage ergab sich ein Rückgang des 
Kassenaufkommens gegenüber dem Vorjahr um 
knapp 280 Mio. Euro auf rund 290 Mio. Euro.

Bei den Einnahmen aus der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge setzten sich die 
starken Anstiege gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum im November mit einem sehr kräftigen Zu-
wachs von rund 176 Prozent fort. Hier dürfte sich 
auch das deutlich gestiegene Zinsniveau im Steuer-
aufkommen bemerkbar machen. Bei den nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag lag das Aufkommen 
nur leicht oberhalb des Aufkommens im Vorjahres-
monat. Der November zählt allerdings zu den auf-
kommensschwächeren Monaten, sodass der Ein-
fluss auf das Jahresergebnis sehr begrenzt ist.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz war im 
November 2023 knapp 3 Prozent höher als im Vor-
jahresmonat und bleibt damit weiterhin etwas hin-
ter den Steigerungsraten der Verbraucherpreise 
in den jeweiligen Vormonaten zurück. Dies dürfte 
auch die anhaltend gedämpfte Konsumentwick-
lung widerspiegeln (s. o.). Erst mit wieder anziehen-
dem realem Konsum sind für sich genommen auch 
wieder Steigerungsraten oberhalb der Inflations-
rate zu erwarten. Bei differenzierter Betrachtung 
der Komponenten der Steuern vom Umsatz (s.  a. 
Fokusthema in der Ausgabe September  2023 des 
Monatsberichts) ist festzustellen, dass die Einnah-
men aus der Einfuhrumsatzsteuer mit fast -25 Pro-
zent sogar noch kräftiger im Minus waren als in den 
Vormonaten. Die Warenimporte, deren Entwick-
lung grundsätzlich mit der Einfuhrumsatzsteuer 
zusammenhängt, gingen zuletzt gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um rund 16 Prozent zurück. Die 
Einnahmen aus der (Binnen)Umsatzsteuer legten 
dagegen um 16  ½  Prozent zu. Hierbei spielt auch 
eine Rolle, dass mit rückläufigen Einfuhrumsatz-
steuereinnahmen die Minderung des Umsatzsteu-
eraufkommens durch den Vorsteuerabzug der Ein-
fuhrumsatzsteuer zurückgeht.

Energiesteuer

Bei der Energiesteuer liegt in der Regel zwischen 
Entstehung des Aufkommens und Kassenwirk-
samkeit ein Abstand von zwei Monaten. Daher 
war das Aufkommen durch die temporäre Sen-
kung der Energiesteuersätze auf Kraftstoffe von 
Juni bis August 2022 insbesondere von August bis 
Oktober  2022 deutlich verringert. Auch im No-
vember 2022 haben sich jedoch noch Auswirkun-
gen auf das Aufkommen  – resultierend aus der 
Verhaltensanpassung der Verbraucherinnen und 
Verbraucher infolge der Preiseffekte der Steuer-
satzsenkung  – ergeben: Kraftstoffe wurden ver-
stärkt in den Monaten mit gesenkten Steuersätzen 
nachgefragt und weniger in den Monaten unmit-
telbar vor und nach der Senkung. Da das Aufkom-
men aus dem November  2022 auf die Verbräuche 
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 17.983  -1,6 207.324 +4,9 237.850 +4,7

Veranlagte Einkommensteuer 291  -49,1 53.505  -6,9 72.950  -5,8

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.214 +2,3 32.371 +13,3 36.750 +12,7

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

738 +175,7 7.306 +19,7 7.300 +11,3

Körperschaftsteuer -571 X 32.525  -4,0 46.150  -0,4

Steuern vom Umsatz 25.787 +2,9 266.453 +2,2 293.000 +2,9

Gemeinschaftsteuern insgesamt 45.443  -0,1 599.483 +2,6 694.000 +2,8

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 335 +8,1 5.047  -0,9 6.348 +0,0

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X -0 X 0 X

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 335 +8,1 5.047  -0,9 6.348 +0,0

Bundessteuern

Energiesteuer 3.198 +6,2 29.032 +11,1 36.150 +7,4

Tabaksteuer 1.167 +15,1 12.996 +6,4 14.940 +5,0

Alkoholsteuer 171  -4,0 1.921  -0,8 2.190  -0,1

Versicherungsteuer 1.145 +9,1 16.019 +7,4 16.800 +7,2

Stromsteuer 594 +3,1 6.317 +1,1 6.910 +1,2

Kraftfahrzeugsteuer 754 +0,1 8.898 +0,4 9.600 +1,1

Luftverkehrsteuer 149 +18,8 1.376 +31,4 1.490 +30,7

Solidaritätszuschlag 449 +3,0 10.086 +2,6 12.050 +0,6

Übrige Bundessteuern 124 +0,8 1.285  -2,2 1.439  -0,5

Bundessteuern insgesamt 7.750 +6,6 87.930 +6,6 101.569 +5,1

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 709  -3,3 8.432  -1,3 8.900  -3,5

Grunderwerbsteuer 1.004  -16,8 11.252  -29,1 12.000  -29,9

Rennwett- und Lotteriesteuer 177  -14,3 2.250  -4,9 2.465  -4,1

Biersteuer 49 +5,4 534  -3,5 580  -3,4

Übrige Ländersteuern 31 +15,5 601 +12,7 650 +12,1

Ländersteuern insgesamt 1.971  -11,3 23.069  -17,2 24.595  -18,3

im September 2022 zurückgeht, dem Monat unmit-
telbar nach Auslaufen der Senkung, dürfte die Vor-
jahresbasis somit noch etwas geschwächt gewesen 
sein. Dies hat zum relativ kräftigen Anstieg des Auf-
kommens im November dieses Jahres um 6 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum beigetragen.
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Im Fokus: Entwicklung der 
konjunkturellen Kurzarbeit 
seit Ausbruch der Corona-
Pandemie und Auswirkungen 
auf das Lohnsteueraufkommen

Konjunkturelle Kurzarbeit als 
flexibles Kriseninstrument

Ist ein Betrieb von außergewöhnlichem vorüber-
gehendem Arbeitsausfall betroffen, kann konjunk-
turelle Kurzarbeit angemeldet werden. Die Be-
schäftigten verringern dann ihre Arbeitsstunden 
teilweise oder bis auf null und bekommen einen 
Teil des Entgeltausfalls von der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) ersetzt. Auf diesem Weg kann ein Be-
trieb einen vorübergehenden und unvorhersehba-
ren Arbeitsausfall ohne Kündigungen abfedern. Aus 
individueller sowie gesamtwirtschaftlicher Pers-
pektive kann dies vorteilhaft sein, weil produktive 

Arbeitsverhältnisse erhalten bleiben und Arbeits-
zeitverkürzungen in aufeinander abgestimmten 
Arbeitsprozessen so organisiert werden können, 
dass eine effiziente Produktion weiterhin gewähr-
leistet ist. Zudem werden die Kaufkraftverluste, die 
Beschäftigte im Falle einer Kündigung erlitten hät-
ten, abgefedert. Dies stabilisiert die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage. Negative Auswirkungen der 
Kurzarbeit können entstehen, wenn durch sie ver-
hindert wird, dass Beschäftigte von einem nicht 
mehr profitablen Unternehmen zu einem produk-
tiveren Arbeitsplatz wechseln, oder wenn es zu rei-
nen Mitnahmeeffekten der staatlichen Leistungen 
kommt. Daher ist der Bezug des Kurzarbeitergelds 
nur in einem eng gesteckten Rahmen möglich.

Zu Beginn der Corona-Pandemie hatte die Bundes-
regierung u. a. die Zugangsbedingungen für den Be-
zug von Kurzarbeitergeld erheblich erleichtert, die 
maximale Bezugsdauer verlängert, den Leistungs-
bezug ausgeweitet sowie die von Arbeitgebern al-
lein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge der 

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

EU-Eigenmittel

Zölle 489  -26,4 5.262  -14,5 6.050  -11,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 425 +7,6 4.675 +7,6 5.310 +9,8

BNE-Eigenmittel 2.065  -6,4 22.253  -8,3 24.280  -5,1

Kunststoff-Eigenmittel 115  -0,8 1.265  -0,8 1.420 +3,1

EU-Eigenmittel insgesamt 3.094  -8,5 33.454  -7,2 37.060  -4,0

Bund³ 23.580 +2,4 308.223 +6,2 356.324 +5,7

Länder³ 25.770  -0,8 331.594  -0,5 383.434  -0,3

EU 3.094  -8,5 33.454  -7,2 37.060  -4,0

Gemeindeanteil an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer

3.544  -0,4 47.519 +2,4 55.744 +2,2

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

55.988 +0,1 720.791 +2,1 832.562 +2,2

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen, Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Oktober 2023.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kurzarbeiterinnen und -arbeiter erstattet, um die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Pandemie 
abzufedern und die wirtschaftliche Substanz zu er-
halten. Angesichts der vor allem zu Beginn der Pan-
demie beträchtlichen Unsicherheit erhielten Be-
triebe und Beschäftigte hierdurch ein höheres Maß 
an Planungssicherheit. Zum 30. Juni 2023 liefen die 
Sonderregelungen aus.

Entwicklung der konjunkturellen 
Kurzarbeit seit Beginn der Corona-
Pandemie

Nach Ausbruch der Corona-Pandemie erreichte 
die Kurzarbeit einen historischen Höchststand 
von 6 Millionen Personen im April 2020. Bei einem 
durchschnittlichen Arbeitsausfall von 50  Prozent 
entspricht dies einem Äquivalent von 3  Millionen 
Vollzeitbeschäftigten (s.  a. Abbildung „Entwick-
lung der konjunkturellen Kurzarbeit“). Nach einem 

schnellen Rückgang im Sommer 2020 stieg die Zahl 
der Kurzarbeiterinnen und -arbeiter in den Winter-
monaten  2020/21 angesichts der erneuten Pande-
miewellen und Eindämmungsmaßnahmen wieder 
auf über 3 Millionen Personen und auch der Arbeits-
ausfall nahm wieder zu. Ab Februar  2021 ging die 
Kurzarbeit spürbar zurück. Sie verharrt aber bis an 
dem aktuellen Rand auf einem höheren Niveau als 
vor der Pandemie: Von Januar bis September waren 
in den Jahren 2016 bis 2019 durchschnittlich jeweils 
rund 31.000 Personen in Kurzarbeit. Im Vergleichs-
zeitraum  2023 war die Zahl mit 140.000  Personen 
merklich höher. Allerdings sind auch die Jahre 2022 
und  2023 geprägt durch wirtschaftliche Krisenfol-
gen mit erhöhtem Kurzarbeitsbedarf in einigen 
Branchen.

Schätzungen für die Anzahl der Kurzarbeiterinnen 
und -arbeiter liegen aktuell bis einschließlich Sep-
tember  2023 vor. Für die weitere Entwicklung der 
Kurzarbeit können die betrieblichen Anzeigen über 

 
Entwicklung der konjunkturellen Kurzarbeit

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Bundesagentur für Arbeit
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voraussichtliche Arbeitsausfälle als Frühindikator 
herangezogen werden. Laut BA dürfte die Zahl der 
Anzeigen im November nach einem Anstieg im Ok-
tober wieder etwas zurückgegangen sein. Das Ins-
titut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
ging in seiner Prognose vom September 2023 davon 
aus, dass die jahresdurchschnittliche Zahl der kon-
junkturellen Kurzarbeiterinnen und -arbeiter von 
140.000 Personen im laufenden Jahr auf 130.000 Per-
sonen im nächsten Jahr zurückgeht. Damit dürfte 
sich die Kurzarbeit weiter verringern, im Vergleich 
zum Vorpandemieniveau aber  – im Einklang mit 
der derzeit schwachen gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung – zunächst erhöht bleiben. Sollte sich die 
wirtschaftliche Situation weiter eintrüben, wäre 
temporär wieder eine etwas verstärkte Inanspruch-
nahme der Kurzarbeit zu erwarten.

Entwicklung der Kurzarbeit nach 
Wirtschaftsbereichen

In allen Wirtschaftsbereichen liegen die Zahlen der 
Kurzarbeiterinnen und -arbeiter inzwischen wie-
der deutlich unter ihren jeweiligen Höchststän-
den vom Frühjahr  2020. Laut IAB waren damals 
in der Spitze in den meisten Branchen 20 Prozent 
bis 25 Prozent der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in Kurzarbeit. Im weiteren Verlauf ent-
wickelte sich die Betroffenheit der Wirtschafts-
zweige dann sehr heterogen, sodass sich auch 
deren Anteile an der Gesamtzahl der Beschäftig-
ten in Kurzarbeit im Zeitverlauf deutlich verän-
derten (s.  a. Abbildung „Prozentuale Anteile der 
Wirtschaftszweige an der Kurzarbeit seit Früh-
jahr 2020“). Insbesondere Betriebe aus dem Gastge-
werbe, dem Kultur- und Freizeitbereich sowie per-
sonenbezogene Dienstleistungen waren auch über 
den ersten Lockdown hinaus mehrfach stark von 

 
Prozentuale Anteile der Wirtschaftszweige an der Kurzarbeit
seit Frühjahr 2020

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen
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den Pandemiewellen und Corona-Eindämmungs-
maßnahmen betroffen und wiesen zwischenzeit-
lich hohe Arbeitsausfälle auf. Die Zahl an Kurzar-
beiterinnen und -arbeitern in diesen Branchen 
nahm infolge der Impfkampagne und wegfallender 
Einschränkungen seit dem Jahresbeginn 2021 wie-
der sehr deutlich ab.

Durch pandemiebedingte Produktionsunterbre-
chungen und Lieferkettenstörungen war auch das 
Verarbeitende Gewerbe von den wirtschaftlichen 
Verwerfungen seit Ausbruch der Corona-Pande-
mie betroffen, jedoch mit insgesamt geringerem 
Arbeitsausfall als Handel und Dienstleistungen. 
Der Rückgang der Kurzarbeit verlief in der Indus-
trie nach dem Höchststand im Mai 2020 relativ ste-
tig, obgleich die Beeinträchtigungen in den inter-
nationalen Lieferketten teilweise noch bis in das 
vergangene Jahr anhielten. Ausgebremst wurde 
der rückläufige Trend 2022 dann infolge des russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine und der da-
durch ausgelösten wirtschaftlichen Verwerfungen, 
sodass in der 2. Jahreshälfte 2022 in den Industrie-
betrieben wieder vermehrt Kurzarbeit angemel-
det wurde. Im laufenden Jahr kamen dazu weitere 
punktuelle Lieferkettenstörungen, beispielsweise 
bedingt durch ein Hochwasser in Slowenien. Da-
gegen ging die Kurzarbeit in den Dienstleistungs-
bereichen nach der Corona-Krise stark und nach-
haltig zurück. Das Gros der Inanspruchnahme fällt 
nun auf das Verarbeitende Gewerbe; diese Struktur 
war laut IAB auch vor Ausbruch der Corona-Pan-
demie zu beobachten.

Einfluss auf die Entwicklung des 
Steueraufkommens

Der beträchtliche Anstieg der Kurzarbeit in der Zeit 
der Corona-Krise hatte auch Auswirkungen auf 
das Steueraufkommen. Die betroffenen Beschäf-
tigten hatten in den Monaten mit Kurzarbeit er-
hebliche Lohnausfälle zu verzeichnen, womit sich 
die zu zahlende Lohnsteuer reduzierte. Im Kas-
senaufkommen der Lohnsteuer waren in diesen 
Monaten entsprechend geringere Einnahmen zu 
verzeichnen.

Für das Aufkommen der Lohnsteuer insgesamt ist 
dabei relevant, wie viele Personen aktuell in Kurz-
arbeit sind, wie hoch deren Arbeits- und Entgelt
ausfall ist und welche Branchen besonders betrof-
fen sind (mit Blick auf das jeweilige Lohnniveau). 
Die starke Inanspruchnahme von Kurzarbeit in 
den Hochphasen der Corona-Pandemie in den Jah-
ren  2020 und  2021 hatte merkliche Auswirkun-
gen auf das Lohnsteueraufkommen (s. a. Abbildung 
„Lohnsteuer und Kurzarbeit in den Jahren 2020 und 
2021“), auch in diesem und im vorangegangenen 
Jahr dürften sich noch (wenngleich abnehmende) 
Effekte ergeben haben. Die Anzahl der Kurzar-
beiterinnen und -arbeiter war von Mitte  2021 bis 
Mitte  2023 rückläufig. Bei der Lohnsteuer erga-
ben sich damit grundsätzlich aufwärtsgerichtete 
Impulse für die Veränderungsraten. Diese wurden 
aber zunehmend geringer. Der durchschnittliche 
Arbeitsausfall war seit Ende 2021 im Wesentlichen 
rückläufig, was ebenfalls das Lohnsteueraufkom-
men tendenziell wieder erhöhte.

In den vergangenen Monaten hat sich der Rück-
gang der Kurzarbeit nicht weiter fortgesetzt, zu-
letzt ist sie sogar wieder leicht gestiegen. Auch der 
durchschnittliche Arbeitsausfall ist nicht weiter zu-
rückgegangen. Mit Blick auf die Branchen ist seit 
Mitte  2022 vor allem das Verarbeitende Gewerbe 
von Kurzarbeit betroffen. Insgesamt sind daher ak-
tuell eher neutrale oder leicht dämpfende Impulse 
aus der Kurzarbeit auf das Lohnsteueraufkommen 
zu vermuten.

Für den individuellen Arbeitnehmer führt die 
Kurzarbeit dazu, dass er  – in der überwiegenden 
Zahl der betroffenen Fälle – auf das Jahr gerechnet 
zu viel oder zu wenig Lohnsteuer gezahlt hat. Dies 
hängt mit dem in § 38a Abs. 3 Einkommensteuerge-
setz (EStG) geregelten Berechnungsmodus für den 
im Lohnzahlungszeitraum (Monat) fälligen Teilbe-
trag der Jahreslohnsteuer zusammen. Der monatli-
che Teilbetrag wird unter der Annahme berechnet, 
dass der im jeweiligen Monat erhaltene Arbeits-
lohn in dieser Höhe auch in allen anderen Monaten 
des Jahres gezahlt wurde/wird. Je nach Fallkonstel-
lation (Zeitdauer der Kurzarbeit, Anteil der Kurz-
arbeit, Höhe des Arbeitslohns etc.) führt dies dann 
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auf das Jahr bezogen entweder zu einer Überzah-
lung oder zu einer zu geringen Zahlung von Lohn-
steuer. Ein Lohnsteuerjahresausgleich durch den 
Arbeitgeber ist im Falle der Zahlung von Kurzarbei-
tergeld nicht möglich (§ 42b Abs. 1 S. 3 Nr. 4 EStG), 
daher kann eine Korrektur der Steuerzahlung in 
diesen Fällen nur im Rahmen der Veranlagung zur 
Einkommensteuer erfolgen.

Das als Lohnersatzleistung ausgezahlte Kurzarbei-
tergeld ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2a) EStG steuerfrei, 
unterliegt allerdings dem Progressionsvorbehalt 
(§ 32b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG), d. h. es wird bei der 
Berechnung des auf das zu versteuernde Einkom-
men anzuwendenden Steuersatzes berücksichtigt. 
Die Beschäftigten, bei denen das bezogene Kurz-
arbeitergeld zusammen mit anderen Lohnersatz-
leistungen den Betrag von 410 Euro überschreitet, 
sind daher gemäß §  46 Abs.  2 Nr.  1  EStG zur Ab-
gabe einer Steuererklärung verpflichtet. Die dar-
aufhin erfolgende Einkommensteuerveranlagung 

führt dann nach Anrechnung der gezahlten Lohn-
steuer zu einer Einkommensteuernachzahlung 
(wenn die gezahlte Lohnsteuer geringer war als 
die unter Berücksichtigung des Progressionsvor-
behalts zu zahlende Einkommensteuer) oder zu 
einer Einkommensteuererstattung (wenn die be-
reits gezahlte Lohnsteuer den Betrag der unter 
Berücksichtigung des Progressionsvorbehalts zu 
zahlenden Einkommensteuer übersteigt). Die Aus-
wirkungen auf das Aufkommen der veranlagten 
Einkommensteuer verteilen sich allerdings auf-
grund der Abgabefristen der Steuererklärung auf 
die nachfolgenden Jahre und sind zudem aufgrund 
der geschilderten Rahmenbedingungen auch in ih-
rer Wirkung auf die Einnahmen aus der veranlag-
ten Einkommensteuer nicht eindeutig. Schätzun-
gen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ gehen 
von einer leichten Verminderung der Steuerein-
nahmen durch das Überwiegen von Erstattungen 
insbesondere in den Jahren 2021 bis 2023 aus.

 
Lohnsteuer und Kurzarbeit in den Jahren 2020 und 2021

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich November 2023

Nachtragshaushalt 2023

Der Deutsche Bundestag hat am 15. Dezember 2023 
ein Nachtragshaushaltsgesetz 2023 beschlossen. Mit 
dem Nachtragshaushalt 2023 werden in einem ers-
ten Schritt die Folgen des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 15.  November  2023 umgesetzt, 
mit dem das Zweite Nachtragshaushaltgesetz  2021 
für nichtig erklärt wurde. Das Urteil betrifft unmit-
telbar den Klima- und Transformationsfonds. Bei 
Übertragung der Maßstäbe aus den Entscheidungs-
gründen auf die übrigen Sondervermögen sind mit-
telbar auch weitere Sondervermögen betroffen. 
Mit dem Nachtragshaushalt  2023 werden die Aus-
wirkungen der Nichtigkeit des Zweiten Nachtrags-
haushaltsgesetzes  2021 geheilt. Gleichzeitig wird 
eine sichere Rechtsgrundlage für die Mittel, die im 
Jahr  2023 noch zur Krisenbewältigung eingesetzt 
werden, geschaffen. Dies betrifft insbesondere die 
Finanzierung der Gaspreis- und Strompreisbremse 
über den Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Energie 
(WSF-Energie) und die Unterstützung für die von 
der Flutkatastrophe des Sommers  2021 insbeson-
dere im Ahrtal Betroffenen. Die im Jahr  2023 not-
wendige zusätzliche Kreditaufnahme für die Finan-
zierung der Maßnahmen des WSF-Energie und für 
eine Zuweisung an das Sondervermögen Aufbau-
hilfe 2021 überschreitet die Regelgrenze der Schul-
denregel. Dafür hat der Deutsche Bundestag für das 
Jahr  2023 das Vorliegen einer außergewöhnlichen 
Notsituation, die sich der Kontrolle des Staats ent-
zieht und die staatliche Finanzlage erheblich be-
einträchtigt, festgestellt. Die auf dieser Grundlage 
mögliche Überschreitung der Regelobergrenze der 
Schuldenbremse muss gemäß einem beschlossenen 
Tilgungsplan zurückgeführt werden.

Der Nachtrag sieht im Soll 2023 für den Kernhaus-
halt ein Ausgabevolumen von 461,2 Mrd. Euro und 
Einnahmen von 389,7  Mrd.  Euro vor. Aus der Ge-
genüberstellung von Einnahmen und Ausgaben 

ergibt sich im Haushaltsjahr 2023 damit ein Finan-
zierungssaldo in Höhe von -71,5  Mrd.  Euro. Zählt 
man zu den o. g. Einnahmen die Münzeinnahmen 
in Höhe von 0,2 Mrd. Euro und die Einnahmen aus 
der Rücklage in Höhe von 43,8  Mrd.  Euro hinzu, 
belaufen sich die so ermittelten Einnahmen auf 
insgesamt 433,8  Mrd.  Euro. Abzüglich der veran-
schlagten Ausgaben ist eine Nettokreditaufnahme 
von rund 27,4 Mrd. Euro erforderlich, um das ver-
bliebene Finanzierungsdefizit abzudecken (s. a. Ta-
belle „Entwicklung des Bundeshaushalts“).

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts (ohne Münz
einnahmen, Rücklagenentnahme und Einnahmen 
aus Krediten) beliefen sich im Zeitraum Januar bis 
November 2023 auf 332,4 Mrd. Euro. Damit waren 
die Einnahmen um 6,8  Prozent (+21,1  Mrd.  Euro) 
höher als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die 
Steuereinnahmen betrugen 306,7  Mrd.  Euro und 
überschritten das entsprechende Vorjahresniveau 
um 6,2 Prozent (+17,9 Mrd. Euro). Weitere Informa-
tionen zu den Steuereinnahmen finden sich auch 
im Artikel „Steuereinnahmen und konjunkturelles 
Umfeld im November 2023“ in dieser Ausgabe des 
Monatsberichts.

Die sonstigen Einnahmen lagen im Berichtszeitraum 
um 14,0  Prozent beziehungsweise 3,1  Mrd.  Euro 
über dem entsprechenden Vorjahresergebnis. Da-
bei sind neben den Zinseinnahmen aus dem Kas-
senmanagement des Bundes (+1,4 Mrd. Euro) auch 
die Einnahmen aus Gewährleistungsmaßnah-
men (+1,0  Mrd.  Euro) gegenüber dem Vorjahr an-
gestiegen. Darüber hinaus erhielt Deutschland aus 
dem EU-Solidaritätsfonds 0,6  Mrd.  Euro als Kata-
strophenhilfe für die Behebung von Schäden, die 
durch die schweren Überschwemmungen im Som-
mer 2021 verursacht worden waren.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2022 Soll 2023¹
Ist-Entwicklung 
November 2023²

Ausgaben (Mrd. Euro)³ 480,7 461,2 412,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -3,2

Einnahmen (Mrd. Euro)4 364,7 389,7 332,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +6,8

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 337,2 356,3 306,7

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +6,2

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 116,0 - 71,5 - 80,2

Deckung/Verwendung: 116,0 71,5 80,2

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 172,8

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,2 0,2

Saldo der Rücklagenbewegungen5 0,5 43,8 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. Euro) 115,4 27,4 - 92,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einschließlich Nachtragshaushalt gemäß Beschluss des Deutschen Bundestages vom 15. Dezember 2023.
2  Buchungsergebnisse.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrages. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6  (-) Tilgung, (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Ja-
nuar bis November 2023 insgesamt 412,6 Mrd. Euro 
und lagen damit um 3,2 Prozent (-13,5 Mrd. Euro) 
unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
ökonomischen Arten gegliedert stiegen die inves-
tiven Ausgaben (+23,7  Prozent beziehungsweise 
+8,0 Mrd. Euro), während die konsumtiven Ausga-
ben im betrachteten Zeitraum um 5,5 Prozent be-
ziehungsweise 21,5 Mrd. Euro gegenüber dem Vor-
jahresniveau zurückgingen.

Der signifikante Anstieg der investiven Ausgaben 
ist weiterhin auf das im Januar 2023 gewährte Dar-
lehen an den „Resilience and Sustainability Trust“ 
des Internationalen Währungsfonds in Höhe von 
6,3 Mrd. Euro zurückzuführen. Aber auch nach Berei-
nigung um diesen Sondereffekt lagen die investiven 
Ausgaben über dem Niveau des Vorjahreszeitraums 
(+5,1 Prozent beziehungsweise +1,7 Mrd. Euro). Da-
bei gab es bei näherer Betrachtung gegenläufige 

Effekte: Für unterjährige Liquiditätshilfen an die 
Bundesagentur für Arbeit wurden im Zeitraum Ja-
nuar bis November 1,3  Mrd.  Euro weniger als im 
Vorjahr aufgewendet. Zudem wurden im Vorjahr 
dem Ausgleichsfonds der sozialen Pflegeversiche-
rung unterjährige Liquiditätshilfen in Höhe von 
1,0  Mrd.  Euro gewährt. Das Darlehen an den „Po-
verty Reduction and Growth Trust“ ist in diesem Jahr 
um 0,7 Mrd. Euro geringer als im Vorjahr. Gleichzei-
tig erhöhten sich die Zuschüsse für Investitionen 
an sonstige Bereiche um 2,7 Mrd. Euro, die sich auf 
viele verschiedene Titel des Bundeshaushalts vertei-
len, insbesondere Zuschüsse für Investitionen an die 
Autobahn  GmbH des Bundes (+0,9  Mrd.  Euro), Fi-
nanzierungen für den Betrieb von schwimmenden 
LNG-Terminals (+0,8  Mrd.  Euro) sowie Zuschüsse 
für die Förderung infektionsschutzgerechter raum-
lufttechnischer Anlagen (+0,4 Mrd. Euro). Dem Ge-
sundheitsfonds wurde im August 2023 ein überjäh-
riges Darlehen in Höhe von 1,0 Mrd. Euro gewährt. 
Die Sachinvestitionen lagen in etwa auf dem Niveau 
des Vorjahres.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2022 Soll 2023¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

November 
2022

November 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 108.785 22,6 108.723 23,6 90.694 95.990 +5,8

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.615 2,8 12.005 2,6 9.368 8.755 -6,5

Verteidigung 51.608 10,7 52.027 11,3 43.367 48.224 +11,2

Politische Führung, zentrale Verwaltung 22.069 4,6 22.471 4,9 20.121 20.613 +2,4

Finanzverwaltung 6.150 1,3 6.766 1,5 5.425 5.914 +9,0

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.009 5,8 33.483 7,3 20.952 22.791 +8,8

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.127 0,9 5.646 1,2 3.554 4.584 +29,0

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.638 3,5 20.273 4,4 11.529 11.944 +3,6

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

253.717 52,8 214.183 46,4 235.696 205.874 -12,7

Sozialversicherung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

136.757 28,5 136.461 29,6 128.499 132.696 +3,3

darunter:

 Allgemeine Rentenversicherung 99.373 20,7 103.082 22,4 97.969 101.612 +3,7

 Krankenversicherung 15.867 3,3 18.975 4,1 14.530 17.538 +20,7

Arbeitsmarktpolitik 42.625 8,9 44.351 9,6 38.846 44.028 +13,3

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 22.276 4,6 23.760 5,2 20.628 23.960 +16,2

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

9.729 2,0 10.400 2,3 8.894 10.640 +19,6

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.711 2,4 14.984 3,2 10.658 12.194 +14,4

Soziale Leistungen nach dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

8.690 1,8 9.075 2,0 8.659 9.872 +14,0

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.857 10,2 4.116 0,9 44.501 2.049 -95,4

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 18.489 3,8 9.437 2,0 16.704 5.141 -69,2

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.664 0,6 3.909 0,8 2.027 2.502 +23,5

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.589 0,3 2.540 0,6 1.403 1.758 +25,3

Bei den konsumtiven Ausgaben gab es ebenfalls ge-
genläufige Effekte: Während infolge des allgemei-
nen Anstiegs des Zinsniveaus die Zinsausgaben 
(+22,3  Mrd.  Euro) stark anstiegen, gingen die lau-
fenden Zuweisungen und Zuschüsse um 15,3 Pro-
zent beziehungsweise 46,7 Mrd. Euro zurück. Aus-
schlaggebend für die Verringerung der Ausgaben 
war, dass in deutlich geringerem Maße als im Vor-
jahr Mittel für die Bekämpfung und Abmilde-
rung negativer Folgen der COVID-19-Pandemie 

bereitgestellt werden mussten. So gingen die Leis-
tungen des Bundes an den Gesundheitsfonds für 
durch die SARS-CoV-2-Pandemie bedingte Belas-
tungen um 28,0  Mrd.  Euro auf 1,5  Mrd.  Euro zu-
rück. Für Corona-Unternehmenshilfen wurden 
0,5 Mrd. Euro verausgabt und damit 10,7 Mrd. Euro 
weniger als vor einem Jahr. Die Zuschüsse zur zen-
tralen Beschaffung von Impfstoffen gegen SARS-
CoV-2 gingen um 5,4 Mrd. Euro auf 1,0 Mrd. Euro 
zurück. Für Ausgleichszahlungen nach §  21 des 
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Ist 2022 Soll 2023¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

November 
2022

November 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.701 0,4 2.134 0,5 1.013 1.003 -0,9

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

8.795 1,8 20.629 4,5 7.413 12.241 +65,1

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.970 0,4 3.364 0,7 1.367 1.262 -7,7

Geld- und Versicherungswesen 2.227 0,5 6.899 1,5 2.228 6.974 +213,0

Sonstiges im Bereich Gewerbe und 
Dienstleistungen

514 0,1 5.604 1,2 434 1.122 +158,7

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.125 5,9 28.008 6,1 21.430 22.612 +5,5

Straßen 9.243 1,9 9.459 2,1 7.538 8.385 +11,2

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.852 2,5 10.875 2,4 7.921 7.446 -6,0

Allgemeine Finanzwirtschaft 30.403 6,3 40.706 8,8 30.176 44.482 +47,4

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

13.948 2,9 8.525 1,8 13.218 5.211 -60,6

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

15.293 3,2 38.565 8,4 15.863 38.125 +140,3

Ausgaben insgesamt² 480.688 100,0 461.212 100,0 426.104 412.637 -3,2

1  Einschließlich Nachtragshaushalt gemäß Beschluss des Deutschen Bundestags vom 15. Dezember 2023.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Krankenhausfinanzierungsgesetzes wurden kumu-
liert bis November 2023 4,1 Mrd. Euro weniger als 
im entsprechenden Vorjahreszeitraum verausgabt. 
Außerdem wurden dem Klima- und Transformati-
onsfonds im Vorjahr 5,9 Mrd. Euro aus dem Bun-
deshaushalt zugewiesen, was in diesem Jahr unter-
bleibt. Der Rückgang der laufenden Zuweisungen 
und Zuschüsse wurde durch den Anstieg der Aus-
gaben für das Bürgergeld um 3,3  Mrd.  Euro und 
der Leistungen für Unterkunft und Heizung um 
+1,7 Mrd. Euro etwas gedämpft. Die Zuschüsse des 
Bundes an die allgemeine Rentenversicherung und 
der ergänzende Bundeszuschuss an den Gesund-
heitsfonds stiegen um jeweils 1,8 Mrd. Euro an. Da-
rüber hinaus haben sich insbesondere im Zusam-
menhang mit dem Ukraine-Krieg die Ausgaben für 
die Ertüchtigung von Partnerstaaten im Bereich 
Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung um 
2,5 Mrd. Euro erhöht.

Finanzierungssaldo

Ende November 2023 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von 80,2 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2022 Soll 2023¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

November 
2022

November 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 434.477 90,4 411.990 89,3 392.312 370.826  -5,5

Personalausgaben 37.843 7,9 41.669 9,0 35.784 37.983 +6,1

Aktivbezüge 28.193 5,9 31.775 6,9 26.546 28.113 +5,9

Versorgung 9.650 2,0 9.894 2,1 9.238 9.871 +6,9

Laufender Sachaufwand 45.075 9,4 49.147 10,7 34.646 34.911 +0,8

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.154 0,2 1.082 0,2 940 1.010 +7,4

Militärische Beschaffungen 18.981 3,9 18.477 4,0 13.207 12.997  -1,6

Sonstiger laufender Sachaufwand 24.939 5,2 29.588 6,4 20.499 20.904 +2,0

Zinsausgaben 15.264 3,2 38.543 8,4 15.835 38.089 +140,5

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 335.039 69,7 280.923 60,9 304.840 258.157  -15,3

an Verwaltungen 47.360 9,9 38.475 8,3 44.723 36.540  -18,3

an andere Bereiche 287.679 59,8 242.448 52,6 260.117 221.617  -14,8

darunter:

Unternehmen 48.308 10,0 37.812 8,2 39.759 27.675  -30,4

Renten, Unterstützungen u. a. 34.538 7,2 38.950 8,4 32.026 35.339 +10,3

Sozialversicherungen 176.328 36,7 143.728 31,2 164.669 140.291  -14,8

Sonstige Vermögensübertragungen 1.256 0,3 1.707 0,4 1.207 1.686 +39,7

Investive Ausgaben 46.211 9,6 61.125 13,3 33.792 41.811 +23,7

Finanzierungshilfen 39.664 8,3 53.028 11,5 28.781 36.702 +27,5

Zuweisungen und Zuschüsse 34.001 7,1 41.360 9,0 24.170 27.271 +12,8

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

3.560 0,7 10.291 2,2 4.190 9.157 +118,5

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

2.103 0,4 1.377 0,3 421 275  -34,7

Sachinvestitionen 6.546 1,4 8.097 1,8 5.011 5.108 +1,9

Baumaßnahmen 4.053 0,8 5.311 1,2 3.196 3.281 +2,7

Erwerb von beweglichen Sachen 2.303 0,5 2.631 0,6 1.636 1.734 +6,0

Grunderwerb 190 0,0 154 0,0 179 92  -48,6

Globalansätze 0 0,0 -11.903 -2,6 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 480.688 100,0 461.212 100,0 426.104 412.637  -3,2

1  Einschließlich Nachtragshaushalt gemäß Beschluss des Deutschen Bundestags vom 15. Dezember 2023.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2022 Soll 2023¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

November 
2022

November 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern² 337.168 92,5 356.323 91,4 288.807 306.748 +6,2

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 307.216 84,2 318.684 81,8 266.830 276.378 +3,6

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

171.830 47,1 176.752 45,4 140.060 143.912 +2,8

davon:

Lohnsteuer 96.564 26,5 101.086 25,9 81.737 85.485 +4,6

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 9,0 31.004 8,0 24.428 22.737  -6,9

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16.313 4,5 18.375 4,7 14.277 16.212 +13,6

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.886 0,8 3.212 0,8 2.685 3.214 +19,7

Körperschaftsteuer 23.167 6,4 23.075 5,9 16.933 16.262  -4,0

Steuern vom Umsatz 132.813 36,4 139.302 35,7 124.689 130.318 +4,5

Gewerbesteuerumlage 2.573 0,7 2.630 0,7 2.081 2.147 +3,2

Energiesteuer 33.667 9,2 36.150 9,3 26.125 29.032 +11,1

Tabaksteuer 14.229 3,9 14.940 3,8 12.212 12.996 +6,4

Solidaritätszuschlag 11.978 3,3 12.050 3,1 9.826 10.086 +2,6

Versicherungsteuer 15.672 4,3 16.800 4,3 14.913 16.019 +7,4

Stromsteuer 6.830 1,9 6.910 1,8 6.249 6.317 +1,1

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 2,6 9.600 2,5 8.861 8.898 +0,4

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 0,6 2.192 0,6 1.938 1.922  -0,8

Kaffeesteuer 1.063 0,3 1.040 0,3 963 927  -3,7

Luftverkehrsteuer 1.140 0,3 1.490 0,4 1.047 1.376 +31,4

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

379 0,1 395 0,1 347 354 +2,0

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 3 3 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 800 800 +0,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 X 10.730 X 8.161 8.086  -0,9

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 X 24.280 X 24.277 22.253  -8,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 X 5.310 X 4.344 4.675 +7,6

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 X 1.420 X 1.276 1.265  -0,9

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 14.444 X 12.398 X 12.658 11.489  -9,2

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 8.992 8.992 +0,0
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Ist 2022 Soll 2023¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

November 
2022

November 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 7,5 33.419 8,6 22.545 25.692 +14,0

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.562 1,5 4.453 1,1 2.988 2.950  -1,3

Zinseinnahmen 578 0,2 1.938 0,5 444 1.864 +319,8

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.413 0,4 2.155 0,6 1.036 801  -22,7

Einnahmen insgesamt³ 364.653 100,0 389.742 100,0 311.352 332.440 +6,8

1  Einschließlich Nachtragshaushalt gemäß Beschluss des Deutschen Bundestags vom 15. Dezember 2023.
2  Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch 

bedingt.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundes
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Oktober 2023

Bis Ende Oktober betrug das Finanzierungdefizit 
der Ländergesamtheit rund 3,0  Mrd.  Euro. Es ver-
schlechterte sich damit gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum um 23,3 Mrd. Euro.

Die Einnahmen der Länder sanken im Vergleich 
zum Vorjahr um 2,3  Prozent, während die Ausga-
ben wie in den Vormonaten erneut stiegen (um 
3,8  Prozent gegenüber dem Vorjahr). Die Steuer-
einnahmen sanken moderat (1,0 Prozent), während 
die Einnahmen von Verwaltungen (laufende Rech-
nung) rund 10,8 Prozent hinter denen des Vorjah-
res zurückblieben. Der Rückgang der Einnahmen 
ergibt sich insbesondere auch aus der Reduzie-
rung von pandemiebedingten Hilfen des Bundes. 

Ausgabensteigernd wirkten insbesondere die Zu-
wendungen an Verwaltungen (laufende Rechnung) 
wie an Gemeinden, die um 7,9 Prozent zulegten und 
die Aufwendungen für Personal, die sich im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum um 4,3 Prozent stei-
gerten. Aufgrund der im Laufe eines Haushaltsjah-
res gewöhnlich starken Schwankungen, denen die 
Einnahmen und Ausgaben unterliegen, lässt sich 
noch kein Schluss für den Jahresabschluss ziehen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Oktober 2023 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts (www.
bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober 2023 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober 2023 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober 2023 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Fi-
nanzierung des Bundeshaushalts und der Son-
dervermögen des Bundes. Sondervermögen wer-
den unterschieden in solche Sondervermögen, die 
über den Bundeshaushalt oder andere Einnah-
men mitfinanziert werden, und Sondervermögen 
mit eigener Kreditermächtigung: Finanzmarkt
stabilisierungsfonds  (FMS), Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds  (WSF), Investitions- und Tilgungs-
fonds  (ITF), Restrukturierungsfonds  (RSF) und das 
Sondervermögen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre-
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum ei-
nen der Finanzierung von Aufwendungen für Sta-
bilisierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1  StFG, 
der Rekapitalisierung von Unternehmen gemäß 
§ 22 StFG oder zur Abfederung der Folgen der Ener-
giekrise gemäß §  26a  StFG. Zum anderen nimmt 
der Bund für FMS und WSF auch Kredite auf, die 
gemäß §§ 9 Abs. 5, 23 und 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG als 
konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts durchgeleitet werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund zur 
Weiterleitung von Darlehen über FMS und WSF an 
Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenerspar-
nis. Der RSF und Kredite des Bundes für die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau zur Refinanzierung 
von Programmen und Stützungsmaßnahmen im 
Energiebereich nach § 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG werden 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahmen be-
ziehungsweise Verschuldung vorgelegen haben.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

	● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

	● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise 
Verschuldung des Bundeshaushalts und der 
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der 
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne 
Darlehensfinanzierung und

	● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte bis zum 31. Dezember 2022 Kredite 
in Höhe von 1.551,7 Mrd. Euro aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 30.  November  2023 
auf 1.659,6  Mrd.  Euro. Die Erhöhung gegenüber 
dem 31.  Dezember  2022 um 107,8  Mrd.  Euro re-
sultierte aus neuen Aufnahmen im Volumen 
von 490,6  Mrd.  Euro, denen Fälligkeiten im Volu-
men von 382,8  Mrd.  Euro gegenüberstanden. Von 
Anfang Januar bis ultimo November  2023 wur-
den für die Verzinsung aller auch in früheren Jah-
ren aufgenommenen bestehenden Kredite saldiert 
39,7 Mrd. Euro aufgewendet.

Im November 2023 wurden 38,0 Mrd. Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. Sie 
verteilten sich auf 3,0  Mrd.  Euro 30-jährige Bun-
desanleihen, 1,5  Mrd.  Euro 15-jährige Bundes-
anleihen, 4,0  Mrd.  Euro 10-jährige Bundesan-
leihen, 3,0  Mrd.  Euro 7-jährige Bundesanleihen, 
3,5  Mrd.  Euro Bundesobligationen, 5,0  Mrd.  Euro 
Bundesschatzanweisungen und 18,0 Mrd. Euro Un-
verzinsliche Schatzanweisungen des Bundes. Im 
November  2023 wurden keine inflationsindexier-
ten Bundeswertpapiere begeben. Grüne Bundes-
wertpapiere wurden in Höhe von 1,0  Mrd.  Euro 
begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren erhöhten sich im November  2023 um 



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

75

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Dezember 2023Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

7,8  Mrd.  Euro auf 203,4  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultierte aus Sekundärmarktverkäufen in 
Höhe von 14,6 Mrd. Euro, denen Käufe in Höhe von 
15,0 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbestän-
den um 7,5 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 30. November 2023 entfielen 94,4 Prozent der 
Kreditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des 
Bundes für Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung, 5,6 Prozent der Kreditauf-
nahmen entfielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im November  2023 wurden für den Bund (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) 30,7 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. 
Gleichzeitig wurden 14,2 Mrd. Euro fällige Kredite 
getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehens-
finanzierung) wurden im November  2023 saldiert 
1,9 Mrd. Euro aufgewendet.

Am 30. November 2023 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sonder-
vermögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.567,2 Mrd. Euro. Damit erhöhte sich dieser gegen-
über dem 31. Oktober 2023 um 16,5 Mrd. Euro. Die 
Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt erhöhte 
sich um 15,1 Mrd. Euro auf 1.453,3 Mrd. Euro. Per 
30.  November  2023 betrug die Kreditaufnahme 
für den WSF für Maßnahmen zur Abfederung 
der Folgen der Energiekrise gemäß §  26a  StFG 
68,8 Mrd. Euro. Der Bestand erhöhte sich somit im 
November um 1,0 Mrd. Euro. Die Kreditaufnahme 
für das SV BW erhöhte sich um 0,4 Mrd. Euro auf 
3,8  Mrd.  Euro. Die Bestände der Kreditaufnahme 
für den FMS für Kredite für Aufwendungen ge-
mäß § 9 Abs. 1 StFG (23,4 Mrd. Euro), für den ITF 
(16,6  Mrd.  Euro) und für den WSF für Kredite für 
Rekapitalisierungsmaßnahmen gemäß §  22  StFG 
(1,3  Mrd.  Euro) veränderten sich gegenüber dem 

Bestand Ende Oktober  2023 nicht oder nur sehr 
geringfügig.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im November 2023 wurden für den FMS zur Refi-
nanzierung von Darlehen gemäß §  9  Abs.  5  StFG 
keine neuen Kredite aufgenommen und keine 
neuen Kredite getilgt. Der Bestand betrug per 
30.  November  2023 55,4  Mrd.  Euro. Für den WSF 
wurden im November 2023 zur Darlehensfinanzie-
rung gemäß § 23 StFG keine neuen Kredite aufge-
nommen und 1,0 Mrd. Euro an Krediten getilgt; der 
Bestand verringerte sich im November 2023 somit 
auf 37,0 Mrd. Euro. Gegenüber dem Vormonat redu-
zierte sich der Gesamtbestand an Krediten zur Dar-
lehensfinanzierung um 1,0 Mrd. Euro und beträgt 
per 30. November 2023 insgesamt 92,4 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden Tabellen 
entnommen werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
im November 2023,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung) im November 2023 und

	● Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbe-
stände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) im November 2023.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die beiden erst-
genannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die nach 
Instrumentenart aufgegliederten Daten zur Kre-
ditaufnahme des Bundes, zum Bedarf der Kredit-
aufnahme des Bundes, zu den Tilgungen des Bun-
des und zu den Zinsen für die Kredite des Bundes 
enthalten.
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Kreditaufnahme des Bundes – Bedarf und Bestand
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
darf und Bestand“ zeigt die Verteilung der Kre-
ditaufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, 
sowohl für die Aufnahme von Januar bis Novem-
ber  2023 als auch für den gesamten Bestand per 
30.  November  2023. Den größten Anteil an der 
Kreditaufnahme im laufenden Jahr machten mit 
191,0 Mrd. Euro beziehungsweise 38,9 Prozent die 
(teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen Schatz
anweisungen des Bundes aus, gefolgt von den kon-
ventionellen 10-jährigen Bundesanleihen mit 
81,6 Mrd. Euro beziehungsweise 16,6 Prozent.

Von der Kreditaufnahme des Bundes über Verbrie-
fungen lagen per 30. November 2023 über 99 Pro-
zent in Form von Inhaberschuldverschreibungen 

vor, bei denen die konkreten Gläubiger dem Bund 
nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im November 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Oktober 
2023 November November

30. November 
2023 November November

Insgesamt 1.644.038 30.717 -15.204 1.659.552 15.513 -1.957

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.438.114 29.368 -14.226 1.453.256 15.142 -1.935

Sondervermögen mit eigener Krediter-
mächtigung  
(ohne Darlehensfinanzierung)

112.558 1.349 - 113.907 1.349 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.390 - - 23.390 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.636 - - 16.636 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß
nahmen gemäß § 22 StFG)

1.283 -1 - 1.282 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

67.791 995 - 68.786 995 -

Sondervermögen Bundeswehr 3.458 355 - 3.813 355 -

Darlehensfinanzierung 93.366 - -978 92.388 -978 -22

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

55.400 - - 55.400 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die KfW gemäß § 23 StFG)

37.966 - -978 36.988 -978 -22

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im November 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Oktober 
2023 November November

30. November 
2023 November November

Insgesamt 1.550.672 30.717 -14.226 1.567.163 16.491 -1.935

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.438.114 29.368 -14.226 1.453.256 15.142 -1.935

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.390 - - 23.390 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.636 - - 16.636 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.283 -1 - 1.282 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

67.791 995 - 68.786 995 -

Sondervermögen Bundeswehr 3.458 355 - 3.813 355 -

Gliederung nach Instrumentenarten 

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.428.599 29.629 -14.176 1.444.051 15.452 -1.717

30-jährige Bundesanleihen 345.046 1.761 - 346.807 1.761 -675

15-jährige Bundesanleihen 64.078 1.472 - 65.550 1.472 -335

10-jährige Bundesanleihen 521.301 3.453 - 524.754 3.453 29

7-jährige Bundesanleihen 69.234 2.673 - 71.907 2.673 -543

Bundesobligationen 174.832 3.052 - 177.884 3.052 13

Bundesschatzanweisungen 112.965 4.315 - 117.280 4.315 16

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

141.143 12.902 -14.176 139.869 -1.274 -222

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 60.416 97 - 60.513 97 24

Grüne Bundeswertpapiere 52.827 992 - 53.819 992 -235

Zusatzemissionen des Bundes - - - - - -

Schuldscheindarlehen 4.357 - -50 4.307 -50 -7

Kredite durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

14.354 X X 14.625 272 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG) 

13.569 X X 13.569 - X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträ-
ge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines 
inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbestände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)  
im November 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo)

31. Oktober 
2023 November November

30. November 
2023 November

Umlaufvolumen insgesamt 1.972.186 39.000 -15.500 1.995.686 23.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.714.250 38.000 -15.500 1.736.750 22.500

30-jährige Bundesanleihen 395.000 3.000 - 398.000 3.000

15-jährige Bundesanleihen 69.500 1.500 - 71.000 1.500

10-jährige Bundesanleihen 615.250 4.000 - 619.250 4.000

7-jährige Bundesanleihen 85.000 3.000 - 88.000 3.000

Bundesobligationen 251.500 3.500 - 255.000 3.500

Bundesschatzanweisungen 144.500 5.000 - 149.500 5.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

153.500 18.000 -15.500 156.000 2.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.250 - - 66.250 -

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

14.250 - - 14.250 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

52.000 - - 52.000 -

Grüne Bundeswertpapiere 54.750 1.000 - 55.750 1.000

30-jährige Grüne Bundesanleihen 14.500 1.000 - 15.500 1.000

10-jährige Grüne Bundesanleihen 24.750 - - 24.750 -

Grüne Bundesobligationen 15.500 - - 15.500 -

Zusatzemissionen des Bundes 136.936 - - 136.936 -

Eigenbestände -195.616 X X -203.448 -7.832

Anlage des WSF in Forderungen an den Bund 
nach § 26b Abs. 5 StFG

-136.936 X X -136.936 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen 
der Eurogruppe am 
8. November 2023 und 
des ECOFIN-Rats am 
9. November 2023 in Brüssel

Eurogruppe

Zu Beginn der Sitzungen der Eurogruppe erinnerte 
der Präsident der Eurogruppe Paschal Donohoe an 
den 30.  Jahrestag des Inkrafttretens des Vertrags 
von Maastricht und würdigte die große Bedeutung 
des Vertrags für die europäische Integration. Dieser 
habe nicht nur den Weg für eine einheitliche Wäh-
rung geebnet, sondern auch bis heute gültige ele-
mentare Regeln festgelegt.

Im Anschluss befasste sich die Eurogruppe im re-
gulären Format mit den makroökonomischen Ent-
wicklungen und der fiskalischen Ausrichtung im 
Euroraum. Sie hielt dabei fest, dass die Konjunktur 
im Euroraum zwar an Schwung verloren habe, eine 
tiefe Rezession aber nicht zu erwarten sei. Positiv 
bewertete sie den jüngsten Rückgang der Inflation. 
Die Europäische Kommission erklärte, dass sie im 
Jahr  2024 zu einem regulären Haushaltsüberwa-
chungszyklus zurückkehren werde. Dies beinhalte 
u. a. das Auslaufen der Allgemeinen Ausweichklau-
sel zum Ende des Jahres und die Rückkehr zu quan-
titativen Empfehlungen für die Fiskalpolitik der 
Mitgliedstaaten.

Der deutsche Sitzungsvertreter verwies in seinem 
Beitrag auf das nach wie vor bestehende Risiko einer 
anhaltend hohen Inflation und die damit einher-
gehenden hohen Kosten für die Wirtschaft und die 
Bürgerinnen und Bürger. Mit Blick auf die Fiskalpo-
litik erinnerte er an das Bekenntnis der Eurogruppe 
vom Juli  2023 zur graduellen fiskalischen Konsoli-
dierung. Die schrittweise Normalisierung der Fiskal-
politik sei nicht nur elementar für die Sicherstellung 

tragfähiger Staatsfinanzen, sondern liefere auch ei-
nen Beitrag zur Eindämmung der Inflation.

Im Anschluss kam es zu einem ersten allgemein ge-
haltenen Austausch zum Stand der Wettbewerbsfä-
higkeit des Euroraums. Die Europäische Kommis-
sion gab einführend eine Einschätzung zum Stand 
der Wettbewerbsfähigkeit des Euroraums. Die Mit-
glieder der Eurogruppe bekräftigten in der an-
schließenden Diskussion ihre hohe Bereitschaft, 
die Wettbewerbsfähigkeit im Euroraum zu steigern 
und sich im Rahmen der kommenden Sitzungen 
darüber auszutauschen, was künftig hierfür getan 
werden solle.

Im Anschluss traf sich die Eurogruppe im Banken-
unionsformat zu operativen Aspekten der Ban-
kenunion. Bei dem halbjährlich wiederkehren-
den Punkt werden sowohl der Vorsitzende des 
Aufsichtsgremiums des Einheitlichen Bankenauf-
sichtsmechanismus (SSM) als auch der Vorsitzende 
des Einheitlichen Abwicklungsausschusses (SRB) 
angehört.

Zunächst erklärte der SSM-Vorsitzende Andrea En-
ria, dass der europäische Bankensektor aktuell in 
einer guten Verfassung sei und sich die Banken und 
das Regelwerk in den vergangenen Krisen bewährt 
hätten. Anzeichen für eine akute Gefährdung der 
Finanzmarktstabilität bestünden aktuell nicht. Po-
sitiv sei auch die steigende Rentabilität der Banken, 
nachdem diese lange Zeit sehr niedrig gewesen sei.

Es bestünden aber Risiken und Herausforderungen 
für den Bankensektor. Zentral seien dabei die ge-
stiegenen Kreditrisiken insbesondere im Immobili-
engeschäft, die sich in erster Linie aus den höheren 
Zinsen und der konjunkturellen Abschwächung 
ergäben. Darüber hinaus erwähnte Andrea Enria, 
dass der einnahmesteigernde Effekt der verzöger-
ten Anpassung der Zinsen im Einlagengeschäft an 
das herrschende Zinsniveau im Zuge des Wettbe-
werbs auslaufen dürfte.
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Im Anschluss berichtete der SRB-Vorsitzende Do-
minique Laboureix über aktuelle Tätigkeiten des 
SRB. Er hob dabei hervor, dass der Einheitliche Ab-
wicklungsfonds mit der Erreichung seiner Zielka-
pazität einen wichtigen Meilenstein erreicht habe. 
Positiv sei zudem, dass vor allem die größeren Ban-
ken die vom SRB erwarteten Fortschritte in Be-
zug auf ihre Abwicklungsfähigkeit gemacht hät-
ten. Entscheidend sei zudem, dass der überarbeitete 
Vertrag zum Europäischen Stabilitätsmechanismus 
zügig von allen Mitgliedern unterzeichnet werde. 
Mit Blick auf die Lehren aus den jüngsten Banken-
krisen im Frühjahr 2023 sei nach Einschätzung von 
Dominique Laboureix klar geworden, dass Abwick-
lungsbehörden Flexibilität bei der Nutzung ihrer 
Instrumente bräuchten.

Die Eurogruppe dankte abschließend dem zum 
Ende des Jahres aus dem Amt scheidenden Vorsit-
zenden des SSM Andrea Enria für seine Verdienste 
um einen stabileren und widerstandsfähigeren eu-
ropäischen Bankensektor.

Im Anschluss trafen sich die Mitglieder der Euro-
gruppe im inklusiven Format. Hier diskutierten die 
Ministerinnen und Minister der Mitgliedstaaten 
mit Expertinnen und Experten über die Rahmen-
bedingungen in der Europäischen Union (EU) für 
institutionelle Investoren und Kleinanleger. Ein-
geladen war zum einen der stellvertretende Vor-
standsvorsitzende des staatlichen norwegischen 
Pensionsfonds Trond Grande, der die Anlagestrate-
gie des weltweit größten Fonds seiner Art vorstellte. 
Zum anderen gab Ronald Wuijster, Vorstandsvor-
sitzender von APG  Asset Management, Einblicke 
in den niederländischen Pensionsfonds und in die 
Art und Weise, wie institutionelle Investoren dazu 
beitragen, Ersparnisse in produktive Investitionen 
zu lenken. Es wurde hervorgehoben, dass neben 
institutionellen Faktoren auch die Finanzbildung 
der Bürgerinnen und Bürger eine wichtige Rolle 
spielen.

Der deutsche Sitzungsvertreter begrüßte den Aus-
tausch mit den Vertreterinnen und Vertretern aus 
der Praxis und hielt fest, dass Europa zu einem bes-
seren Ort für Investitionen gemacht werden müsse. 

Dabei seien weitere Fortschritte bei der Vertie-
fung der Kapitalmarktunion entscheidend. Initia-
tiven zur Finanzbildung seien zudem wichtig, um 
die Bürgerinnen und Bürger bei ihrer Vorsorge zu 
unterstützen.

ECOFIN

Beim ECOFIN am 9. November war der Economic 
Governance Review das zentrale Thema. Im Rah-
men des Frühstücks der Ministerinnen und Mi-
nister kam es zu einer umfassenden Aussprache. 
Dabei konnten zwar Fortschritte bei der Kompro-
missfindung in einzelnen Bereichen erzielt werden, 
eine abschließende Einigung auf Eckpunkte einer 
Reform blieb aber aus. Hierfür sind weitere subs-
tanzielle Klärungen und Verhandlungsfortschritte 
erforderlich.

Als Fortschritt zu werten ist, dass Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner sich mit seinen Amtskol-
leginnen und -kollegen im Rat darauf verständi-
gen konnte, dass Haltelinien sowohl für den Abbau 
von Schuldenstandsquoten als auch für die Rück-
führung der Defizite mit einem Sicherheitsabstand 
zur Drei-Prozent-Defizit-Marke in ein reformier-
tes Rahmenwerk aufgenommen werden sollen. 
Der Minister machte deutlich, dass für die Gewähr-
leistung tragfähiger Staatsfinanzen ein hohes Am-
bitionsniveau bei den Regeln und klare quantita-
tive Vorgaben nötig seien. Darüber hinaus betonte 
Bundesfinanzminister Christian Lindner die Not-
wendigkeit der Beibehaltung des Verfahrens bei 
einem übermäßigen Defizit. Auch solle eine Ver-
längerung der Anpassungsperiode nicht allein auf 
Basis der bereits im Rahmen der nationalen Auf-
bau- und Resilienzpläne (ARP) geförderten Refor-
men und Investitionen erfolgen.

Eine Reihe von Mitgliedstaaten sprach sich eben-
falls für ambitionierte Zielvorgaben beim Defi-
zit- und Schuldenabbau und gegen eine bloße An-
rechnung der ARP bei einer Planverlängerung aus. 
Andere Mitgliedstaaten wiederum betonten die Re-
levanz eines ausreichenden Anreizniveaus für In-
vestitionen und Reformen und sprachen sich dabei 
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offen für die Berücksichtigung der ARP bei einer 
möglichen Verlängerung der Pläne aus. Des Weite-
ren wurde auf die Notwendigkeit der Berücksichti-
gung von Verteidigungsausgaben im neuen Regel-
werk verwiesen. Die Ratspräsidentschaft kündigte 
überarbeitete Rechtstexte an mit dem Ziel, im De-
zember eine allgemeine Ausrichtung zu erreichen.

Die spanische Ratspräsidentschaft informierte 
im öffentlich gehaltenen Teil des Treffens zum 
Stand der aktuellen Gesetzgebungsvorschläge im 
Finanzdienstleistungsbereich.

Im Anschluss beschäftigten sich die Ministerinnen 
und Minister mit den ökonomischen und finanziel-
len Folgen des Kriegs in der Ukraine. Die spanische 
Ratspräsidentschaft und die Europäische Kommis-
sion äußerten sich zum aktuellen Stand der Dis-
kussion zur Ukraine-Fazilität und den eingefrore-
nen russischen Vermögenswerten. Dabei betonten 
sie, dass die Sicherstellung der Finanzierung der 
Ukraine von großer Bedeutung sei. Die Ratsprä-
sidentschaft äußerte die Hoffnung, die gesamten 
Arbeiten zur Revision des Mehrjährigen Finanz-
rahmens inklusive der Ukraine-Fazilität bis zum 
Jahresende abschließen zu können, um die Auszah-
lungen im kommenden Jahr 2024 zügig weiterfüh-
ren zu können.

Die Europäische Kommission hob zudem noch ein-
mal die bedeutende Rolle der EU als Geldgeber der 
Ukraine hervor und erklärte, dass russische Ver-
mögenswerte bis auf Weiteres eingefroren bleiben 
sollten, bis Russland für die verursachten Schäden 
aufgekommen sei. Zudem warb sie für den Step-
by-Step Ansatz in Bezug auf die Nutzung der einge-
frorenen Vermögenswerte, der das geltende Recht 
achte. Ein 12. Sanktionspaket sei zudem in Arbeit. 
Deutschland und weitere wortmeldende Mitglied-
staaten brachten geschlossen ihren Willen zur Un-
terstützung der Ukraine zum Ausdruck, gleich-
zeitig wurde die Notwendigkeit betont, geltendes 
Recht und auch die Wahrung der Finanzstabilität 
zu achten.

Die Ministerinnen und Minister befassten sich zu-
dem mit der wirtschaftlichen Erholung in Europa 

und der Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery 
and Resilience Facility, RRF). Nach einem Aus-
tausch zum Stand der Implementierung der RRF 
kam es zu einer Behandlung der Revision der ARP 
der Mitgliedstaaten Schweden, Dänemark, Öster-
reich und Litauen. Die Durchführungsbeschlüsse 
zur Revision der ARP dieser Mitgliedstaaten wur-
den einstimmig angenommen.

Hiernach kam es zu einem Austausch der Mitglied-
staaten zum Europäischen Semester. Im Zentrum 
der Diskussion stand die Planung des kommen-
den Semesterzyklus. Die Europäische Kommission 
versicherte mit Blick auf die Wahlen in der EU im 
Jahr 2024, dass sie sich um eine angemessene Tak-
tung des Frühjahrespakets bemühe. Sie wolle da-
ran festhalten, das Frühjahrspaket erst nach den 
europäischen Wahlen am 19.  Juni vorzulegen, die 
technischen Analysen aber schon im April bezie-
hungsweise Mai. Der Vorsitz des Wirtschafts- und 
Finanzausschusses wies auf die aus seiner Sicht für 
eine sachgerechte Befassung zu kurzen Fristen hin 
und forderte eine Lösung des Problems.

Im Anschluss befassten sich die Ratsmitglieder mit 
den aktuellen Schlussfolgerungen zu den EU-Sta-
tistiken. Die Europäische Kommission stellte das 
jährliche Herbst-Statistik-Paket von Eurostat vor. 
Dieses umfasst mehrere Dokumente zu politisch 
relevanten Punkten, die aber üblicherweise keine 
Rechtsakte sind, wie z. B. zu den Herausforderun-
gen, Datenerfordernissen und Fortschritten der 
amtlichen Statistik im Lichte der Pandemie und 
des Kriegs in der Ukraine. Das Paket dient als Maß-
gabe für die weitere Arbeit des Europäischen Statis-
tischen Systems unter Berücksichtigung aktueller 
Entwicklungen. Die Mitgliedstaaten nahmen die 
Ratsschlussfolgerungen einstimmig an.

Daran anschließend stand der Jahresbericht des Eu-
ropäischen Fiskalausschusses (EFB) auf der Tages-
ordnung. Der EFB präsentierte den Mitgliedstaaten 
die zentralen Ergebnisse des Berichts und stellte 
dabei fest, dass es bei der fiskalischen Überwachung 
in den Mitgliedstaaten der EU im Jahr 2022 zu viele 
Abweichungen von etablierten Verfahren und Re-
geln gegeben habe. Die fiskalische Ausrichtung sei 
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zu expansiv gewesen. Auch sprach sich der EFB für 
einen zügigen Abschluss der Reform des Stabili-
täts- und Wachstumspakts aus. Die Europäische 
Kommission erklärte daraufhin, dass hohe Unsi-
cherheiten und massive Energiepreissteigerungen 
angesichts des russischen Angriffs auf die Ukraine 
besondere Maßnahmen erforderlich gemacht hät-
ten. Sie gestand aber ein, dass angesichts der struk-
turell höheren Defizite eine fiskalische Konsolidie-
rung nicht gelungen sei.

Abschließend präsentierte der Europäische Rech-
nungshof (ERH) seinen Jahresbericht über die Aus-
führung des Haushalts der  EU im Jahr  2022. Der 
Jahresbericht ist eine wesentliche Grundlage für 
das jährliche Verfahren zur Entlastung der Europä-
ischen Kommission durch das Europäische Parla-
ment. Im Rahmen dieses Verfahrens ist der Rat nun 
aufgefordert, in den kommenden Monaten seine 
Empfehlung an das Europäische Parlament zu er-
arbeiten. Gegenstand des Berichts ist die Bewer-
tung der Zuverlässigkeit der konsolidierten Jahres-
rechnung der EU und die Ordnungsmäßigkeit der 
Vorgänge.

Der ERH stellte wesentliche ausgabenseitige Fehler 
im Bereich des EU-Haushalts fest. Hier verzeichnete 

er einen Anstieg der Fehlerquote von 3,0  Prozent 
auf 4,2  Prozent bei einer Wesentlichkeitsschwelle 
von 2  Prozent. Der ERH versagte wie bereits im 
Vorjahr daher für diesen Bereich sein Prüfungs-
urteil. Für die Ausgaben der RRF wurden eben-
falls Defizite bei den im Jahr 2022 getätigten Zah-
lungen festgestellt. Der ERH gab daher nur noch 
ein eingeschränktes Prüfungsurteil ab. Zur Zuver-
lässigkeit der Rechnungsführung sowie zur Recht- 
und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen erteilt der 
ERH wie in den Vorjahren ein uneingeschränktes 
Prüfungsurteil.

Einige Mitgliedstaaten äußerten sich besorgt zu 
den Fehlerquoten und verlangten von der Euro-
päischen Kommission, sich um eine Reduzierung 
dieser Fehlerquoten zu bemühen. Vor dem Hinter-
grund der Ausgaben im Rahmen der RRF wurde 
aus dem Kreis der wortmeldenden Mitgliedstaaten 
an die Verantwortung gegenüber den Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern erinnert. Auch wurden 
Zweifel an Forderungen nach mehr Mitteln für den 
Mittelfristigen Finanzrahmen geäußert. Die spani-
sche Ratspräsidentschaft erklärte, dass der Rat auf 
diesen Bericht im Rahmen des Entlastungsverfah-
rens unter der kommenden belgischen Präsident-
schaft zurückkommen werde.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2024 
und des Finanzplans bis 2027

Datum Veranstaltung

15./16. Januar 2024 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

22. bis 24. Februar 2024 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Gent, Belgien

28./29. Februar 2024 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Sao Paolo, Brasilien

11./12. März 2024 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

11./12. April 2024 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

15. bis 21. April 2024 Frühjahrstagung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank mit Treffen der 
G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Washington, D.C., USA

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Datum Verfahrensschritte

9. bis 11. Mai 2023 Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“

5. Juli 2023 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2024 und Finanzplan bis 2027

18. August 2023 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

5. bis 8. September 2023 1. Lesung Bundestag

29. September 2023 1. Durchgang Bundesrat 

24. bis 26. Oktober 2023 Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“

Januar 2024 2./3. Lesung Bundestag

Januar 2024 2. Durchgang Bundesrat

Februar 2024 Verkündung im Bundesgesetzblatt

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Januar 2024 Dezember 2023 30. Januar 2024

Februar 2024 Januar 2024 22. Februar 2024

März 2024 Februar 2024 21. März 2024

April 2024 März 2024 23. April 2024

Mai 2024 April 2024 24. Mai 2024

Juni 2024 Mai 2024 20. Juni 2023

Juli 2024 Juni 2024 23. Juli 2024

August 2024 Juli 2024 22. August 2024

September 2024 August 2024 20. September 2024

Oktober 2024 September 2024 22. Oktober 2024

November 2024 Oktober 2024 21. November 2024

Dezember 2024 November 2024 20. Dezember 2024

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
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